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II

Spezieller Teil .

Die einzelnen Beſtimmungen des Toleranzantrags .





Erſtes Buch .

Individuelle Religionsfreiheit . (§ 1 des Toleranzantrages . )

§ 29 . Die Bedeutung des §S 1 als Rechtsſatz oder

Rechtsgrundſatz .

Der erſte Artikel lautete in ſeiner urſprünglichen Faſſung :

„ Jedem Reichsangehörigen ſteht innerhalb des Reichsgebiets volle

Freiheit des religiöſen Bekenntniſſes , der Vereinigung zu Religions⸗

gemeinſchaften , ſowie der gemeinſamen häuslichen und öffentlichen

Religionsübung zu.
Den bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Pflichten darf durch die

Ausübung der Religionsfreiheit kein Abbruch geſchehen . “

In der Toleranzkommiſſion des Jahres 1901 wurde von den

Zentrumsabgeordneten zur Begründung dieſes Antrages ausgeführt :

Dieſe Beſtimmung ſei wörtlich aus der preußiſchen Verfaſſungsurkunde

übernommen . Sie enthalte folgende drei Punkte : Freiheit des reli —

giöſen Bekenntniſſes , Freiheit der Vereinigung zu Religionsgemeinſchaften

und Freiheit der gemeinſamen häuslichen und öffentlichen Religions —

übung . Durch den Antrag ſolle der Grundgedanke der verfaſſungs —

mäßigen Freizügigkeit weiter ausgebaut werden : Wenn jemand das

Recht hat , ſich überall niederzulaſſen ohne Rückſicht auf ſein Glaubens⸗

bekenntnis , ſo darf ihm dieſes Recht nicht durch Erſchwerung der

Übung ſeines Religionsbekenntniſſes beeinträchtigt werden . Der Antrag

will nur erreichen , was in Preußen ſchon geltendes Recht iſt . Von

mehreren Seiten iſt zugegeben worden , daß man mit derſelben Be —

ſtimmung in Preußen gute Erfahrungen gemacht habe , aber der preu —
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ßiſche Artikel 12 enthalte auch einen Hinweis auf Artikel 30 und 31

der Verfaſſung und es folge ihm ein Artikel 13 , der von der Vereins —

geſetzgebung und den anerkannten Religionsgemeinſchaften handle und

dieſe fehlen hier . Wir behandeln die Sache eingehender beim Kapitel
über die Religionsgemeinſchaften .

Bedeutſamer iſt der von nationalliberaler Seite erhobene Ein —

wand , daß dieſer Artikel nur Rechtsgrundſätze enthalte , aber keine Rechts —
ſätze ; er ſei mehr ein Programm für die Geſetzgebung der Einzelſtaaten ,
welcher damit eine gewiſſe Schranke geſetzt wird . Zur Durchführung
dieſer Rechtsgrundſätze ſeien Ausführungsbeſtimmungen , Geſetzesände⸗

rungen in den Einzelſtaaten notwendig ; dabei würden Forderungen und

Anſprüche auftauchen , welche Konflikte der unangenehmſten Art hervor —

rufen . Dieſe Anſchauung führte ſchon in der Kommiſſion wie dann

im Plenum zu dem Antrage Dr . Hieber —Dr . Sattler ( Seſſ . 1900/03

Nr . 455 ) dem Antrage 1 folgenden Abſatz 2 hinzuzufügen :

„ Der Erlaß von Geſetzen zur Ausführung des vorſtehenden Grund —

ſatzes iſt bis zum Erlaß eines Reichsgeſetzes über Vereins - und Ver —

ſammlungsrecht Sache der Einzelſtaaten . “

Die beiden Antragſteller begründeten ihre Anſicht auch im Plenum

(ogl. Rede des Abg. Dr . Hieber vom 29 . Jan . 1902 S . 3739 und

des Abg. Dr . Sattler vom 1. Mai 1902 S . 5205 ) erſterer gab zu ,

daß die Annahme dieſes Artikels einen „gewiſſen Gewinn “ ( S. 3739 )

bringen würde , der Zweck ſeines Antrages ſei , Konflikte zu verhüten

„zwiſchen dem Reichsſtaatsrecht und einem Einzelſtaats - beziehungsweiſe

Kirchenſtaatsrecht , und doch zugleich dem Ausdruck zu geben , daß dieſe

Sache funditus zu regeln iſt durch ein Reichsvereinsrecht , daß meine

politiſchen Freunde von jeher gewünſcht haben , und daß allein der

geeignete Weg iſt , allen Beſchwerden auf dieſem Gebiete abzuhelfen . “
( S . 3740 ) .

Der konſervative Abg. Graf Bernſtorff hielt die Anregung für

„ nicht ganz ohne Bedeutung “ , während der ſozialdemokratiſche Abg.
Kunert hierin einen „ regelrechten Verſchleppungsantrag “ ſah ( S. 3749 ) .

Die Zentrumsabgordneten betonten demgegenüber in der Kommiſſion : Was

die praktiſchen Wirkungen anbelangt , ſo müſſe man auch bei Rechtsgrund —
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ſätzen — ſelbſt angenommen , daß es ſich hier nur um ſolche handelte —

unterſcheiden zwiſchen den juriſtiſchen und ſonſtigen Wirkungen der —
ſelben . Selbſt wenn ein Rechtsgrundſatz keine direkten juriſtiſchen
Wirkungen bringe , könne er große und weitgreifende politiſche Wir⸗

kungen haben . Iſt ein ſolcher Rechtsgrundſatz anerkannt , ſo iſt damit
die erſte und wichtigſte Etappe gewonnen . In den einzelnen Staaten
werden dann die gedrückten Religionsgeſellſchaften ihre Anſprüche er —
heben und Anſtrengungen auf Durchführung dieſer Grundſätze machen .
Hieraus könnten einzelne Konflikte ſich ergeben , aber im politiſchen
Leben ſei der Kampf oft das einzige Mittel , um überlebte Inſtitutionen
zu beſeitigen . Der Antrag habe aber dieſelbe Bedeutung wie das

Geſetz von 1869 ; es enthalte keine bloßen Grundſätze für die erſt noch

zu erlaſſenden Geſetze . In erſter Linie gelte die Beſtimmung als

Rechtsſatz : was derſelben offen widerſpricht , ſei damit aufgehoben ; die

Rechtſprechung habe zu entſcheiden , welche ſpeziellen Geſetze eines Einzel⸗
ſtaates damit beſeitigt ſeien . Wenn z. B. das Recht der freien Ver —

einigung zu Religionsgemeinſchaften zugeſtanden ſei , ſo könne eine

landesherrliche Genehmigung hierzu nicht mehr gefordert werden .
Weiter gehe die politiſche Tragweite ; ſoweit die Beſtimmung nicht
direkt als Rechtsſatz wirke , gelte ſie als Rechtsgrundſatz , zu deſſen

Durchführung Ausführungsgeſetze in den einzelnen Staaten zu ſchaffen
ſeien . — Im Anſchluß daran führte der Abg. Dr . Bachem am 29 .

Jan . 1902 im Plenum aus , daß der Antrag gewiß ein Programm ent⸗

halte , aber noch mehr als ein Programm ſei er ein Rechtsſatz , er ſage :
als beides , ſowohl als Rechtsſatz wie als Programm habe er ſeine

gute Bedeutung . Dann zeigte er an zwei Beiſpielen die praktiſche
Bedeutung des Artikels als Rechtsſatz ; ſo müßte den Katholiken in

Mecklenburg , da Artikel 1 auch die öffentliche Religionsübung ſichert ,
geſtattet werden , kirchliche Gebäude mit einem Turm zu erſtellen , ebenſo

z. B. in Blankenburg die Niederlaſſung eines katholiſchen Geiſtlichen ,
da zur öffentlichen Religionsübung auch ein Geiſtlicher am Orte ge⸗
höre , der die Seelſorge ausüben könne . Aber der Antrag habe auch
als Rechtsgrundſatz , als Programm , ſeine außerordentlich große Bedeutung .
Er hat als ſolches ſeine Wirkung in Preußen ausgeübt , er wird ſie
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auch im ganzen Deutſchen Reich ausüben ; er iſt eine Direktive , er iſt

ein Leuchtturm , nach dem man ſich richten kann , der vor gefährlichen

Klippen und Untiefen hütet und bewahrt . “ ( S. 3748 ) .

Die Annahme des nationalliberalen Antrages hätte natürlich die

Folge gehabt , daß Artikel 1 nur als ein reiner Rechts - Grundſatz be —

trachtet worden wäre , er wäre ein hübſches Programm in den Reichs —

geſetzen geweſen , aber als Rechtsſatz hätte er nichts gewirkt d. h. alle

die intoleranten Fälle in den Einzelſtaaten hätten auch künftig ſich

ebenſo noch abſpielen können , ſolange die intoleranten einzelſtaatlichen

Geſetze nicht geändert worden wären . Der Antrag der Nationalliberalen

iſt auch mit großer Mehrheit abgelehnt worden ; bei der Beratung des

zweiten Toleranzantrages kamen ſie in der Kommiſſion nicht mehr

auf dieſen Antrag zurück .

Die Bedeutung des Artikels 1 in dieſer Faſſung liegt darin , daß

er als Rechtsſatz ein ganz klares Gebiet umfaßt , wo er von vorn —

herein und ohne Bedingung rechtskräftig wird , d. h. er beſeitigt ohne

weiteres alle jene landesgeſetzlichen Vorſchriften , die z. B. der öffent —

lichen Religionsübung im Wege ſtehen ; er räumt hier mit den ver —

alteten Beſtimmungen des Staatskirchentums gründlich auf . Daneben

kann es allerdings noch ein weiteres Gebiet geben , wo die Wirkung

dieſes Artikels nicht ſofort und ohne weiteres klar iſt ; hier können die

Einzelſtaaten Ausführungsgeſetze geben , wie das bei einer Reihe anderer

Reichsgeſetze ebenſo der Fall iſt , ohne daß das Reichsgeſetz eine ent —

ſprechende Beſtimmung enthält .

Bei der zweiten Leſung im Plenum iſt von den Abg . Gröber

Zt . ) und Dr . Ortel ( Konſ. ) am 1. Mai 1902 beantragt worden ,

folgenden Abſatz 3 dem Artikel 1 anzugliedern :

Unberührt bleiben die allgemeinen polizeilichen Vorſchriften der

Landesgeſetze über das Vereins - und Verſammlungsweſen .

( Seſſ . 1900/03 Nr . 629 . )

Dieſer Antrag hatte lediglich den praktiſchen Zweck , die Einwendungen

aufzuräumen , welche — allerdings unberechtigterweiſe — daraus her⸗

geleitet werden konnten , daß der Artikel 1 den Hinweis auf die Vereins⸗

geſetzgebung , wie er ſich im gleichlautenden Artikel 12 der preußiſchen
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Verfaſſung findet , unterlaſſen hat , was gar nicht nötig war .

Als der ſoz . - dem. Abg . Kunert am 1. Mai 1902 gegen die

Annahme dieſes . Zuſatzes das Bedenken äußerte , „ daß unaufgehoben
verbleiben die erwähnten geſetzlichen Vorſchriften für alle Religions —

gemeinſchaften im allgemeinen . Damit bleibt für die nicht an —

erkannten Religionsgemeinſchaften alles beim alten , der alte polizei

liche Zuſtand der Bevormundung , ÜÜberwachung , Auflöſung oder Ge —

nehmigung , kurz der chikanöſe Zuſtand , den wir heute haben , und

deſſen Fortbeſtand wir mit aller Energie zu bekämpfen haben . “ ( S. 5224) ,

erwiderte ihm ſofort Abg . Dr . Spahn 3t . ) : „ Wird der Antrag

angenommen in der Kommiſſionsfaſſung , ſo hat er an ſich die Bedeutung ,

daß religiöſe Gemeinſchaften , welche unter dieſen Antrag fallen , gegen
das landesgeſetzliche Vereinsrecht geſchützt werden , ſoweit dieſes ſie be

trifft . Dagegen bleibt , wie man ſich in der Kommiſſion einig war

und wie es meines Erachtens unzweifelhaft iſt , dasjenige allgemeine

Vereins⸗ und Verſammlungsrecht der Einzelſtaaten beſtehen , welches

das äußere Heraustreten dieſer Gemeinſchaften in die Sffent —

lichkeit , alſo auf die Straßen und Plätze , auf die Orte , die dem

Polizeiaufſichtsrecht unterliegen , regelt . Beſeitigt werden aber alle

Polizeibeſtimmungen über religiöſe Vereine , weil dieſe hier vom landes

rechtlichen Vereinsrecht ausgenommen werden . In der Verfaſſung

ergiebt der Art . 4 unter Nr . 16 , daß , ſolange die Reichsgeſetzgebung
die Regelung des Vereinsweſens , wozu ſie zuſtändig iſt , nicht in die

Hand genommen hat , das Landesrecht aufrecht erhalten bleibt ; und

das iſt das Reſultat , das aus der Annahme des §S 1 der Kommiſſions

vorlage ſich ergeben würde . Etwas anderes ſagt auch der Antrag

Srtel - Gröber nicht . Durch den Zuſatz wird materiell nichts geändert ;

s wird nur im Geſetz ausgeſprochen , was der Juriſt aus der Ver —

aſſung herauslieſt . “ ( 179 . Sitz . v. 1. Mai 1902 , S . 5225 . )

Der Antrag Gröber - Ortel fand Annahme und mit ihm der ge —
ſamte § 1; ebenſo in dritter Leſung am 5. Juni 1902 . Als das

Zentrum im Dezember 1903 ſeinen Toleranzantrag wieder einbrachte ,

f

nahm es die Faſſung dieſes Reichstagsbeſchluſſes in denſelben auf . In der

Kommiſſion beantragten nun die Sozialdemokraten , dieſen Abſatz 3
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wieder zu ſtreichen . Es beſtänden gegen denſelben Bedenken angeſichts
der außerordentlich großer Verſchiedenheit der Geſetze über das Vereins —

und Verſammlungsrecht und der vielfach willkürlichen Handhabung

derſelben . In Sachſen z. B. vindiziere ſich die Regierung das Recht ,

alle möglichen Verbote zu erlaſſen ; es könnte die ganze Religions —

freiheit durch Handhabung des Vereinsrechtes illuſoriſch gemacht werden .

Die Zentrumsabgeordneten erwiderten , daß ſie keinen Anlaß hätten ,
an demſelben feſtzuhalten , zumal er nur zur Beruhigung dritter auf —

genommen worden ſei . Die Streichung wurde auch mit allen gegen

3 Stimmen beſchloſſen .

§ 30 . Ausdehnung der Religionsfreiheit auf Ausländer .

Übereinſtimmend mit der ſeitherigen Übung und Geſetzesſprache

enthielt der erſte und zweite T. - A. die Religionsfreiheit nur für die

„ Reichsangehörigen “ ; ſchon in der erſten Kommiſſion wurde von ſozial —

demokratiſcher Seite der Antrag geſtellt , die Freiheit der Religions

übung jedermann im Reiche zu geben , es würde gerade gegenüber dem

Auslande einen günſtigen Eindruck machen , wenn Deutſchland ſo vor —

gehe . Dem entgegen wurde von den Zentrumsabgeordneten bemerkt ,

daß man ſachlich dieſen Standpunkt vollſtändig teile , man habe ſich

nur geſetzestechniſch an die Faſſung angeſchloſſen , welche bisher in der

geſamten Geſetzgebung des Reiches und der Einzelſtaaten üblich war .

Wir machen unſere Geſetze für die Reichsbürger ; wie die Ausländer

zu behandeln ſeien , würde in den Handels - und Freundſchaftsverträgen

geregelt . Es liege alſo ein Gegenſatz in der ſachlichen Auffaſſung in

keiner Weiſe vor ; ein ſpezielles Bedürfnis zum Abgehen von der bis —

herigen Übung ſei nicht gegeben . Wo Beeinträchtigungen der religiöſen

Freiheit von Ausländern vorgekommen ſeien , wie z. B. in Sachſen im

Falle von Wechſelburg , ſeien die Reichsangehörigen ebenſo behandelt

worden , wie die Ausländer . Von anderer Seite wurde hervorgehoben
der Hinweis auf die Kongoakte ſei die beſte Kritik gegen den Abänderungs⸗

antrag und zeige , daß dieſe Dinge auf dem Wege internationalen

Vertrages geregelt werden müſſen ; Deutſchland würde ſich gerade der

beſten Waffen berauben , um die Rechte der Deutſchen im Auslande
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zu ſichern , wo man vielleicht nicht ſo human denke . Deutſchland werde

bei Verträgen hinſichtlich freier Religionsübung innerhalb ſeiner Grenzen
niemals Schwierigkeiten machen .

Der Antrag wurde damals mit 13 gegen 5 Stimmen abgelehnt
und im Plenum nicht wiederholt . Bei der Beratung des zweiten T. A .

wiederholte in der Kommiſſion die Sozialdemokraten ihre Anträge mit

der gleichen Begründung ; das Zentrum hielt an ſeinem oben mit⸗

geteilten materiellen Standpunkte feſt , erhob jedoch keine Einwendung
mehr gegen die entſprechende Ausdehnung . In der zweiten Leſung
wurde dann folgende Formulierung angenommen :

„ Volle Freiheit des religiöſen Bekenntniſſes , der Vereinigung zu
Religionsgemeinſchaften , ſowie der gemeinſamen häuslichen und öffent⸗
lichen Religionsübung ſteht innerhalb des Reichsgebiets jedem zu . “

*1*

Die Aufnahme des Wortes „ Rechten “ in dem 2. Abſatz dieſes

Artikels nach dem Worte „Pflichten “ wurde bei der Beratung des

zweiten Toleranz - Antrages mit großer Mehrheit beſchloſſen , aller —

dings wies ein Zentrumsabgeordneter noch darauf hin , daß hier —
durch die Oppoſition in Sachſen vielleicht noch verſchärft würde , da

bei den früheren Verhandlungen geltend gemacht worden ſei , daß in

Sachſen gewiſſe Rechte den Proteſtanten geſetzlich geſichert ſeien , z. B.

daß der Kultusminiſter immer Proteſtant ſein müſſe .

Der Antrag , das Geſetz vom 3. 7. 1869 in den T. - A. herüber
zunehmen , wurde abgelehnt , da hierfür kein Bedürfnis beſteht .

§ 31 . Verbot der amtlichen Befragung nach dem

Glaubensbekenntnis .

In beiden Kommiſſionsberatungen wurden von ſozialdemokratiſcher
Seite Anträge geſtellt , einen weiteren Abſatz des Inhalts aufzunehmen :

„ Niemand iſt verpflichtet , ſein Glaubensbekenntnis zu offenbaren .f 8
Amtliche Befragung nach demſelben iſt unzuläſſig . “

Bei der Beratung des erſten Antrages iſt der weitere Antrag

eingelaufen , im Falle der Annahme dieſes Antrages als dritten Abſatz

des §1 folgenden Zuſatz zu machen :
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„ Die Befugnis des Reiches , der Länder und Gemeinden , bei Volks

zählungen und ähnlichen allgemeinen Erhebungen die Zugehörigkeit

zu einer Religionsgemeinſchaft zu ermitteln , bleibt jedoch hierdurch

unberührt . “

Von den Antragſtellern ſind dieſe Anträge damit begründet

worden , daß , wenn man die Religionsfreiheit verwirklichen wolle , müſſe

jede Einflußnahme des Staates auf die Religion beſeitigt werden ; der

Staat habe ſich um die Konfeſſionszugehörigkeit nicht zu kümmern . In

früherer Zeit hätten ſich aus der Zugehörigkeit zu einer Konfeſſion

verſchiedene Rechte ergeben . Heute könne es z. B. dem Richter ganz

gleichgültig ſein , ob einer Chriſt oder Jude ſei ; jeder leiſte denſelben

Eid , unterſtehe denſelben Geſetzen ; andere Staaten ſeien ſchon ent —

ſprechend vorgegangen . Hiergegen wurde geltend gemacht : die Annahme

dieſer Anträge ſei unmöglich ; es ſei in vielen Fällen notwendig zu

wiſſen , welchem religiöſen Bekenntnis jemand angehöre ; man möge ſich

nur erinnern an die vielfachen Klagen , welche bezüglich der Parität

in Preußen beſtehen ; es ſei nicht wünſchenswert , die Zugehörigkeit zu

einer Religionsgemeinſchaft zu verſchleiern , der Menſch müſſe den Mut

ſeiner Überzeugung haben gerade in dieſen heiligſten Dingen ; es handle

ſich auch nur um die allgemeine Frage nach der Zugehörigkeit zu einer

Konfeſſion , nicht um die Stellungnahme gegenüber einzelnen Lehren

dieſer Konfeſſion . Die Ausübung der Religion müſſe frei ſein , aber

das deutſche Volk brauche doch nicht dagegen geſchützt zu werden , daß

es frei und offen ſeinen Glauben bekenne . Das Religionsbekenntnis

ſpiele in ſo vielen Fällen ins ſtaatliche Leben hinein , daß eine ſo

allgemeine Beſtimmung unmöglich getroffen werden könne . Der Antrag

würde zunächſt ſeine Wirkung äußern vor Gericht bei Vernehmung

von Zeugen und Sachverſtändigen ; wenn in dieſer Beziehung Be —

ſchwerden vorliegen , können ſie bei Reviſion der Zivil - und Straf —

prozeßordnung erledigt werden . Auch vom Standpunkt der ſtatiſtiſchen

Wiſſenſchaft ſei es von Wichtigkeit , zu konſtatieren , wie die Konfeſſionen
verteilt ſind und ſich entwickeln . Es ſei bisher nicht bekannt ge —

worden , daß jemand durch Befragen nach ſeiner Konfeſſion ſich be —

ſchwert gefühlt hätte . Wenn es ſich um Regelung der Kirchen - und
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Schullaſten handle , müſſe man doch wiſſen , wer zur betreffenden

Konfeſſion gehöre und dieſe Laſten zu tragen habe . Schließlich dürfte

der Pfarrer auch bei einer Eheſchließung nicht mehr die amtliche

Frage nach der Konfeſſion ſtellen .

Die Anträge wurden jedesmal mit ſehr großer Mehrheit abgelehnt .

*

Nach den Beſchlüſſen der zweiten Toleranz - Kommiſſion lautet nun —

mehr Artikel 1 folgendermaßen :
§ 1.

Volle Freiheit des religiöſen Bekenntniſſes , der Vereinigung zu

Religionsgemeinſchaften , ſowie der gemeinſamen häuslichen und

öffentlichen Religionsübung ſteht innerhalb des Reichsgebiets jedem zu.

Den bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechten und Pflichten darf

durch die Ausübung der Religionsfreiheit kein Abbruch geſchehen .
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Vereinbarung der Eltern über die veligiõſe Kindererziehung .
( S2 und 3des Toleranzantrages . )

§ 32 . Die Geſetzgebung über die religiöſe Kindererziehung
in den Einzelſtaaten .

Es dürfte wohl nach Schaffung des einheitlichen deutſchen Rechtes

kein Gebiet geben , auf welchem die Zerſplitterung innerhalb des deutſchen
Reiches größer iſt als bei den heutigen Beſtimmungen über die religiöſe
Kindererziehung . Nicht nur nahezu jeder Kleinſtaat hat ſeine eigenartigen
Vorſchriften , ſondern man findet wiederum innerhalb des Gebietes

eines Staates recht erhebliche Abweichungen . Selbſtverſtändlich beziehen
ſich alle dieſe Vorſchriften nur auf Kinder aus Miſchehen . Die

Verwirrung auf dieſem Gebiete iſt aber noch um ſo größer , als die

Geſetze in einzelnen Staaten wiederum einen Dispens an den allgemeinen

Vorſchriften zulaſſen .
Die geltenden Landesgeſetze enthalten vielfache Beſchränkungen der

elterlichen Freiheit in der Kindererziehung , die einen weſentlichen Beſtand —
teil der Freiheit der Religionsübung darſtellt . Am weiteſten gehen in der

Beſchränkung der elterlichen Freiheit jene Geſetze , welche die Konfeffion der

Kinder aus gemiſchten Ehen unabhängig vom Willen der Eltern direkt vor —

ſchreiben . So beſtimmt das Naſſauiſche Edikt vom 22 . “ 26 . März 1808 ,

daß die Kinder ansnahmslos in der Religion des Vaters zu erziehen
ſind . Zeitungsnachrichten zufolge müſſen in Helgoland nach einem

Geſetze vom 15 . September / 19 . Oktober 1753 ſämtliche Kinder aus
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einer gemiſchten Ehe , ſobald ein Eheteil evangeliſch - lutheriſchen Bekennt⸗

niſſes iſt , in der evangeliſch - lutheriſchen Religion erzogen werden , auch

wenn beide Eltern einig wären , es in einer anderen Konfeſſion zu

erziehen . Wieder andere Landesgeſetze beſtimmen , daß alle Kinder aus

derſelben Ehe in derſelben Konfeſſion erzogen werden müſſen ; ſo in

Sachſen - Weimar und Schwarzburg - Sondershauſen . — In den meiſten

Landesgeſetzen iſt die Beſtimmung der Religion des Kindes dem Vater

überlaſſen . Dabei wird aber im einzelnen vorgeſchrieben , daß der

Vater die einmal getroffene Beſtimmung nicht mehr ändern kann , ſo

Braunſchweig , Sachſen - Weimar , Schwarzburg - Sondershauſen . In an⸗

deren Geſetzen iſt die Abänderung der einmal getroffenen Beſtimmung
an erſchwerende Vorausſetzungen geknüpft , z. B. in Reuß ältere Linie

von der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts abhängig gemacht .

In Kurheſſen iſt eine Abänderung der vom Vater getroffenen Be

ſtimmung nur zuläſſig , wenn der Vater ſelbſt zu einer anderen Kon —

feſſion übertritt . Eine weitere Beeinträchtigung der elterlichen Freiheit

findet ſich in vielen Landesgeſetzen dahingehend , daß kirchliche oder

ſtaatliche Behörden , namentlich Schulbehörden das Recht haben , die

Durchführung dieſer Geſetze zu überwachen und deren Durchführung

auch gegen den Willen der beteiligten Eltern zu erzwingen . Ein Teil

der Landesgeſetze erkennt die Rechtsgültigkeit von Vereinbarungen und

Verträgen zwiſchen den Eltern reſp . Verlobten über die Konfeſſion der

Kinder aus gemiſchten Ehen an ; ſo in Bayern , Sachſen , Württemberg ,

Mecklenburg - Schwerin , Lippe - Detmold , Waldeck und einzelnen Teilen

der preußiſchen Monarchie ( Schleswig , Frankfurt a. M. und die Gebiete

der Amtsgerichte Orb , Hilders und Weyhers ) dagegen erklären andere

Landesgeſetze ſolche Verträge für ungültig ; ſo namentlich das Preußiſche

Allgemeine Landrecht nach der Deklaration vom 21 . November 1803 ,

Hannover , Naſſau , Kurheſſen , Baden , Heſſen , Braunſchweig , Sachſen —

Weimar , Oldenburg , Holſtein , Sachſen⸗Meiningen , Sachſen⸗Altenburg ,

Sachſen⸗Koburg⸗Gotha , Schwarzburg - Rudolſtadt , Schwarzburg - Sonders -

hauſen , Reuß ältere Linie , Lübeck , Elſaß - Lothringen . Freilich kommt

wieder ein Teil der Landesgeſetze , welche ſolche Verträge für nicht zu —

laſſig erklären , der vertragsmäßigen Regelung tatſächlich doch ziemlich
berger , Toleranz 12
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nahe , wie das Preußiſche Allgemeine Landrecht , nach welchem „ſolange

Eltern über den ihren Kindern zu erteilenden Religionsunterricht

einig ſind , ein dritter kein Recht hat , ihnen darin zu widerſprechen . “

In den Rechtsgebieten , welche Verträge der Eltern über die

religiöſe Kindererziehung zulaſſen , iſt eine Verſchiedenheit inſofern zu

beobachten , als in einzelnen derſelben für die Gültigkeit ſolcher Ver⸗

träge die Einhaltung einer beſtimmten Form gefordert wird , wie in

Bayern notarielle , in Sachſen , Württemberg und Waldeck gerichtliche

Beurkundung . Dagegen laſſen die Geſetze von Mecklenburg - Schwerin ,

Lippe⸗Detmold und Schleswig formloſe Vereinbarungen zu. — Eine

weitere Verſchiedenheit zeigt ſich darin , daß in Mecklenburg⸗Schwerin

ſolche Verträge nur vor Eingehung der Ehe abgeſchloſſen werden können .

Neben der Freiheit der Eltern in der Abſchließung ſolcher Ver —

träge kommt in zweiter Linie in Betracht der Schutz der einmal

getroffenen Beſtimmung über die Religion der Kinder , wenn die

Eltern ihren Wohnſitz wechſeln und in ein anderes Rechtsgebiet ver —

ziehen . Die Frage über die räumliche Geltung der bezüglichen Landes —

geſetze iſt nur in zwei Landesgeſetzen ausdrücklich entſchieden , nämlich

in Sachſen und Braunſchweig . Im übrigen iſt ſie Sache der

richterlichen Auslegung und ſehr beſtritten . Gerade die Landesgeſetze

von Sachſen und Braunſchweig führen aber zu äußerſt mißlichen

Eingriffen in rechtsgültig begründete Verhältniſſe . Zum Beiſpiel : ein

Reichspoſtbeamter proteſtantiſcher Konfeſſion heiratet in Köln ein

katholiſches Mädchen und vereinbart rechtsgültig katholiſche Kinder —

erziehung . Nachdem ihm zwei Kinder geboren , katholiſch getauft und

erzogen ſind , wird er nach Braunſchweig verſetzt . Das dortige Geſetz

beſtimmt , daß auf Eheleute gemiſchter Religion , welche nach Braun —

ſchweig hereinziehen , das braunſchweigiſche Landesgeſetz Anwendung

findet , wonach die Kinder in der Konfeſſion des Vaters zu erziehen

ſind , wenn nicht innerhalb acht Wochen nach der überſiedelung bei

der Kreisdirektion der Nachweis geliefert wird , wie es bezüglich der

religiöſen Erziehung der Kinder zu halten iſt . Der Poſtbeamte ver⸗

ſäumt die Friſt aus Unkenntnis und verfällt der Vorſchrift des braun —

ſchweigiſchen Geſetzes , daß nicht nur die vorhergeborenen , ſondern auch
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die ſpäter aus der Ehe hervorgehenden Kinder in der Konfeſſion des

Vaters , alſo in dieſem Falle in der proteſtantiſchen Konfeſſion zu er⸗

ziehen ſind . Dieſe Beſtimmung gilt auch , wenn beide Eheleute über

die Erziehung unter ſich einig ſind und ihre bisher katholiſch erzogenen
Kinder auch ferner in der katholiſchen Konfeſſion erhalten wollen .

Ein anderer Fall . Ein aus Sachſen ſtammender Proteſtant

verheiratete ſich in Bamberg mit einer Katholikin und vereinbarte

nach bayeriſchem Recht durch notariellen Vertrag katholiſche Kinder —

erziehung . Nachdem ihm mehrere Kinder geboren und katholiſch ge—

tauft waren , zieht er nach Sachſen und will ſeine Kinder in die

katholiſche Schule ſchicken . Das ſächſiſche Kultusminiſterium entſcheidet ,

daß die Kinder als proteſtantiſch zu und in die lutheriſche
Schule zu ſchicken ſind , weil nach ſächſiſchem Geſetz der über

religiöſe Kindererziehung nicht vor dem Notar ſor

Amtsgericht geſchloſſen werden kann , der bayeriſche Vertrag ſonach un

gültig iſt . Der Ehemann will nun einen neuen Vertrag vor dem

idern nur vor dem

Amtsgericht abſchließen , muß aber erfahren , daß dies nicht mehr mög —
lich iſt , weil die beiden ſchulpflichtigen Kinder ſchon mehr als 6 Jahre

alt ſind und nach ſächſiſchem Geſetz eine Vereinbarung über die reli —

giöſe Erziehung von Kindern über 6 Jahre nicht mehr getroffen werden

kann . Die Eltern ſind alſo gezwungen , dieſe zwei Kinder , welche ſie ,

wie bisher , katholiſch erziehen wollten , in die lutheriſche Schule zu

ſchicken . Bezüglich des dritten Kindes , welches noch nicht 6 Jahre

alt war , ſchloſſen die Eltern ſpäter nach ſächſiſchem Recht einen Ver

trag über die katholiſche Erziehung . Mit Rückſicht auf die Religion
dieſes dritten Kindes iſt es dann endlich den Eltern gelungen , von

der Gnade des Königs Disspenſation für die beiden älteren Kinder

zu erhalten . ( Nach den Ausführungen des Abg. Gröber in der

erſten Toleranzkommiſſion 1900/03 Nr . 372.)372 . 0

Man darf aber nicht annehmen , als ob dieſe Geſetze alle aus

längſt zurückliegenden Zeiten ſtammten , teilweiſe ſind dieſelben ganz

neuen Datums und erſt als Ausführungsgeſetze zum B. G. B. geſchaffen

worden . So enthält das Ausführungsgeſetz von Reuß ä. L. vom

26 . Nov . 1899 noch die Beſtimmung :



Zweites Buch .

„ Zur Anderung eines Religionsbekenntniſſes eines Kindes iſt die

Gernehmigung des Vormundſchaftsgerichts notwendig :

a) wenn während beſtehender Ehe die Mutter des Kindes über

deſſen religiöſe Erziehung nach der Vorſchrift unter 3 zu be

ſtimmen hat ,

wenn dem Vater oder der Mutter das Recht und die Fflicht ,

für die Perſon des Kindes zu ſorgen , neben einem dem Kind

beſtellten Vormund oder Pfleger zuſteht . “

Noch auffallender iſt eine Beſtimmung des Ausführungsgeſetzes

zum B. G. ⸗B. in Lübeck vom 30 . Oktober 1899 , in welchem §S 114

einfach beſtimmt : „ Das Vormundſchaftsgericht kann aus wich —

tigen Gründen anordnen , daß ein Kind in einem andern

als dem geſetzlich beſtimmten Bekenntniſſe zu erziehen iſt . “

§ 33 . Das Bedürfnis nach einer reichsgeſetzlichen Regelung .

Angeſichts dieſer Verhältniſſe wird auch die Notwendigkeit einer

reichsgeſetzlichen Regelung dieſer Frage von keiner Seite beſtritten ;

ſelbſt die heftigſten Gegner des T. - A. geben das zu. Profeſſor Kahl

hält in ſeiner Broſchüre gegen den T. - A. das „Eingreifen der Reichs —

geſetzgebung für dringend geboten . “ ( S. 29) . Er hält auch die Kompetenz
des Reiches für gegeben ; nur meint er : „Die Sache gehört in das8 8 *

B. G. ⸗B. hinein ! “ ( S . 31 ) . Ganz ſeinen Spuren folgt auch der

nat . ⸗lib . Abg . Dr . Hieber , der am 18 . Febr . 1905 betonte :

„ Der einzige unter den Punkten , hinſichtlich deren eine reichsgeſetz —

liche Regelung annehmbar , vielleicht wünſchenswert wäre , iſt die reli —

giöſe Kindererziehung , die in den § 8 2 und 3geregelt werden ſoll

Ich habe da ſchon bei den letzten Verhandlungen gar nie ein Hehl

daraus gemacht , daß wir auf dieſem Gebiet eine reichsgeſetzliche Re —

gelung vollſtändig für angezeigt erachten würden . Hier iſt die Kom —

petenz des Reichs außer jedem Zweifel . Wir haben zur Zeit zirka

dreißig verſchiedene Rechtsgebiete in Deutſchland für dieſe Fragen ,
und daß es da zu allerhand Zweifeln , Widerſprüchen , Unannehmlich —

keiten auf der einen wie anderen Konfeſſionsſeite 8 weiß jeder . “
142. Sitz . v. 18. 2. 1905, S . 4564 . )

Einen ganz beſonderen Trumpf gegen das Zentrum ſucht aber

Profeſſor Dr . Kahl ( und nach ihm Dr . Hieber am 18 . 2. 1905 )
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in ſeiner genanuten Broſchüre durch folgende Aufſtellung auszuſpielen :
„ Aber wiederum , wie ſeltſam ! Bei der Vorbereitung unſeres großen
nationalen Geſetzgebungswerkes wurde die Regelung dieſer Materie

dringend angeſtrebt . Geſcheitert iſt ſie lediglich an dem Wider —

ſpruche der Kommiſſionsmitglieder aus — dem Zentrum “ ( S. 31

und 32 ) . Der Abg . Gröber hat bereits am 18 . Februar 1905

( S. 4587 ) die vollſtändige Unrichtigkeit dieſer Behauptung nach —

gewieſen und das weitere Material dann auch mitgeteilt . (Siehe
Seſſ . 1903/05 , zu Nr . 791 , Ziffer 52 - 54 ) . Der wirkliche Tat⸗

beſtand iſt folgender :

Der Einbringung des Entwurfes eines Bürgerlichen Geſetzbuchs

an den Reichstag ging eine zweimalige Durchberatung des Entwurfes

in zwei Kommiſſionen des Reichsjuſtizamtes voraus . In beiden

Kommiſſionen lagen Anträge zur geſetzlichen Regelung der religiöſen

Erziehung der Kinder vor ; ſämtliche Anträge wurden jedoch in

beiden Kommiſſionen abgelehnt und nur der Beſchluß gefaßt , die

Regelung der Frage der Landesgeſetzgebung z

Ergebniſſe der Beratungen ſind enthalten in 8§8 1508 und 1658

des erſten Entwurfes und im Artikel 105 des zweiten Entwurfes
eines Einführungsgeſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch , an deſſen
Stelle Artikel 133 des dem Reichstag vorgelegten Entwurfes und

nunmehr Artikel 134 des Einführungsgeſetzes ( „ Unberührt bleiben

die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die religiöſe Erziehung der

Kinder “ ) getreten iſt .

u überlaſſen . Die

Auch im Reichstag wurde der Entwurf nochmals in einer

—dritten — Kommiſſion einer Vorberatung unterzogen . Der Ver —

ſuch , eine reichsgeſetzliche Regelung der religiöſen Kindererziehung zu

erlangen , wurde hier von keiner Seite wiederholt . Der erſten Kom —

miſſion gehörten „Vertreter des Zentrums “ nicht an . In der zweiten
Kommiſſion aber wurde von dem Zentrumsabgeordneten Pr . Spahn
ein Antrag auf reichsgeſetzliche Regelung der religiöſen Kinder

erziehung geſtellt . Dieſer Antrag Dr . Spahn lautet :

1. Den § 1508 zu faſſen :
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„ In welchem religiöſen Bekenntnis ein Kind zu erziehen ſei , be—

ſtimmen deſſen Eltern . Deren Vereinbarungen ſowie die letztwilligen

Anordnungen des Letztlebenden derſelben über die religiöſe Erziehung

der Kinder ſind gültig , die letztwilligen Anordnungen jedoch nur , ſo

weit ſie getroffenen Vereinbarungen nicht widerſprechen . Iſt ein Kind

mit Wiſſen der Eltern in einem Bekenntniſſe getauft oder untertichtet

oder einer Schule oder Erziehungsanſtalt mit einem beſtimmten Be

kenntniſſe zugewieſen , ſo wird vermutet , daß dieſes geſchehen ſei , um

das religiöſe Bekenntnis dieſes Kindes ſowie derjenigen Kinder , über

deren religiöſe Erziehung keine Anordnung getroffen iſt , zu beſtimmen .

Fehlt beim Tode beider Eltern eine Beſtimmung über das religiöſe

Bekenntnis der Kinder , ſo ſind dieſelben in dem Bekenntniſſe des letzt

verſtorbenen Elternteils zu erziehen

2. Dem S 1655 als Satz 2 hinzuzufügen :

„ Die Sorge für die Perſon Kindes umſchließt bei Kindern

deren Familienſtand nicht zu ermitteln iſt , die Befugnis, das religiöſe

Bekenntnis des Kindes zu beſtimmen Die Entſcheidung bedarf der

Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts . Iſt ein Mündel uicht in

dem religiö özſen Bekenntniſſe des Vormundes zu erziehen , ſo iſt dieſem

die Sorge für deſſen religiöſe Erziehung zu entziehen . “

Eventuell , falls dem Vormund eine Beſtimmung über die religiöſe Er —

ziehung in weiterem Umfange wie im Abſatz 1 eingeräumt werden

ſollte , dem etwaigen Beſchluſſe hinzuzufügen :

„ Nach beendetem zwölften Lebensjahr ſteht dem Kinde die Ent —

ſcheidung über ſein religiöſes Bekenntnis zu. “

f9. Den 81658 , Relcher
es den Landesgeſetzen überläßt , das religiöſe

Bekenntnis der Mündel zu beſtimmen , zu ſtreichen .

Die Kommiſſion verneinte aber den Eintritt in die Einzelberatung ;

ſie wollte die Sache nicht im B. G. B. geregelt wiſſen . Es war ſomit

gerade der Vertreter des Zentrums , der eine reichsgeſetzliche Regelung der

religiböſen Kindererziehung beantragte . Man ſieht aus dieſem akten⸗

mäßigen Nachweiſe , in welch leichtfertiger Weiſe oft gegen das

Zentrum erhoben werden und viele Jahre langihr Daſein friſten können .

Bei der zweiten Leſung des erſten T. - A. ſtellte der Abg . Graf

von Bernſtorff - Lauenburg am 3. Mai 1902 den Antrag , die ge —

ſamte Regelung dieſer Frage im T. - A. abzulehnen und folgende

Reſolution zu beſchließen :
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Ddie verbündeten Regierungen zu erſuchen, dem Reichstag einen

Geſetzentwurf vorzulegen , wodurch die religiöſe Erziehung von Kindernö

iſchten Ehen für das Deutſche Rei einheitlich 82 wird . “

Seſſ . 1900/03 Nr . 635 .

aus g

Nach Annahme der betreffenden Artikel des T. - A. iſt dieſe Re

ſolution zurückgezogen worden .

8 84 . aßnahmen der preußiſchen Landeskirche betreffend

gemi— hte Ehen und

i
in denſelben .

Man ſtellt es gern ſo dar , als ſei die katholiſche Kirche in Sachen

er Miſchehe die einzige und * * „Friedensſtörerin “ , während

ie proteſtantiſche Kirche hierbei nur Toleranz und Entgegenkommen

kenne ; die katholiſche Kirche , ſagt man , belegt ihre Glieder , die eine

Miſchehe mit akatholiſcher Kindererziehung eingehen , mit den ſchwerſten

Strafen , mit der Exkommunikation ; die proteſtantiſche Kirche ſei bei

und weit friedliebender , wenn ſie auch zugebe ,

E4

1¹weitem nicht ſo „ rigoros

daß die Miſchehen nicht erwünſcht ſeien . Angeſichts dieſer land —

häufigen Behauptung über die Milde der proteſtantiſchen Kirche muß

man dem Abg . Gröber beſonderen Dank wiſſen , daß er Aktenſtücke

aus der preußiſchen Landeskirche in dieſer Beziehung geſammelt und

ſie den Materialien einverleibt hat . ( Seſſ . 1903/05 zu S . 791 Ziff .

55 und ff. ). An der Hand derſelben ſei hier ein kurzer Auszug gegeben

mit dem Hinweiſe : Wenn es ſich zunächſt nur um Maßnahmen

preußiſchen Landeskirche handelt , ſo umfaßt dieſe einmal den größten

eil der deutſchen Proteſtanten und ihr Verhalten findet in den übrigen

Landeslirchen getreue Nachahmung .

Die Grundlage für die jetzigen Maßnahmen bildet das Kirchen —

geſetz für die evangeliſchen Landeskirchen der alten Provinzen Preußens

am 27 . Juli 1880 betreffend die Trauungsordnung . Die Trauung

darf nach Artikel 12 Ziffer 4 nicht vorgenommen werden bei ge —

miſchten Ehen , „ vor deren Eingehung der evangeliſche Teil die Er —

ziehung ſämtlicher Kinder in der römiſch - katholiſchen oder in einer

anderen nicht evangeliſchen Religionsgemeinſchaft zugeſagt hat . “ Ferner

kommt hierbei in Betracht das Kirchengeſetz vom 30 . Juli 1880 be

treffend die Verletzung kirchlicher Pflichten in „ bezug auf Taufe , Kon —
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firmation und Trauung “ ; dasſelbe erklärt ein „Kirchenglied , welches

ſich verpflichtet , ſeine ſämtlichen Kinder der religibſen Erziehung einer

nichtevangeliſchen Religionsgeſellſchaft zu überlaſſen , der Fähigkeit , ein

kirchliches Amt zu bekleiden , ſowie des kirchlichen Wahlrechts , in

ſchweren Fällen auch das Recht der Taufpatenſchaft verluſtig “ ( § 6) ; des

weitern iſt ein Kirchenglied , welches eine gemiſchte Ehe mit nicht —

evangeliſcher Kindererziehung ſchließt „ der kirchlichen Wählbarkeit ver⸗

luſtig zu erklären , in ſchweren Fällen auch des Wahlrechts ſowie des

Rechts der Taufpatenſchaft “ (§S 7) . Endlich iſt beſtimmt , daß Kirchen —

glieder , welche von dieſen „ Maßregeln der Kirchenzucht betroffen wurden ,

vom heiligen Abendmahl zurückzuweiſen ſind , wenn dieſelben

als unfähig angeſehen werden müſſen , die Gnadengabe im Segen und

ohne Argernis der Gemeinde zu empfangen . “

Nach dieſen kirchengeſetzlichen Beſtimmungen nun haben die Konſiſtorien

in den einzelnen Provinzen eine Anzahl von Maßnahmen getroffen ,

teils um die Miſchehen feſtzuſtellen und zu ermitteln durch Anlegung

von Miſchehenliſten , teils ſind ſie über dieſe Vorſchriften noch hinaus —

gegangen und haben ſchärfere Kirchenſtrafen feſtgeſetzt , in einem Falle

ſogar Ausſchluß aus der Kirche . So hat unterm 14 . Febr . 1883 das

Konſiſterium zu Breslau die Superintendenten angewieſen , bei den

Viſitationen nicht nur auf dieſe Geſetze hinzuweiſen , ſondern auch

darauf zu halten , „ daß die von uns bereits vor längerer Zeit ange —

ordneten Liſten über den Beſtand der in jeder Gemeinde vorhandenen

Miſchehen und die religiöſe Erziehung der Kinder aus denſelben von

den Geiſtlichen ſorgfältig geführt werden “ .

Dieſer Vorgang in Schleſien hat dann den Evangeliſchen

Oberkirchenamt veranlaßt , am 11 . April 1883 ein eingehendes

Rundſchreiben an die „Geiſtlichen und Alteſten der evangeliſchen Landes⸗

kirche “ über die Miſchehen zu erlaſſen ; in dieſem fordert er „die Weckung

proteſtantiſchen Ehrgefühls und die Warnung vor dem leichtfertigen

Schließen gemiſchter Ehen um zeitlicher Vorteile willen . Noch mehr

aber iſt der Konfirmandenunterricht zu verwerten , um die Jugend mit

Widerſtandskraft rechtzeitig auszurüſten , auf das Bedenkliche und Ge —

fährliche gemiſchter Ehen für den Frieden des Gewiſſens und des
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Hauſes hinzuweiſen und die Pflichten evangeliſcher Chriſten im Familien⸗

leben mit einem Ernſt einzuprägen , welcher einen bleibenden Eindruck

zurückläßt . “ Dann ſei ein fortgeſetzter ſeelſorgeriſcher Verkehr mit der

konfirmierten Jugend nötig . „ Wo das Bündnis nicht abgewendet

werden kann , muß die zuvorkommende und nachgehende Hirtentreue in

den evangeliſchen Familien die Widerſtandskraft gegen die betriebſame

Tätigkeit der katholiſchen Prieſter ſtärken . “ „ In einzelnen Fällen

wird es ſein Amt als Seelſorger ihm auch zur Pflicht machen ,

die Intervention der Behörden zum Schutz verletzter Rechte herbei⸗ —

zuführen , obgleich die evangeliſche Kirche vom Staate nur den

Schutz geſetzlicher Rechte , nicht Hilfe für bedrohte Intereſſen erwarten

darf . “ „ Auch ſind ſchwankende Gemüter , welche gewohnt ſind , die

eigene Überzeugung nach einer höheren Autorität einzurichten , darüber

zu belehren , daß in Preußen nach dem Willen der Obrigkeit die Kinder

in der Regel der Religion des Vaters folgen ſollen . Wirkſamer und

in allen Fällen notwendig iſt aber die Befeſtigung der Gewiſſen in

ſeelſorgeriſchen Zuſpruch . Am entſchiedenſten muß der Geiſtliche im

Namen des Herrn unbeugſamen Widerſtand fordern gegen jegliche

Zumutung , ein das Gewiſſen für die Zukunft bindendes und die Treue

gegen den evangeliſchen Glauben verletzendes Verſprechen über die

religiöſe Erziehung der Kinder abzulegen . “ Der Geiſtliche müſſe

durch die perſönliche Mitwirkung der Alteſten unterſtützt werden . Die

Gewährung der Trauung in der katholiſchen Kirche ſage bereits , daß

die katholiſche Kindererziehung zugeſtanden wurde und dann habe die

Trauung in der evangeliſchen Kirche zu unterbleiben . Es wird nun

auf die bereits mitgeteilten kirchengeſetzlichen Beſtimmungen hingewieſen

und bezüglich des eidesſtattlichen Verſprechens auf katholiſche Kinder —

erziehung geſagt :

„ So heilig auch dem Chriſten ein feierlich abgegebenes Ver —

ſprechen ſein muß , ſo kann doch eine aufgedrungene und unter Ver —

letzung heiliger Pflichten erteilte Zuſage für künftiges Verhalten in

bisher völlig unbekannten Pflichten nicht als vor Gott verbindlich

anerkannt werden . Die Erfüllung eines unſittlichen Verſprechens

wird dadurch nicht weniger unſittlich , weil das Verſprechen in eidlicher
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Form abgelegt iſt . Die Seelſorge wird daher dauernd auch in den

katholiſch getrauten gemiſchten Ehen den evangeliſchen Gatten

in ſeinem Gewiſſen zu beraten und in der Treue gegen ſeinen Glauben

zu befeſtigen haben . “

Noch einen Schritt weiter geht das Konſiſtorium zu Kaſſel

( Erlaß vom 10 . Januar 1884 ) ; es fordert von den Geiſtlichen , daß

ſie mit Proteſtantinnen , die mit einem Katholiken verheiratet ſind , „ regen

ſeelſorgeriſchen Verkehr pflegen , demſelben mit ihrem Rate beiſtehen

und das Bewußtſein deſſen , was ſie ihrer Kirche ſchuldig ſind , in

ihnen lebendig zu erhalten ſich beſtreben “ ; gegen die proteſtantiſchen

Männer in Miſchehen aber ſeien die Mittel der Kirchenzucht ſofort in

Anwendung zu bringen , wenn ſie ihren Sohn katholiſch erziehen laſſen .

„ Wenn in ſolchem Falle die Abſicht des Vaters vor ihrer Aus —

führung zur Kenntnis des Presbyteriums gelangt , wird der Geiſtliche

einen letzten Verſuch machen , die Ausführung zu verhindern . Iſt

dieſer Verſuch aber vergeblich , oder liegt ſonſt die Untreue des Vaters

als vollendete Tatſache vor , ſo iſt dies mit dem Antrag auf Aus —

ſchließung aus der Kirchengemeinſchaft an das Konſiſtorium einzubeziehen .

In Anſehung der Dauer der verfügten Ausſchließung iſt folgendes zu

bemerken . Sobald der Ausgeſchloſſene zum Gehorſam gegen die Kirche

zurückkehrt , indem er ſein der evangeliſchen Kirche entzogenes Kind

derſelben zurückgibt , iſt die Aufhebung des die Ausf chließung anord⸗

nenden Beſchluſſes zu beantragen . Wenn der Ausgeſchloſſene in die

Lage kommt , ſeine Rückkehr in den Gehorſam nicht mehr betätigen zu

können , weil alle ſeine betreffenden Kinder in die katholiſche Kirche

eingetreten ſind und nur noch durch ihre eigene Entſchließung in die

evangeliſche übertreten können , ſo iſt nicht etwa der verhängte Aus —

ſchluß als von ſelbſt aufgehoben anzuſehen , ſondern dieſe Aufhebung

muß auf Anſuchen des Beteiligten vom Presbyterium durch den Pfarrer

beantragt und vom Konſiſtorium verfügt werden . Dieſe Verfügung

wird indes nur dann erfolgen , wenn der Nachſuchende vor dem Pfarrer

ausdrücklich erklärt , daß er das an ſeiner Kirche begangene Unrecht

bereue und letzterer fernerhin Gehorſam und Treue zu erweiſen ver —

ſpreche . “

ο
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Ein zweiter Erlaß des Konſiſtoriums zu Breslau ( 13 . Mai 1885 )

erinnert an den

„alljährlich am Reformationsfeſte eine Anſprache von den Kanzeln

Beſchluß der vierten ſchleſiſchen Provinzialſynode ,

verleſen werde , in welcher die Gemeinden unter eingehender Bezug —un

nahme auf das Disziplinargeſetz vom 30 . Juli 1880 ( ſiehe Seite 183 )

zur Treue gegen die evangeliſche Kirche ermahnt werden . “ Der

Erlaß wünſcht , daß auch am Neujahrsfeſte eine ähnliche Ermahnung

zu erfolgen habe . Das Konſiſtorium zu Berlin hat durch Erlaß

vom Oktober 1890 an ſämtliche Superintendenten der Mark

Brandenburg die Führung von Miſcheheliſten , „ wie ſie ſchon jetzt

namentlich in Schleſien und Weſtfalen ſtattfindet und ſich gut bewährt

hat , als eine unentbehrliche und zweckmäßige Grundlage für ein ge —

ordnetes und wirkſames Vorgehen der Gemeinde - Kirchenräte und Pfarr —

ämter , ſowie der regimentlichen und ſynodalen Inſtanzen zur Wahrung

der Lebensintereſſen der evangeliſchen Kirche auf dieſem Gebiete an —

erkannt . “

Es beruft ſich hierbei eigens auf die Anwendung des evan

geliſchen Oberkirchenrats , fordert eine fortlaufende Kontrolle dieſer

Liſten und gibt das Muſter einer ſolchen Liſte an , das wir hierhe

ſetzen wollen :

2
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Das Konſiſtorium von Kiel ( Erlaß vom 13 . Dez. 1890 ) ſchreibt

nicht nur ſolche Miſcheheliſten vor , ſondern weiſt auch die Geiſtlichen

an , dem Geiſtlichen in der Gemeinde , in welches ein in Miſchehe

lebendes Ehepaar aus ſeinen Sprengel zieht , Mitteilung hierüber zu⸗

kommen zu laſſen .

Das Konſiſtorium zu Wiesbaden ( Erlaß vom 17 . Juli 1903 )

erinnert die Geiſtlichen ſeines Bezirkes daran , daß „ die Beſtimmungen
des Naſſauiſchen Edikts vom 22 . /26 . März 1808 noch zu Recht be

ſtehen und daß hiernach die aus gemiſchten Ehen erzeugten Kinder

bis zum erreichten 14 . Lebensjahre in der Religion des Vaters zu

erziehen ſind . “ Es fordert ſodann dieſelben auf , darüber zu wachen ,

daß dieſer Vorſchrift ſtets entſprochen wird und eventuell das zuſtän⸗

dige Vormundſchaftsgericht zur Durchführung derſelben anzurufen .
Auch das Stettiner Konſiſtorium ( Erlaß vom 29 . 1. 189 ) ſchreibt
die „ Anlegung und Führung von Miſcheheliſten “ vor . Als am

24 . Sept . 1896 der preußiſche Juſtizminiſter verfügte , „ daß ſtaat —

licherſeits kein Bedenken vorliegt , den Erſuchen der Pfarrgeiſtlichen
beider Konfeſſionen um periodiſche Mitteilung der Eheſchließungen von

Pfarreingeſeſſenen und der Geburten von Kindern ſolcher zu entſprechen .
Bei Miſchehen und bei der Geburt von Kindern aus ſolchen wird es

ſich empfehlen , die fraglichen Mitteilungen auf Wunſch der Geiſtlichen
beider Konfeſſionen zu machen, “ wies das Konſiſtorium zu Koblenz

( Erlaß vom 3. 11 . 1896 ) ſeine unterſtellten Geiſtlichen daraufhin ,

daß nun die Hinderniſſe behoben ſeien , „ welche bisher vielfach die An —

fertigung und Fortführung von Miſchehe - Verzeichniſſen erſchwerten “ ;

es erwartet nun eine ganz genaue Führung derſelben .

Wie man ſieht , beſteht ſomit in der preußiſchen Landeskirche ein

förmliches Uberwachungsſyſtem der Miſchehen , das bis in das

kleinſte geregelt iſt . Aber nicht nur in Preußen iſt es ſo , ſondern

auch anderwärts nimmt der Proteſtantismus eine ſehr ſcharfe Stellung

in der Miſchehenfrage ein .

Das bayeriſche Oberkonſiſtorium ( Erlaß vom 16 . April 1856 )

warnt ſehr entſchieden vor Eingehen einer Miſchehe und ordnet dann an :

„3. Wird zunächſt für eine gemiſchte Ehe die kirchliche Einſegnung er
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ſo iſt dieſe im Hinblick auf die beſtehenden

en, ſowie in Würdigung der obwaltend

hältniſſe nicht zu verſagen :

a) wenn durch Vertrag feſtgeſtellt iſt , entweder , daß ſämtliche

Kinder in der proteſtantiſchen Kirche erzoger

mindeſtens da

werden ſollen , oder

geſetzliche Vorſchrift der II . Verfaſſungsbeilage

§ 14 zur Anmen zu kommen habe , wonach die die

Religion des Vaters , die Töchter derjenigen der zu

öhne

folgen haben ;

b) wenn bezüglich der religiöſen Erziehung der

beſtimmt w

von ſel

ſo daß die eben erwähnte ge
in Anwendung tritt .

dagegen eine Vereinbaru

Vorſchrift

der in der

chliche Ein⸗

ſegnung unbedingt zu verſagen , wobei es keinen Unterſchied machen

kann , ob der Bräutigam oder die Braut der proteſtantiſchen Kirche

angehört . In dergleichen Fällen iſt dem proteſtantiſchen Teil ſtets

aß ſämtliche

katholiſchen Kirche erzogen werden ſollen , ſo iſt die

zugleich nahe zu legen , daß er durch die bezüglich der religiöſen

Erziehung ſeiner Kinder getroffene Vereinbarung ſich ſelbſt ſeiner

Kirche entfremde und unter Umſtänden ſogar dazu gebe,

mit der Anwendung kirchlicher Zuchtmittel gegen ihner chreiten .

Ein Kirchengeſetz von Anhalt vom 12 . Februar 1886 ,„betreffend
die Erhaltung der kirchl

mation und Trauung , beſtimmt auch :

ichen Ordnung in Bezug auf Taufe , Konfir⸗

„ § 6. Die Trauung iſt vom Geiſtlichen nach vorhergegangener Be —

ratung mit dem Gemeindekirchenrat zu verſagen :

3. bei gemiſchten Ehen , vor deren Eingehung der evangeliſche Mann

die Erziehung ſämtlicher Kinder in einer nichtevangeliſchen Religions⸗

gemeinſchaft zugeſagt hat . “

Die weiteren Folgen dieſes Anhalter Kirchengeſetzes über Anwendung

kirchlicher Zuchtmittel gegen die Verletzung dieſer Beſtimmung entſprechen

dem angeführten Kirchenrecht der evangeliſchen Landeskirche Preußens .

Auf die Schriften und Außerungen einzelner proteſtantiſcher

Paſtoren (ek. die Schrift : „ Der evangeliſche Geiſtliche und die Miſch —

ehe “ von Superintendent Splittgerber , 1898 erſchienen ) wollen wir

gar nicht weiter eingehen . Aber gegenüber den Behauptungen von

der „römiſchen Propaganda “ in der Miſchehe wollen wir doch einige

Zahlen anführen : Von ganz beſonderer Bedeutung iſt hierbei die
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Statiſtik , die in Preußen durch das Statiſtiſche Bureau auf Grund

des Materials der allgemeinen Volkszählung worden iſt ,

und da ergiebt ſich bei den Volkszählungen von 1885, 1890 und 1895

die beſtändige Zunahme der Zahl der proteſtantiſchen Kinder und die be⸗

ſtändige Abnahme der tatholt ſchen Kinder aus den Miſchehen , wobei

übrigens bei den Volkszählungen von 1885 und 1890 nur die im

Haushalt der Eltern befindlichen Kinder unter 16 Jahren , 1895 aber

alle Kinder , ſoweit ſie noch im Haushalt der Eltern vorhanden waren ,

gezählt wurden . Bei der Volkszählung von 1885 waren

Prozent der Kinder aus gemiſchten Ehen proteſtantiſch 5 Prozent

katholiſch ; 1890 55 Prozent proteſtantiſch , 45 33 1895
56

Prozent proteſtantiſch , 44 Prozent katholiſch , alſo in dieſen 15

Jahren hat die Zahl der proteſtantiſchen Kinder aus Miſchehen um

2 Prozent zugenommen , die Zahl der katholiſchen Kinder um 2 Prozent

abgenommen . Abſolute Zahlen werden dieſes Bild noch verdeutlichen .

In Preußen wurde feſtgeſtellt 1895 aus proteſtantiſch⸗katholiſchen

Miſchehen eine Geſamtzahl von 597921 Kinder ; davon gehörten dem

proteſtantiſchen Bekenntnis an 332 947 , dem katholiſchen Glaubens⸗

bekenntnis 264 648 , alſo dem proteſtantiſchen Bekenntnis mehr 68 299

Kinder . Das Verhältnis wäre noch mehr zugunſten der proteſtan⸗

tiſchen Verhältniſſe , wenn nicht in polniſchen Miſchehen weitaus die

Mehrzahl der Kinder dem katholiſchen Bekenntnis zugeführt würde . Auch

auf der Generalverſammlung des Evangeliſchen Bundes zu Hamburg

1905 ) hat der Berliner Prediger v. d. Heydt mitgeteilt , daß in der Reichs —

hauptſtadt 77 « der Kinder aus Miſchehen proteſtantiſch erzogen werden .

Wenn man nun vergleicht , wie ſich vieſe konfeſſionellen Ergebniſſe

der Miſchehen in den einzelnen Rechtsgebieten ſtellen , um daraus einen

Rückſchluß darauf zu . ob dieſe oder jene Art der Geſetzgebung1B

von Einfluß ſein könnte auf die konfeſſionellen Wirkungen der Miſch —

ehen , ſo zeigt ſich, daß die verſchiedene Geſetzgebung ohne irgendwelche

maßgebende Wirkung auf die konfeſſionellen Ergebniſſe der Miſchehen iſt .

§ 35 . Drei Wege der reichsgeſetzlichen Regelung .

Die reichsgeſetzliche Regelung kann auf drei verſchiedenen Wegen
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erfolgen , die auch ſämtlich bei den Beratungen des Artikels eingehend

beſprochen wurden :

1. Anerkennung der freien Vereinbarung der Eltern ;

2. Anwendung der Erziehungspflicht des B. ⸗G. ⸗B. auf das religiöſe

Bekenntnis .

3. Reichsgeſetzliche Zwangsvorſchriften über die religiöſe Erziehung .

Daneben könnte allerdings als ein vierter auch noch in Betracht

kommen , ob nicht durch Reichsgeſetz generell die Vereinbarung der

Eltern als entſcheidend feſtgeſetzt werden ſoll , und dann bei Ermangelung

einer ſolchen Vereinbarung die beſtehenden landesgeſetzlichen Vorſchriften

Geltung haben ſollen . Der erſte T - A. hatte dieſe Löſung im Auge

mit der Vorſchrift :

„ In Ermangelung einer Vereinbarung der Eltern ſind für die

religiöſe Erziehung eines Kindes die landesrechtlichen Vorſchriften

desjenigen Bundesſtaats maßgebend , in deſſen Bezirke der Mann bei

Eingehung der Ehe ſeinen Wohnſitz hatte . “

Aber bereits in der erſten Kommiſſion gaben die Zentrumsabgeord

neten ſelbſt dieſen Vorſchlag preis und brachten einen Antrag ein , der die

Sache vollſtändig reichsgeſetzlich regelt ; dieſer Antrag fand auch Annahme

Bei der zweiten Leſung im Plenum nahm der konſervative Abg . Dr .

Srtel den urſprünglichen Antrag wieder auf ( Seſſ . 1900/03 , Nr . 620 ) .

Für den Antrag ſelbſt ſtimmten nur wenige Abgeordnete , nicht einmal

alle konſervativen ; gerade die Buntſcheckigkeit der landesgeſetzlichen Vor

ſchriften macht eine erſchöpfende reichsgeſetzliche Löſung notwendig .

1. Die freie Vereinbarung der Eltern .

Schon der urſprüngliche Toleranzantrag enthielt den Hauptgedanken ,

daß die freie Vereinbarung der Eltern über die Konfeſſion der Kinder

zu entſcheiden haben und wollte nur in Ermangelung derſelben die

bisherigen Landesgeſetze gelten laſſen . Aber bereits in der erſten

Kommiſſionsberatung zogen die Zentrumsabgeordneten dieſen Antrag

zurück und erſetzte ihn durch folgenden Artikel :

2=

Für die Beſtimmung des religiöſen Bekenntniſſes , in welchem ein

Kind erzogen werden ſoll , iſt die Vereinbarung der Eltern maß

gebend , welche jederzeit vor oder nach Eingehung der Ehe getroffen
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werden kann . Die Vereinbarung iſt auch nach dem Tode des einen

oder beider Elternteile zu befolgen .

§S 2a ( ſpäter § 3) .

In Ermangelung einer Vereinbarung der Eltern gelten für die

Beſtimmung des religiöſen Bekenntniſſes , ſoweit nicht nachfolgend
ein anderes vorgeſchrieben iſt , die Vorſchriften des Bürgerlichen Ge —

ſetzbuches über die Sorge für die Perſon des Kindes .

Steht dem Vater oder der Mutter das Recht und die Pflicht , für
die Perſon des Kindes zu ſorgen , neben einem dem Kinde beſtellten
Vormund oder Pfleger zu, ſo geht bei einer Meinungsverſchiedenheit
über die Beſtimmungen des religiöſen Bekenntniſſes , in welchem das

Kind zu erziehen iſt , die Meinung des Vaters oder der Mutter vor .
Das religiöſe Bekenntnis des Kindes kann weder von dem Vor —

munde noch von dem Pfleger geändert werden .

Für dieſen Antrag iſt in den Kommiſſionsverhandlungen wie im

Plenum betont worden , daß er die freie Vereinbarung der Eltern an

die erſte Stelle ſetzen wolle , dieſe haben auch die Verantwortung für

die Kinder . Solange ſie einig ſind , hat niemand ein Recht des Ein —

ſpruches . Eine ſolche Vereinbarung muß ſtets gültig ſein , auch falls

ſie vor Eingehung der Ehe abgeſchloſſen wurde und ſie muß auch noch

Gültigkeit über den Tod des einen Eheteils hinaus haben . Nur durch

eine neue Vereinbarung beider Teile kann ſie geändert werden . So

iſt der einfachſte Weg, die beiden großen Rechtsſätze feſtzulegen : 1. die

Vereinbarung der Eltern entſcheidet , 2. wo eine ſolche nicht beſteht ,

gelten die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches über die Sorge

für die Perſon des Kindes . Ganz ſelbſtverſtändlich iſt hierbei , daß

jede formloſe Vereinbarung zu gelten hat ; die meiſten Ehen werden

geſchloſſen ohne jede ſchriftliche Vereinbarung , weil die Leute ſich be —

gnügen mit den allgemeinen Beſtimmungen . Es ſoll jede beweisbare

Vereinbarung gültig ſein , der Beweis ſei nach den gewöhnlichen Regeln

des Zivilprozeſſes zu führen . Wenn eine Vereinbarung nicht aus —

drücklich mündlich oder ſchriftlich beſteht , ſo wird ſie aus gewiſſen Tat —

ſachen gefolgert werden können , wenn z. B. ein Kind bei Lebzeiten
beider Eltern freiwillig von denſelben einer Konfeſſionsſchule zuge —

wieſen worden iſt . Für Eheverträge iſt wohl die ſchriftliche Form

vorgeſchrieben , weil dieſelben ſich auf das Vermögen der Eheteile be —

Erzberger , Toleranz . 13



194 Zweites Buch .

ziehen und auch dritten Perſonen gegenüber ihre Wirkung haben . Hier

kann man von der ſchriftlichen Form abſehen und überhaupt eine be —

ſtimmte Form nicht verſchreiben , zumal die auf anderen Gebieten

mit ſolchen Formvorſchriften gemachten Erfahrungen nicht verlockend

ſind . Es kann die ſchriftliche Form ſogar eine Gefahr bringen , wenn

die Faſſung ungenau oder unvollſtändig iſt ; es könnten Zweifel über

die Unterſchriften entſtehen , wenu man nicht die gerichtliche oder

notarielle Beglaubigung verlangt ; dies veranlaßt Koſten , welche die

kleinen Leute ſcheuen . Wenn die Eltern vor Eingehung der Ehe

eine Vereinbarung nicht getroffen haben und während der Ehe ſich

nicht mehr einigen können , dann haben beide Teile gleiches Recht ,

und hat der Staat Beſtimmungen zu treffen , um den Streit zu be —

endigen . Dafür bietet allerdings das B. G. B. mit ſeinen Vorſchriften
über die Sorge für das Kind die Unterlage .

In der Kommiſſion ſowohl wie im Plenum fanden am 3. Mai

1902 die Anträge des Zentrums Annahme .
Bei der zweiten Beratung des Toleranzantrages wurde in der

Kommiſſion bemängelt , daß man ſich durchaus nicht auf den Stand —

punkt ſtellen könne , daß die Vereinbarung auch nach dem Tode

nicht geändert werden dürfe . Wenn der eine Teil ſterbe , müſſe auf den

Überlebenden das ganze Erziehungsrecht übergehen . Das ergebe ſich

aus den praktiſchen Verhältniſſen : Der Überlebende habe allein die

Erziehung zu leiten , man könne ihn nicht zwingen , eine Erziehung
fortzuſetzen , welche er für falſch halte . Er würde auch praktiſch kaum

durchzuführen ſein . In Bayern ergebe ſich aus dem dortigen Recht

eine Reihe von Schwierigkeiten . Nach dem Tode des einen Eheteils
verſuche der andere die religiöſe Erziehung in ſeinem Sinne zu
ändern ; es würden auf Betreiben der Kirche ſehr häufig gericht —

liche Entſcheidungen herbeigeführt , durch welche oft nach vielen

Jahen wieder eine Anderung in der religiöſen Erziehung eintreten

müſſe . Die Zentrumsabgeordneten machten demgegenüber geltend : der

überlebende Eheteil habe ſich bei Abſchluß des Vertrages über die

Tragweite ſeiner Einwilligung klar ſein müſſen . Wenn ein Vertrag
einmal geſchloſſen ſei , exiſtiere keine ſittliche Berechtigung , dieſen Ver⸗
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trag gegen den Willen des andern Teiles zu zerreißen . Die Ehe ſei

ein religiös⸗ſittliches Vertragsverhältnis , und die Bedingungen , welche

bei Eingehung der Ehe geſtellt ſeien , müſſen gehalten werden . Dieſe

Vertragstreue führe allerdings bei gemiſchten Ehen für den einen Teil

zu unangenehmen Konſequenzen , aber dieſe müßten übernommen werden .

Der Staat könne nichts tun , als die Vertragstreue zu ſichern . Man

denke ſich in die Lage des ſterbenden Eheteils ; die letzte Stunde würde

ihm erſchwert durch den Gedanken , daß der überlebende Teil ſeine

Kinder einer anderen Konfeſſion zuführen könne , obwohl er durch Ver —

trag die Erziehung in ſeiner Konfeſſion zu ſichern verſucht hatte . Wenn

die Erziehung einmal in einer Konfeſſion begonnen und das Kind

vielleicht mehrere Jahre lang die Schule dieſer Konfeſſion beſucht

habe , ſolle nicht etwa beim Tode eines Ehegatten eine Anderung
hierin eintreten können . Auch das preußiſche Kammergericht habe

wiederholt in ſeinen Entſcheidungen großen Wert darauf gelegt , daß
die einmal begonnene Erziehung nicht geändert werde . Der Entwurf

ſei nicht einſeitig im Intereſſe der katholiſchen Kirche gefaßt , er ſchütze

gleichmäßig beide Konfeſſionen . Trotzdem wurde die Beſtimmung betr .

die Gültigkeit der Vereinbarung der Eltern auch nach dem Tode des

einen oder beider Elternteile abgelehnt und der Artikel 2 in folgender

Faſſung angenommen :

„ Für die Beſtimmung des religiöſen Bekenntniſſes , in welchem ein

Kind erzogen werden ſoll , iſt die Vereinbarung der Eltern maßgebend ,

welche jederzeit vor oder nach Eingehung der Ehe getroffen werden kann . “

Artikel 3 fand bei beiden Beratungen Annahme in dem Wort —

laut , wie ihn das Zentrum vergeſchlagen hatte ; demnach treten alſo

die Vorſchriften des B. G. B. für die Sorge über die Perſon des

Kindes auch für die religiöſe Erziehung in Kraft , falls die Eltern

keine Vereinbarung getroffen haben .

2. Die reichsgeſetzliche Regelung der religiöſen Kinder

erziehung gemäß der Erziehungspflicht nach dem B. G. B.

Sowohl ſchon in der erſten Kommiſſion wie ſpäter im Plenum

Seſſ . 1900/03 , Nr . 634 ) hat der freiſinnige Abg . Schrader den

Antrag geſtellt :
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„ Für die religiöſe Erziehung ſind allein die Vorſchriften des Bürger —
lichen Geſetzbuches S88 1626ff maßgebeud . Vereinbarungen , welche
das elterliche Erziehungsrecht in bezug auf die religiöſe Erziehung
beſchränken , ſind nichtig . “

Zur Begründung dieſes Antrages wurde ausgeführt , daß damit

alle Streitigkeiten erſchöpft ſeien ; dem Vater würde wohl eine größere

Einwirkung auf die Beſtimmung des religiöſen Bekenntniſſes gegeben ,
wenn auch der Einfluß der Mutter nicht ausgeſchloſſen ſei . In

manchen Kreiſen werde es ſchwer empfunden , wenn die freie Verein —

barung der Eltern als Grundſatz konſtituiert würde . Die religiöſe

Kindererziehung dürfe nicht allein vom religiöſen Standpunkte aus

betrachtet werden , ſondern an die erſte Stelle müſſe der erziehliche
Standpunkt treten , jene Frage , wie für die Verhältniſſe der Familie

die Frage am zweckmäßigſten geregelt werden könne . Nach dem bürger —
lichen Geſetzbuch ſteht es dem Vater zu als dem Haupte der Familie ,

über die religiöſe Erziehung der Kinder zu beſtimmen . Das ſchließt

nicht aus , ſondern nach des Antragsſtellers Meinung ein , daß in

einer rechten Ehe eine ſolche Entſcheidung nicht getroffen wird von

oben herunter , von dem Herrn Gemahl , ſondern daß ſie der Ausfluß

einer Vereinbarung beider Eheleute iſt . Es liegt das im Weſen der

Ehe , und er ſei deshalb nicht der Meinung , daß man ſolche Dinge
durch beſondere Beſtimmungen rechtlich feſtzulegen braucht . Aber es

bleibe den Ehegatten die Möglichkeit offen , auch Anderungen eintreten

zu laſſen , und ſie werden ſich auch da eventuell verſtändigen . Es

gebe aber auch noch einen anderen Grund für die Regelung , die er

vorſchlage , nämlich die Möglichkeit , die Entſcheidung nicht vor der

Ehe zu treffen , ſondern im Laufe der Ehe . (et . Rede des Abg. Schrader
vom 3. Mai 1902 , S . 5279 . ) Der Abg. Schrader wiederholte

ſeinen bei der erſten Beratung abgelehnten Antrag auch bei der zweiten

Kommiſſionsberatung des T. - A. und brachte im weſentlichen dieſelben
Gründe hierfür vor . Die Zentrumsabgeordneten betonten dem —

gegenüber , daß ſich vom katholiſchen Standpunkt aus ergeben würde ,

daß wohl ein katholiſcher Mann eine Miſchehe mit einer Proteſtantin
eingehen könnte , nicht aber ein katholiſches Mädchen mit einem pro —
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teſtantiſchen Manne . Aus dieſem Antrage würde folgen , daß der

Mann jederzeit die Macht habe , die getroffene Vereinbarung abzu —
ändern ; das ſei ein ſchweres Unrecht gegen die Mutter , widerſpreche
den fundamentalſten Rechtsbegriffen , und der Geſetzgeber könne es

deshalb nicht billigen , daß die bei Eingehung der Ehe geſtellte Bedin —

gung , daß die Kinder in einer gewiſſen Religion erzogen werden ſollen ,

einſeitig durch den Vater beſeitigt werde . Wenn beide Eltern einig

ſeien , könnten ſie die früher getroffene Vereinbarung jederzeit abändern ,

einſeitig ſolle eine Anderung aber nicht geſchehen . Wenn geſagt werde ,

daß Recht des Kindes erfordere , daß unter Umſtänden eine Anderung
eintreten müſſe , ſo ergebe ſich die Frage : wer beſtimmt über dieſes

Recht des Kindes ? Es wäre ganz einſeitig der Vater , der ſich die

Anſchauung bilden könnte , das Recht des Kindes fordere Erziehung
in einer anderen Konfeſſion , und der dann von dieſer ſeiner ein

ſeitigen Auffaſſung aus über das Recht der Mutter hinweggehen könnte .

Der Zentrumsabgeordnete Burlage - Oldenburg , betonte , das oölden —

burgiſche Recht enthalte dieſelbe Vorſchrift wie der Antrag Schrader .

Aber gerade aus der in Oldenburg gemachten Erfahrung müßten Be —

denken gegen den Antrag erhoben werden . Nach dem Wortlaut des

Geſetzes könnte ſich der Fall ergeben , daß ein Kind , welches bereits

mehrere Jahre lang die Schule einer Konfeſſion beſucht hat , nunmehr

einſeitig durch den Überlebenden einer anderen Konfeſſion zugeführt
werden ſolle ; das müſſe zur größten Verwirrung für das Kind führen .

Nach dem Wortlaut des Antrages wäre der Vormund , wenn die

Kinder noch in ganz kindlichem Alter ſtehen , befugt , für die Erziehung
eine beſtimmte Konfeſſion auch im Gegenſatze zum Willen der Eltern

feſtzuſetzen . Wenn geſagt werde , für den katholiſchen Teil ſei eine

Anderung faſt unmöglich , ſo gelte dasſelbe auch für den evangeliſchen
Teil ; auch von proteſtantiſcher Seite werde jetzt ſtreng darauf gehalten ,

daß alle Kinder in der proteſtantiſchen Konfeſſion erzogen werden . —

Der Antrag wurde in der zweiten Toleranz - Kommiſſion mit allen gegen
f3 Stimmen abgelehnt .
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3. Reichsgeſetzliche Zwangsvorſchriften über die religiöſe

Kindererziehung .

Wenn ſich der Antrag des Abg. Schrader von der Freiheit

ſchon ſehr weit entfernt hatte , ſo geſchah dies noch mehr durch den

Antrag des nat . ⸗lib . Abg. Dr . Hieber , der in der erſten Toleranz —

kommiſſion geſtellt wurde , einen ganzen Geſetzentwurf umfaßte und

lautete :

Entwurf eines Geſetzes , betreffend die Konfeſſion der Kinder

aus gemiſchten Ehen .

Sotk.
Gemiſchte Ehe im Sinne dieſes Geſetzes iſt die Ehe zwiſchen Per

ſonen eines chriſtlichen und eines nichtchriſtlichen , ſowie des pro —

teſtantiſchen und des katholiſchen Glaubensbekenntniſſes , ſofern dieſe

Perſonen einer im Reichsgebiete mit Korporationsrechten beſtehenden

Religionsgeſellſchaft angehören .

82 .
Die Kinder aus einer gemiſchten Ehe folgen derjenigen Konfeſſion ,

welcher der Vater zur Zeit der Geburt des erſten Kindes angehört

oder , im Falle ſeines früheren Todes , im Zeitpunkte desſelben ange —

hört hat .
8 3.

Kraft der geſetzlichen Zuweiſung hat das Kind mit dem Eintritt

der geſetzlichen Schulpflicht den ſtaatlich geordneten Religionsunterricht

ausſchließlich nach der Lehre derjenigen Konfeſſion , welcher es zugeteilt

iſt , zu empfangen .
Der Zeitpunkt des Eintritts der geſetzlichen Schulpflicht beſtimmt

ſich nach Landesrecht .
8 4.

Die Feſtſtellung der Konfeſſion , in welcher auf Grund der geſetz —

lichen Vorſchrift das Kind aus einer gemiſchten Ehe zu erziehen iſt ,

erfolgt bei der Anmeldung desſelben zum Geburtsregiſter durch Er —

klärung des Standesbeamten . Gegen deſſen Erklärung iſt binnen

vier Wochen der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung zuläſſig . Zu —

ſtändig iſt das Amtsgericht des Ehewohnſitzes . Das zuſtändige Ge —

richt entſcheidet endgültig .
Ein Antrag auf gerichtliche Entſcheidung findet nicht mehr ſtatt ,

wenn die Konfeſſion eines früheren Kindes aus dieſer Ehe bereits

durch Erklärung des Standesbeamten oder gerichtliche Entſcheidung

endgültig feſtgeſtellt war .
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8S
Das Alter des religiöſen Selbſtbeſtimmungsrechts wird für Kinder

aus gemiſchter Ehe ohne Unterſchied des Geſchlechts auf das vollendete

ſechszehnte Lebensjahr feſtgeſetzt .
Die landesrechtlichen Vorſchriften über den Konfeſſionswechſel und

den Austritt aus einer Religionsgeſellſchaft werden durch vorſtehende

Beſtimmung im übrigen nicht berührt .

§ 6.

Alle landesrechtlichen Vorſchriften über die religiöſe Erziehung von
Kindern aus gemiſchten Ehen werden aufgehoben .

Dieſer Geſetzentwurf verlangte alſo im Kern , daß alle Kinder ,
aus Miſchehen in der Konfeſſion des Vaters zu erziehen ſind . In

der Begründung betont der Antragſteller die Notwendigkeit der Be —

ſeitigung des Chaos der bisher geltenden Geſetze und der reichsgeſetz —

lichen Regelung der ganzen Materie . In dieſer Frage ſtehen zwei

Prinzipien einander gegenüber , das freie Beſtimmungsrecht der Eltern

als volle Vertragsfreiheit , als formloſe freiwillige Übereinſtimmung ,
als einſeitige zunächſt väterliche Erziehungsgewalt ) auf der einen , und

die geſetzliche Zuweiſung zu einer Konfeſſion auf der anderen Seite

durch objektive Rechtsordnung , ſei es in der Form der Teilung nach

dem Geſchlechte , ſei es als geſetzliche Nachfolge aller Kinder aus ge —

miſchter Ehe in der Konfeſſion des Vaters . Er entſcheide ſich für

letztere Art zumal dies im weitaus größten Teile des deutſchen Rechts —

gebietes mangels Vertrags , alſo ſubſidär , beſtehendes Recht ſei . Später

teilte der Antragſteller noch mit , daß er ſeinen Antrag einem Entwurfe

des Profeſſors Kahl entnommen habe . Der Antrag fand jedoch von

den verſchiedenſten Seiten die heftigſte Oppoſition ; ein ſolches Geſetz

würde dann einen Eheteil direkt zwingen , ſeine religibſe Überzeugung
zu verletzen , was gerade der Teil ſchwer empfindet , der ſeine religiöſe

Überzeugung hochhält . Dieſer Entwurf enthält den größten Gewiſſens —

zwang , welcher gerade die Frauen und Mütter ſchwer trifft . Wenn

das Zentrum für die katholiſche Kirche bloß den Utilitätsſtandpunkt

einnehmen wollte , wäre es für dieſe vorteilhafter , wenn der Geſetz —

entwurf zur Annahme käme ; nach der Statiſtik waren 1895 in Preußen
150365 Miſchehen , in welchen der Mann katholiſch war , gegen 128 069 ,



200 Zweites Buch .

in denen der Mann proteſtantiſch war . Die Statiſtik beſtätigt , wie

Schneider ( Kirchliches Jahrbuch 1899 S . 279 ) ſagt , „ daß evangeliſche

Mädchen leichter zur Miſchehe ſchreiten , als evangeliſche Männer , daß

aber die evangeliſche Braut darnach eher die Trauung in ihrer Kirche

und Bewahrung der Kinder in ihrem Glauben durchſetzt als der evan —

geliſche Mann , der leichter abfällt . “
Der Geſetzentwurf wurde ſchließlich vom Antragſteller Dr . Hieber

ſelbſt zurückgezogen , er brachte ihn auch für das Plenum nicht mehr

ein , wohl aber erklärte er hier :

„ daß auf dem Gebiet , um das es ſich im vorliegenden Paragraphen
handelt , eine reichsgeſetzliche einheitliche Regelung wünſchenswert wäre ,
das iſt der Standpunkt , auf den ſich meine Freunde von Anfang an

geſtellt haben . Und ich bin unbefangen genug , es dem Zentrum
als Verdienſt anzurechnen , das es den Blick auf dieſen Punkt
gerichtet und ſo Gelegenheit gegeben hat , die Rechtsunſicherheit und

Rechtsungleichheit , welche auf dieſem Gebiete weithin im Deutſchen
Reiche herrſcht , eingehend zu erörtern . “

( 181 . Sitz . v. 3. 5. 1902 , S. 5281 . )
Dann ſprach er ſich für den Antrag Schrader aus . Die Zentrums —

anträge fanden in der auf Seite 192 und 193 mitgeteilten Faſſung
—

Annahme , nur wurde in Artikel 2 der letzte Satz geſtrichen .
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Staatliche Verpflichtung zur Teilnahme am Religions -
unterricht . ( § 4 des Toleranz⸗Antrages . )

§ 36 . Beſeitigung der Verpflichtung zur Teilnahme am

Religionsunterricht einer andern Religionsgemeinſchaft .
Der erſte Toleranzantrag des Zentrums enthält über die Frage

der Teilnahme am Religionsunterricht keinerlei Beſtimmungen , da die

Antragſteller dieſe Materie als zur Schulfrage gehörig betrachteten
und ſie deshalb nicht in dem Rahmen dieſes Antrages hereinziehen
wollten . Bei der Beratung des erſten Toleranzantrages wurden aber

in der Kommiſſion zur Regelung der Frage des Religionsunter —
richts der Diſſidentenkinder eine Anzahl von Anträgen geſtellt ,
wovon ſchließlich folgender in der Kommiſſion wie im Plenum An -

nahme fand :

„ Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten darf ein Kind nicht
zur Teilnahme an dem Religionsunterrichte oder Gottesdienſte einer
anderen Religionsgemeinſchaft angehalten werden als den in §S 2
und S 2a ( jetzt 3) getroffenen Beſtimmungen entſpricht . “

Zur Begründung dieſes Antrages wurde betont , daß derſelbe
ſich beſchränke , die Frage des Religionsunterrichtes inſoweit heran⸗
zuziehen , als dieſes durch die Gewiſſensfreiheit gefordert werde . Der

Antrag wolle die Frage der Teilnahme am Religionsunterrichte der

eigenen Konfeſſion ganz aus dem Spiele laſſen ; das ſei eine Schul —

frage , welche von den Einzelſtaaten zu regeln iſt . Der Antrag wolle
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nur jene Geſetze beſeitigen , welche ein Kind zur Teilnahme am Gottes —

dienſte und Religionsunterrichte einer fremden Konfeſſion zwingen .

So z. B. ſehe das ſächſiſche Geſetz vor , daß ein Kind , wenn nach An

ſicht der Behörde für den religiöſen Unterricht desſelben nicht in aus —

reichender Weiſe geſorgt ſei , zur Teilnahme am öffentlichen Religions —

unterricht der andern z. B. proteſtantiſchen Konfeſſion gezwungen werden

könne ; wenn es dieſen dann über gewiſſe Jahre hinaus beſucht habe ,

gilt es einfach als proteſtantiſch . Damit werde auf dem Umwege eines

Schulgeſetzes zwangsweiſe in die Konfeſſion eingegriffen .

Von anderer ( proteſtantiſcher ) Seite wurde erwidert , der Antrag

wenthalte zwar die Beſchränkung , daß ein Zwang zum Beſuche des

Religionsunterrichtes einer fremden Konfeſſion nicht ſtattfinden dürfe ;

aber die Entwicklung werde mit zwingender Konſequenz zu der Be —

ſeitigung jeden Zwanges führen . Es könne der Fall vorkommen , daß

ein Vater einem religiöſen Bekenntniſſe angehöre , für welches eine

Gemeinſchaft am betreffenden Orte nicht beſtehe , oder der Vater könne

ſich als Atheiſt oder als konfeſſionslos erklänren und ſo ſein Kind von

jedem Religionsunterricht fernhalten . Innerhalb jeder Religions —

gemeinſchaft — mit Ausnahme der katholiſchen — können derartig

tiefgreifende Meinungsverſchiedenheiten beſtehen , daß der Vater Be —

denken trage , ſein Kind einem ſolchen Religionsunterricht anzuvertrauen .

Ein orthodoxer Vater müßte das Recht haben , ſein Kind von einem

Religionsunterricht fernzuhalten , der in ſeinem ganzen Weſen ſeiner

religiöſen Überzeugung vielleicht noch ferner ſtehe , als die Lehre einer

anderen Konfeſſion ; einen orthodoxen Vater werde ein freigeiſtiger

Religionsunterricht vielleicht mehr antipathiſch ſein als der katholiſche

Religionsunterricht .
Die Zentrumsabgeordneten betonten , daß es ſich um eine Frage

von allergrößter Bedeutung handle ; da ſolche Meinungsverſchiedenheiten

auftauchten , könne man ſich nur auf dem Boden der alten gemeinſamen

Freiheit verſtändigen und vertragen . Vom Standpunkt des modernen

Staates aus könne es einen Zwang in Religionsſachen nicht geben

und da müſſe man ſelbſt die ſchmerzliche Konſequenz hinnehmen , daß

Leute religionslos aufwachſen . Der moderne Staat habe nicht das
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Recht , atheiſtiſchen Eltern ihre Kinder wegzunehmen und ſie in einen

Religionsunterricht zu zwingen , damit ihnen die tiefſten Grundlagen
der Moral eingepflanzt werden . Tatſächlich wäre auch ein ſolcher

vom Staat gegen die Kinder ausgeübter Zwang zum Beſuch des

Religionsunterrichts einer Konfeſſion , zu welcher das Kind und deſſen
Eltern nicht gehören , wirkungslos ; denn wenn einem ſolchen Kinde zu

Hauſe das gerade Gegenteil von dem vorgetragen werde , was es in

der Schule hörte , vielleicht die ſchärfſten Ausdrücke gegen den in der

Schule vorgetragenen Unterricht gebraucht werden , ſei ein pädagogiſcher

Erfolg nicht zu erwarten . Der Religionsunterricht ſolle nicht bloß

Kenntniſſe vermitteln , ſondern auch auf das Herz und den Willen

veredelnd einwirken ; das ſei unmöglich , wenn das Kind zu Hauſe das

Gegenteil höre ; das Kind werde vielleicht gerade mit Haß gegen die

Religion erfüllt . Ein ſolches Kind werde auch verderblich auf die in

derſelben Schule befindlichen Kinder gläubiger Eltern einwirken , wenn

es mit Hohn und Spott die Religion behandelt . Man habe ein —

gewendet , daß bei Annahme dieſes Antrages auf proteſtantiſcher Seite

ſich mehr Schwierigkeiten ergeben würden als auf katholiſcher Seite ,

da auf proteſtantiſcher Seite innerhalb derſelben Kirchengemeinſchaft
die tiefſten Gegenſätze beſtänden zwiſchen orthodoxer und freigeiſtiger

Richtung . Wenn in einer und derſelben Religionsgemeinſchaft eines

Landes Leute beiſammen ſeien , welche an die Gottheit Chriſti glauben ,
und ſolche , welche dieſelbe leugnen , ſo ſei freilich durch ein Geſetz

nicht zu helfen . Wenn ſo extreme Gegenſätze in einer Gemeinſchaft

bleiben , ſei es nicht möglich , einen Religionslehrer zu finden , der es

beiden Richtungen Recht machen könne . Wenn ferner in der unierten

proteſtantiſchen Landeskirche Gegenſätze in bezug auf die Abendmahls —

lehre beſtehen , ſo ſei es nicht möglich , daß der Religionslehrer einen

Unterricht gebe, der den Anſchauungen der Eltern nach beiden Rich —

tungen entſpreche . Wer durch Anſchluß an die unierte Landeskirche

oder durch Verbleiben in derſelben ſolche Verſchiedenheiten in der

Abendmahlslehre für nebenſächlich erkläre , der habe keinen Grund , ſich

darüber zu beſchweren , wenn der Religionslehrer der unierten Kirche

im Unterricht dieſe Verſchiedenheit auch als nebenſächlich behandle
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oder wenn die unierte Kirche Religionslehrer zulaſſe , von welchem

ein Teil auf dem Boden der lutheriſchen Lehre ſtehe , ein anderer Teil

aber die kalviniſche Auffaſſung vertrete . Halte jemand die beſtehenden

Unterſchiede aber für weſentlich , ſo müſſe er auch aus dem Verbande

mit einer ſolchen Gemeinſchaft austreten . Das Geſetz müſſe ſich an

die Zugehörigkeit zur äußeren Gemeinſchaft halten ; man könne nur

beſtimmen , daß kein Kind gezwungen werde , den Gottesdienſt und

Religionsunterricht einer anderen , äußerlich getrennten Gemeinſchaft

zu beſuchen .

Als man einwendete , daß kein Bedürfnis für eine ſolche Regelung

vorliege , brachten die Zentrumsabgeordneten folgende 2 Fälle vor :

Es wurde erinnert an 1871 , wo am Gymnaſium in Braunsberg der

Staat verſucht habe , die katholiſchen Schüler zu zwingen , den Religions —
unterricht des zum Altkatholizismus übergetretenen Religionslehrers zu

beſuchen . Erſt jüngſt ſei ein ähnlicher Fall durch die Preſſe gegangen .

In Misburg bei Hannover leben etwa 2000 Katholiken mit 156 ſchul —

pflichtigen Kindern ; dieſe beſuchen die am Orte beſtehende evangeliſch —

lutheriſche Schule , nehmen am evangeliſchen Religionsunterricht teil ,

ſie müſſen ſogar die evangeliſch - lutheriſchen Religionsbücher anſchaffen .

Von katholiſcher Seite habe man den Antrag auf Errichtung einer katho —

liſchen Privatſchule in Misburg geſtellt , dieſer Antrag wurde abgelehnt .
Es handle ſich um polniſche Arbeiter ; das preußiſche Kultusminiſterium

habe die Nationalitätenfrage über die religiöſe Frage geſtellt . Auch

auf proteſtantiſcher Seite beſtehe ein Bedürfnis für die Diſſidenten ;

noch vor wenigen Jahren hätten Beſchwerden nach dieſer Richtung

regelmäßig das preußiſche Abgeordnetenhaus beſchäftigt .

Der Antrag wurde mit 15 gegen 3 Stimmen angenommen .

Zur zweiten Leſung im Plenum ſtellte der freiſinnige Abg. Schrader

den Antrag :

„ Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten darf ein Kind nicht

zur Teilnahme an einem Religionsunterrichte oder einem Gottes —

dienſte angehalten werden . “ ( Seſſ . 1900/03 , Nr . 593 . )

Der Antrag wurde abgelehnt , aber von dem Antragſteller bei

der zweiten Beratung des T. - A. in der Kommiſſion wieder aufgenommen
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mit dem Hinweiſe , daß dieſe Regelung auch den Wünſchen des pro —
teſtantiſchen Volksteiles entſpreche . Die Zentrumsabgeordneten be —

antworten , es ſei für ihre Freunde vom religiöſen Standpunkt aus
ſchwer , dem Antrag zuzuſtimmen ; man müſſe aber dieſe Bedenken aus
taktiſchen Erwägungen überwinden . Nach der Faſſung des Entwurfes
ſei für Katholiken und Proteſtanten geſichert , daß kein Kind ohne den
Willen der Erziehungsberechtigten in einer fremden Konfeſſion zum
Religionsunterricht genötigt werden könne . Die Frage der Diſſidenten
bleibe offen , und es bleiben die Landesgeſetze in Kraft , wonach Diſſi —
dentenkinder der Schule einer anderen Konfeſſion zugeführt werden
könnten . Das Kind komme bei einem ſolchen zwangsweiſen Eingreifen
des Staates in die ſchlimmſte Lage , da die Eltern entgegenwirkten .
Der Wille der Eltern ſolle entſcheidend ſein : ſie hätten vor Gott die

Verantwortung für die Erziehung des Kindes . Nach den heutigen
Verhältniſſen ſei eine vernünftige Regelung nur möglich auf dem Boden ,
auf welchem hier die Diskuſſion ſich bewege . In praktiſcher Konſe —

quenz der früheren Verhandlungen ſei in Württemberg ( Siehe Seite
161 ff.) eine befriedigende Regelung gefunden worden , welche von der
Zentrums⸗Fraktion der württembergiſchen Abgeordnetenkammer beantragt
und vom Landtag angenommen worden ſei . Danach ſei durch Erlaß
des Königlichen Miniſteriums des Kirchen - und Schulweſens vom
3. November 1904 die Behandlung von Geſuchen um Befreiung vom

Religionsunterricht in den öffentlichen Schulen dahin geregelt worden ,
„ daß Kinder , die in gültiger Weiſe keiner Religionsgemeinſchaft oder
einer ſolchen angehören , für die in den öffentlichen Schulen Religions —
unterricht nicht erteilt wird , von der Teilnahme am Religionsunterricht
zu entheben ſind , wenn und ſoweit der Erziehungsberechtigte dies

beantragt . “ Eine ähnliche Regelung ſei auch in Baden getroffen ;
dieſelbe ergebe ſich auch aus dem früheren Beſchluß , daß der Austritt
aus einer Kirche nicht durch ſtaatliche Mittel erſchwert werden ſolle .
Es ſei dann nicht zu billigen , wenn dem Staat für dieſen Fall das
Recht gegeben würde , die Kinder in einer beliebigen Konfeſſion zu er —
ziehen . Ein anderer Redner betont , er könne ſich den Ausführungen
des Vorredners zum überwiegenden Teile anſchließen . Die jetzigen
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Zuſtände in Preußen in bezug auf den Religionsunterricht der Diſſi —

dentenkinder ſeien unhaltbar , und zwar gerade vom Standpunkte der

Schule und der Rückſicht auf die übrigen Kinder aus . Ein ſolches

Diſſidentenkind ſtehe in der Schule auf und erkläre : „ Ich habe nicht

gelernt , der Vater hat es verboten und geſagt , das ſei ja Unſinn . “

Welche Wirkung müſſe dies auf die übrigen Kinder haben ? Der Lehrer

könne allerdings ein ſolches Kind ſtrafen , aber daraus ergeben ſich

nur Konflikte zwiſchen Schule und Elternhaus . “

Der ſoz . ⸗dem. Abg. Hoffmann - Berlin wies auf die unhaltbaren

Zuſtände für die preußiſchen Diſſidenten hin , welche zu endloſen Be —

ſchwerden führen ; es komme jetzt in Berlin tagtäglich vor , daß Diſſi —

dentenkinder geprügelt würden , weil ſie den Religionsunterricht nicht

beſuchten , daß Zwangsvollſtreckung gegen den Vater eintrete , um ihn

zu zwingen , die Religionsbücher für ſein Kind zu kaufen . Er habe

deshalb ſein Kind in den jüdiſchen Religionsunterricht geſchickt.

Da das Zentrum ferner genötigt war , ſich eine Mehrheit für den

Antrag zu ſichern , die Rechte und die Nationalliberalen aber gegen

den Entwurf unter allen Umſtänden ſtimmten , ſo mußte es für dieſen

Antrag Schrader eintreten , der auch in der Kommiſſion Annahme fand ,

ſo daß Artikel 4 nun lautet :

„ Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten darf ein Kind nicht

zur Teilnahme an einem Religionsunterricht oder Gottesdienſt an —

gehalten werde . “

27 Die Sprachenfrage bei Erteilung des

Religionsunterrichts .

οο

Die beiden polniſchen Abg. v. Chrzanowski und Dr . v. Komierowski

beantragten folgenden Abſatz dieſem Artikel beizufügen :

„ Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten darf ein Kind auch

nicht zur Teilnahme an dem nicht in ſeiner Mutterſprache erteilten

Religionsunterricht angehalten werden . Die Entſcheidung über die

Mutterſprache des Kindes ſteht den Erziehungsberechtigten zu . “

( Seſſ . 1903/05 Nr . 456 . )
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8erſte der beiden Antragſteller begründete denſelben am 3. Mai

1902 ( S . 5294 ) das Zentrum ſtimmte gegen den Antrag , weil der —

ſelbe nicht mehr auf dem Gebiete der Religionsfreiheit liegt ; er ge —
hört zur Schulgeſetzgebung und liegt damit zweifelsohne außerhalb der

Reichskompetenz . Übrigens iſt durch die neue Formulierung des 8 4
auch dieſer Wunſch erfüllt ; findet der Entwurf Annahme , dann liegt
es ganz in den Händen der polniſchen Eltern , dafür zu ſorgen , daß
ihre Kinder nicht in den deutſchen Religionsunterricht geſendet werden .

§ 38 . Verbot desReligionsunterrichts in der Schule überhaupt .

Bei der erſten Beratung des Toleranzantrages in der Kommiſſion
ſtellte der ſoz . ⸗dem. Abg. Kunert den Antrag :

„ Die Religionsunterweiſung kommt in allen Schulen
des deutſchen Reiches als Unterrichtsgegenſtand aus —

nahmslos in Wegfall “ .
Er führte zur Begründung desſelben aus : Der jetzt angenommene

Antrag ſchließe die zwangsweiſe Teilnahme am Religionsunterricht
nicht vollſtändig aus und wahre nicht entfernt den Gedanken der

Toleranz ; es müſſe auch die in einzelnen Staaten beſtehende Be —

ſtimmung beſeitigt werden , daß der Vater für entſprechenden Erſatz

ſorgen muß , wenn er ſein Kind vom öffentlichen Religionsunterricht
wegnehmen will . Auch für die Lehrer müſſe geſorgt werden , daß
nur jene zum Religionsunterricht herangezogen werden , welche ſich

freiwillig dazu melden . Man müſſe jeden Gewiſſenszwang für den

Religionsunterricht und Gottesdienſt ausſchließen . Wenn man den

Religionsunterricht in den Schulen als fakultativ erklären wollte,
würde eine Reihe von Eltern in abhängiger ſozialer Stellung doch
dem Zwange ſich nicht entziehen können . Auch wenn die Simultan —

ſchule vollſtändig durchgeführt würde , wäre die Gewiſſensfreiheit nicht

ausreichend gewahrt . Deshalb ſtelle er dieſen Antrag , welcher
allein volle Parität , volle Toleranz und Gewiſſensfreiheit garantiere .
Unter die vorgeſchlagene geſetzliche Beſtimmung ſollen alle

Schulen , auch die Privatſchulen fallen , damit nicht durch
ein Hintertürchen ſich wieder einſchleiche , was man hier
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beſeitigen wolle . Der Antrag ſei für den Reichstag neu ; die

Frage ſei aber im preußiſchen Abgeordnetenhauſe und auch im baye —

riſchen Landtage ſchon angeſchnitten worden . Auch die Lehrererziehung

müſſe konfeſſionslos ſein und den Geiſtlichen die Schulaufſicht in

Konſequenz des Antrages genommen werden . Man habe den Antrag

als intolerant bezeichnet . Dies würde nur zutreffen , wenn auch der

private Religionsunterricht verboten würde . Der Antrag wurde mit

allen gegen 3 Stimmen abgelehnt . Im Plenum beantragte nun am

28 . Jan . 1902 die ſozialdemokratiſche Fraktion zuerſt :

Die Religionsunterweiſung kommt in allen Schulen des Deutſchen

Reiches als Unterrichtsgegenſtand ausnahmelos in Fortfall .
( Seſſ . 1900/03 , Nr . 454. )

Am 3. Mai 1902 aber zog ſie dieſen Antrag zurück und brachte

folgenden ein :

Der Unterricht in der Religion kommt in allen , der allgemeinen

Erziehung dienenden öffentlichen Schulen und in den dieſen gleich —

geſtellten Anſtalten als Unterrichtsgegenſtand in Fortfall .

Unterricht in der Religion erteilen zu laſſen , ſteht den Erziehungs

berechtigten frei . ( Seſſ . 1900/03 , Nr . 636 . )

Für dieſen Antrag ſprachen die Abg . Kunert ( am 3. und 5.

Mai und 5. Juni 1902 ) und der Abg. Bebel ( am 5. Mai 1902 ) ;

erſterer verlangte „grundſätzlich zur Durchführung voller Gewiſſens —

freiheit , Parität und Toleranz die Religionsloſigkeit der Schule

und die Weltlichkeit derſelben in ihrem ganzen Umfange “ . ( S. 5303 ) .

Er meinte auch , daß ein Unterſchied bezüglich des erſten und zweiten

ſozialdemokratiſchen Antrages über den Ausſchluß des Religionsunter

richts aus allen Schulen gar nicht beſtehe :

„ Unſer neuer ſozialdemokratiſcher Antrag ſagt inhaltlich , daß der

Unterricht in der Religion in Fortfall kommt in allen der all —

gemeinen Erziehung dienenden öffentlichen Schulen und in den dieſen

gleichgeſtellten Anſtalten . Die den öffentlichen Schulen gleichgeſtellten

Anſtalten ſind aber keine anderen als die Privatſchulen . Damit

haben wir genau dasſelbe geſagt , was vorher in dem erſten Antrag

ſchon inhaltlich voll vorhanden war . “

( 187 . Sitz . v. 5. 6. 1902 . 5431 . )
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Die Gründe gegen dieſe Anträge hat der Abg. Dr . Bachem

dahin zuſammengefaßt :

„ Der erſte Antrag auf Nr . 454 der Druckſachen iſt zurückgezogen ,
und man kann das verſtändlich finden . Wie er eingebracht war ,
lautete er :

Die Religionsunterweiſung kommt in allen Schulen des Deutſchen
Reiches als Unterrichtsgegenſtand ausnahmslos in Fortfall .

Dieſer Antrag hatte mit der Religionsfreiheit nichts zu tun ; ſondern
ich meine ſagen zu ſollen , er war das direkte Gegenteil von

Religionsfreiheit . Dieſer Antrag will ſtatuieren , daß in allen
öffentlichen und in allen Privatſchulen es verboten werde , Religions
unterricht zu erteilen . Alſo wenn an einem beſtimmten Ort auch die

Bevölkerung in ihrer ganz überwiegenden Mehrheit , vielleicht einmütig ,
nach wie vor , wie es tatſächlich ja in den weiteren Kreiſen Deutſch
lands der Fall iſt , verlangt und wünſcht , daß Religionsunterricht in
der Volksſchule erteilt werde , würde dieſer Antrag , wenn er an —

genommen würde , die Erteilung dieſes Religionsunterrichts direkt
verbieten . Das iſt nicht Freiheit , ſondern das iſt Unfreiheit , und es
iſt darum leicht verſtändlich , daß die Herren dieſen Antrag inzwiſchen

zurückgezogen haben . Statt deſſen ſie einen anderen An —

trag eingebracht , den Antrag auf Nr. 636 der Druckſachen . Aber

auch dieſer Antrag iſt , wenn man ihn bei Licht anſieht , nicht viel
beſſer . Auch er ſtatuiert nicht Religionsfreiheit , ſondern in weitem

Maße Religionsunfreiheit . ( Zuruf von den Sozialdemokraten . )
Der Antrag ſpricht nicht mehr von allen Schulen einſchließlich der

Privatſchulen , ſondern nur von den „ der allgemeinen Erziehung
dienenden öffentlichen Schulen “ und will für dieſe den Unterricht in

der Religion in Wegfall bringen ; er will geſetzlich feſtſtellen , daß

„ in allen öffentlichen Schulen , welche der allgemeinen Erziehung
dienen “ , in erſter Linie alſo in allen öffentlichen Volksſchulen , der

Religionsunterricht verboten iſt . Er iſt verboten ganz abgeſehen

davon , ob diejenigen , welche den Religionsunterricht erhalten ſollen ,

ihn wünſchen oder nicht . Das Volksſchulweſen iſt in weiteſtem Maße
in Deutſchland Sache der Gemeinden . Die Gemeinden und die

Eltern müſſen doch ein Recht haben auf die Volksſchule . Wenn die

Eltern es wünſchen , daß in der Volksſchule Religionsunterricht erteilt

vird , ſo 9 7 es doch einer vernünftigen Freiheit , ganz abgeſehen
von der Religionsfreiheit , daß dieſen Wünſchen Rechnung getragen
werden b und wenn die Gemeinden es wünſchen , entſpricht es

ebenſo der Gerechtigkeit , daß dieſen Wünſchen Rechnung getragen
Erzberger , Toleranz . 14
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wird . Will man das alſo verbieten , ſo ſtatuiert man die Unfreiheit

der Eltern , der Gemeinden , einen Zwang nach der negativen Seite ,

dem wir uns in keiner Weiſe anſchließen können . Aber noch mehr ,

meine Herren ! Der jetzige Antrag der Herren von der ſozialdemo —

kratiſchen Fraktion hat einen zweiten Abſatz , der lautet :

Unterricht in der Religion erteilen zu laſſen , ſteht den Erziehungs

berechtigten frei .

Was ſoll das ßen ? Soll es nur den Erziehungsberechtigten frei —

ſtehen , dieſen Unterricht erteilen zu laſſen ? Da erhebt ſich doch die

Frage : ſteht es nicht auch der Gemeinde frei , einen ſolchen Unterricht

erteilen zu laſſ nicht auch der Kirche frei , dieſen Unter

richt er Ja , meine Herren , das würde nun docheilen

nach derſelben Richtung hin die eſtgehende Unfreiheit mit ſich

bringen . ( 182. Sitz . 5. Mai 1902 S. 5314 . )

Der Antrag wurde abgelehnt ; bei der zweiten Beratung des

Toleranzantrages in der Kommiſſion iſt er wiederholt worden , fand

aber dasſelbe S
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heit der Uahl des Glaubensbekenntniſſes .
§ 5 des Toleranzantrages . )

5 8
Die beſtehenden landesgeſetzlichen Vorſchriften über

die Freiheit der Wahl des Glaubensbekenntniſſes .

In den meiſten deutſchen Staaten beſtehen ausdrückliche geſetzliche

die Freiheit der Wahl des Glaubens —

insbeſondere darüber , mit welchem Lebens⸗

Wahl ſeines Glaubensbekenntniſſe ſelbſt ent⸗
9nderen Bezirken , z. B. Hohenzollern ,

vor der Höhe , fehlen ſolche aus —

in anderen Ländern fehlen zwar direkte

n, aber es hat ſich eine gewiſſe Praxis heraus
Mirt Gmnhera 11*Württemberg für das 14 . Lebensjahr . Die

＋.Staaten nimmt das 14 . Lebensjahr an , nämlich
3 0* A 12 1meinen Landrechts , die rovinz ,

klenburg⸗

Geſetzen von 1869

den , Frankfurt
8 4 1. 1 2 18

ſetzt ; das 18 .

Lel Koburg⸗Gotha und

dennbeide Dabei

in articulo mortis der
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Religionswechſel geſtattet iſt . In den meiſten Geſetzgebungen iſt ferner

beſtimmt , daß keine Religionspartei die Mitglieder einer anderen durch

„ Zwang oder liſtige Überredung “ zum Übertritt verleiten dürfe .

Sachſen⸗Weimar hat in ſeinem Geſetze vom 7. Okt . 1823 die Beſtimmung :

„ § 60. Die Proſelytenmacherei , d. h. diejenigen Verſuche , welche

den Zweck haben , jemand die Lehre ſeiner Kirche zu verdächtigen und ,

ihn dadurch , oder durch andere Mittel , Gewährung oder Zuſicherung

von Vorteilen , Drohungen von Nachteilen uſw . , zu einem Übertritt

zu beſtimmen , ſind von den Kriminalgerichten zur Unterſuchung zu

ziehen . Sie ſollen , vorausgeſetzt , daß ſie nicht in ein anderes , härter

verpöntes Verbrechen übergehen und nicht die Strafe dieſes Ver —

brechens zur Anwendung kommen muß , unausbleiblich mit Gefäng —

nis und im Wiederholungsfall nachdrücklicher geahndet werden . “

In der badiſchen Kirchenratsinſtruktion vom 6. Juli 1797 wird

beſtimmt , daß den „dürftigen Katechumen “ während des Unterrichts ,

„ da ſie durch Arbeiten wenig oder nichts verdienen können , der nötige

Zuſchuß und ein mäßiger Unterhalt verſchafft “ werden ſoll .

§ 40 . Das Unterſcheidungsalter .

In der Kommiſſion beantragten die Zentrumsabgeordneten :

„ Nach beendigtem 12. Lebensjahre ſteht dem Kinde die Entſcheidung

über ſein religiöſes Bekenntnis zu . “

Hierzu waren 4 Abänderungsanträge geſtellt , die das 14. , 16 ,

18 . und das 21 . Lebensjahr geſetzt wiſſen wollten .

Die Zentrumsabgeordneten machten für das zwölfte Lebensjahr

Unterſcheidungsalter geltend , daß möglichſt früh die Einmiſchung des

Staates abgeſchnitten werden müſſe . Dabei komme auch zur Erwägung ,

daß z. B. in verſchiedenen Dibzeſen der katholiſchen Kirche ſchon vor

dem 12 . Lebensjahr die Zulaſſung zum Kommunionunterrichte ſtattfinde ,

das Kind alſo für religiös reif erklärt wird . Im alten deutſchen

Reiche habe ein langer Kampf über die Frage des Unterſcheidungs⸗

alters ſtattgefunden , namentlich auch darüber , ob die individuelle Reife

entſcheidend ſei oder ob eine objektive Grenze fixiert werden ſolle .

Erſteres wäre das eigentlich richtige , wie auch Richter in ſeinem Lehr⸗

buche des Kirchenrechts zugibt , aber es ſei ſchwierig , im einzelnen
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Falle dies feſtzuſtellen . Man könnte vielleicht erwägen , die individuelle

Reife hier inſoweit zu berückſichtigen , daß ein Kind zur Entſcheidung
über ſeine Konfeſſionszugehörigkeit ſtaatlich mit dem Zeitpunkte für

befähigt erachtet wird , wo es von ſeiner Konfeſſion zur Teilnahme am

Kommunion⸗ - oder Konfirmationsunterricht für reif erachtet wird . Eine

gewiſſe objektive Grenze müſſe geſetzlich feſtgelegt werden , um Streitig —

keiten und Vorwürfen gegen Behörden vorzubeugen .

Für das 14 . Lebensjahr wurde geltend gemacht , daß in der

proteſtantiſchen Kirche in dieſem Alter das Kind durch die Konfirmation

befähigt wurde , die Rechte des evangeliſchen Chriſten zu übernehmen ,

wie z. B. die Patenſtelle bei Taufen . Wenn die evangeliſche Kirche

ein Kind mit dieſem Jahr für reif hält , daß es als Pate die Ver —

antwortung und Sorge für die chriſtliche Erziehung einer anderen

Perſon übernehme , müſſe es auch reif ſein , in bezug auf die eigene

Konfeſſion ſich zu entſcheiden . Für das 14 . Lebensjahr wurde noch

geltend gemacht : Das Kind wird aus der Schule entlaſſen , es wird

aus den bisherigen Verhältniſſen hinausgeführt in das Leben ; in der

Fabrik , in der Lehre komme es mit jungen Leuten von verſchiedenen

Konfeſſionen zuſammen und fange an , ſich eine eigene Meinung zu

bilden , deshalb müſſe man ihm ſpäteſtens mit dieſem Lebensabſchnitt ,

wenn nicht ſchon früher , auch die Möglichkeit geben , aus ſeiner ſelbſt —

ſtändigen Meinung die Konſequenz zu ziehen . Gerade im Alter von

12 bis 14 Jahren mache das Kind eine wichtige Entwickelung durch

und zeige ſich ein erheblicher Fortſchritt in bezug auf die geiſtige
und ſittliche Reife : der Knabe bekomme in dieſem Alter eine gewiſſe

Selbſtändigkeit , ſchon im letzten Schuljahre müſſe er überlegen ,

welchem Berufe er ſich zuwenden wolle . Dieſer Antrag wurde auch

angenommen .

Das 16 . Lebensjahr feſtzuſetzen beantragte der Abg . Dr . Hieber

ſowohl in der Kommiſſion wie im Plenum ( Seſſ . 1900/03 Nr . 637 )

er geſtand ſelbſt zu , einen Beweis für die Richtigkeit dieſer Grenze

nicht führen zu können ( 182 . Sitz . v. 5. 5. 1902 S . 5905 ) . Ferner

mußte er zugeben , daß ſchon im alten deutſchen Reiche über das Unter —

ſcheidungsalter geſtritten wurde . Die katholiſche Kirche habe daran
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feſtgehalten ,daß ſchon mit 7 Jahren die Entſcheidung getroffen werden

könne ; das corpus Evangelicorum habe das 18 . Lebensjahr , dann

1752 das 14 . Lebensjahr proponiert , das corpus Catholicorum das

10 . Lebensjahr . Er halte für richtiger , das 16 . Lebensjahr feſtzuſetzen ;

es ſei im Intereſſe des konfeſſionellen Friedens und , um kindlichem

Leichtſinn und jugendlicher Schwärmerei nicht zu großen Spielraum

zu laſſen , nicht geraten , den Termin weiter herabzuſetzen .

Gegen die Anträge , das i ter auf das 18 . oder

21 . Lebensjahr feſtzuſetzen , wurde in erſter Linie ausgeführt , daß nach

ren ehemündig iſt ; ſie kann

on ihrer künftigen Kinder

entſcheiden , ſoll aber nicht in der Lage ſein , über ihre eigene Konfeſſion

§ 1303 des B. G. B. die Frau mit 16 Jahd

alſo in dieſem Lebensalter über die Konfe

ſich endgültig ausſprechen zu dürfen . Dieſe Anträge wurden auch

mit großer Mehrheit abgelehnt , ebenſo der Antrag auf Feſtſetzung

des 16 . Lebensjahres als Unterſcheidungsalter , es blieb alſo beim

14 . Lebensjahr . Demgemäß lautet Artikel

„ Nach beendetem 14. Lebensjahre ſteht dem Kinde die Entſcheidung
über ſein religiöſes Bekenntnis zu . “
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Rechtliche Form des Hustritts aus einer Religionsgemein -
ſchaft . (§ 6 des Toleranzantrages . )

§ 41 . Landesgeſetzliche Beſtimmungen hierüber .

Auch auf dieſem Gebiete zeigt ſich ein ſehr großer Unterſchied

in der Geſetzgebung der Einzelſtaaten ; bei einer Anzahl von Staaten

kann der Austritt in ſehr einfacher und raſcher Form vollzogen werden ;

andere haben ſehr erſchwerende Bedingungen hierfür feſtgeſetzt . So

beſtimmt das preußiſche Geſetz betreffend den Austritt aus der

Kirche ( 14. Mai 1873 ) : „ Der Aufnahme der Austrittserklärung muß

ein hierauf gerichteter Antrag vorangehen . Derſelbe iſt durch den

Richter dem Vorſtande der Kirchengemeinde , welcher der Antragſteller

angehört , ohne Verzug bekannt zu machen . Die Aufnahme der Aus —

trittserklärung findet nicht vor Ablauf von vier Wochen , und ſpäteſtens

innerhalb ſechs Wochen nach Eingang des Antrages zu gerichtlichem

Protokoll ſtatt . Abſchrift des Protokolls iſt dem Vorſtande der Kirchen —

gemeinde zuzuſtellen . Eine Beſcheinigung des Austritts iſt dem Aus —

getretenen auf Verlangen zu erteilen . “ Dieſes Geſetz war ſeinerzeit

dazu beſtimmt , den Altkatholiken dadurch ſtaatlicherſeits auf die Beine

zu helfen , daß man den Austritt aus der katholiſchen Kirche ihnen

erleichterte . Trotzdem haben bei der Beratung die Abgeordneten

Reichenſperger und v. Mallinkrodt ſich für Einführung der vor —

geſchlagenen Erleichterungen ausgeſprochen . Abg . v. Mallinkrodt

hat damals am 21 . Januar 1873 erklärt :
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„ Da h zu einer derartigen Geſetzesvorlage iſt in keiner

Weiſe dargetan ; ich habe den Eindruck , als wenn dieſes Geſetz eigent —

lich ausgearbeitet böäre ſo aus dem geſetzgeberiſchen Drange heraus ,

einmal das Verhältnis von Staat und Kirche in einer möglichſt er

ſchööpfenden und äſthetiſch völlig befriedigenden Weiſe geſetzlich feſt

zuſtellen . Ich und meine Freunde haben auch nicht das Mindeſte

dagegen zu erinnern , daß man den Austritt aus irgend welcher kirch —

lichen ſo leicht als möglich macht . Wir halten das

für ganz ſelbſtverſtändlich ; in einem Staate , wo Gewiſſensheit ver —

faſſungsmäßiges Recht iſt , da kann man denn doch in aller Welt

nicht daran denken , durch irgend ein ſtaatliches Geſetz den Austritt

aus einer Kirche erſchweren zu wollen . Freilich die Bedürfnisfrage

bleibt ſchließlich übrig , und da ich nicht die Abſicht haben kann , ohne

alles Bedürfnis , bloß aus Vergnügen an der Geſetzesmacherei , neue

Geſetze zu geben , ſo bin ich ſchließlich nicht in der Lage , für das

Geſetz zu ſtimmen . “

Ahnlich Dr . Reichensperger :

„ Ich bin der Anſicht , daß man möglichſt dahin wirken ſoll , die

jenigen aus der Kirchengemeinſchaft wegzubekommen , welche nicht mit

Leib und Seele zu derſelben gehören , welche ihren Grundgedanken ,

ihre Zwecke und ihre Geſetze nicht anerkennen . Daß dieſe Leute

gehen , dagegen habe ich gar nichts zu erinnern , auch nicht dagegen ,

daß man ihnen das Weggehen möglichſt erleichtert . “

Wenn das Zentrum im preußiſchen Abgeordnetenhauſe ſeinerzeit

trotzdem gegen das Geſetz ſtimmte , ſo iſt dies nicht nur aus der ge —

ſamten damaligen Parteikonſtellation erklärlich , ſondern auch aus dem

Umſtande , daß das Geſetz noch eine Reihe Erſchwerungen enthielt , die

nach ſeiner Anſicht nicht zu rechtfertigen waren . Andererſeits enthält

es den Fortſchritt , daß die Austrittserklärung vor dem unparteiiſchen

Richter ſtattzufinden hat .

Anders iſt es in Sachſen ; wer dort zu einem „Übertritt ſich

bewogen findet , hat ſein Vorhaben bei dem Ortspfarrer ſeiner

bisherigen Konfeſſion , oder wenn mehrere derſelben daſelbſt angeſtellt

ſind , bei dem erſten Geiſtlichen ſeines Wohnorts , perſönlich anzuzeigen ,

welcher ihn ſodann über die Wichtigkeit desſelben zu belehren und

zu deſſen nochmaliger reiflicher Erwägung während einer Bedenkzeit

von vier Wochen zu ermahnen hat . “ ( Geſetz v. 20 . 2. 1827 . )
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Dann erſt erhält er ein Zeugnis über den Austritt , ohne das er

nicht in eine andere Religionsgemeinſchaft aufgenommen werden darf

bei „ 50 Taler Geldſtrafe und im Wiederholungsfalle bei Suspenſion

und nach Befinden mit Remotion vom Amte “ für den betreffenden

Geiſtlichen . Das württembergiſche Religionsedikt vom 15 . 10 . 1806

beſtimmt : „ jedoch ſollen die in königlichen Zivildienſten ſtehenden

Perſonen keine Religionsveränderung vornehmen , ohne ſolche durch

den Departementschef , zu dem ſie gehören , Uns angezeigt zu haben . “2

Ein Erlaß der dortigen Generalſuperintendenten vom 30 . 7. reſp . 16 . 8

1819 fordert die Anzeige des Austritts bei „ſeinem bisherigen Seel —

ſorger “; ähnlich im Erlaß des Kath . Kirchenrats , einer ſtaatlichen

Behörde , vom 7. 8. 1819 . Das Geſetz vom 14 . 6. 1887 beſtimmt
dann die mündliche oder ſchriftliche Anzeige des Austritts beim

Vorſitzenden des Kirchengemeinderates ; die Austrittserklärung tritt

aber erſt nach 4 Wochen in Kraft . In Baden erfolgt die Aus —

trittserklärung vor „der Bezirksverwaltungsbehörde “ des Kirchenortes .

Für Sachſen - Weimar beſteht die Vorſchrift :

„ Wer nach vollendetem 18. Lebensjahre aus der evangeliſchen oder

aus der katholiſchen Kirche austreten will , muß dem zuſtändigen

Geiſtlichen ſeiner Konfeſſion ſeine Willensmeinung erklären , worauf

ihn dieſer über die Wichtigkeit des Schrittes zu belehren und darüber ,

daß dieſes geſchehen , ein Zeugnis auszuſtellen hat .

Der Austritt ſelbſt iſt vor einem Gericht oder Notar zu erklären

und es iſt vom Austretenden dieſe Erklärung dem Amtsgericht ſeines

Wohnortes oder dauernden Aufenthaltsortes zu überreichen , wenn ſie
nicht vor dieſem Gericht ſelbſt abgegeben worden iſt . “

( Geſetz vom 10. 4. 1895 . )

Das Amtsgericht hat ein „Austrittsregiſter “ zu führen . „ Die

Feſtſetzung der Form , in welcher die Aufnahme in die evangeliſche
oder in die katholiſche Kirche zu erfolgen hat , bleibt der betreffenden

Kirche überlaſſen , jedoch darf dieſe Aufnahme keinesfalls öffentlich vor

verſammelter Gemeinde erfolgen . “

Für Braunſchweig verordnete das 1902 geänderte Katholiken —

Geſetz von 1867 :

„§S 14. Die katholiſchen Geiſtlichen ſind erſt dann einen zum Kon —

feſſionswechſel Entſchloſſenen zu rezipieren oder zu den in § 13
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Abſ . 2 bezeichneten Religionshandlun

Religionsgeſellſchaft weſentlich von einer anderen

zulaſſen befu

durch welche ſich eine

zutretenwenn die Willenserklärung deſſen , d

velche

er bis dahin ange 4 en oder Weiſe

angezeigt und von dieſem eine Beſcheinigung darüber racht iſt ,

—gleichwie katholiſche Landesangehörige erſt dann zum Übertr eitt in

eine andere Religionsgemeinſchaft zugelaſſen werden wenn ſie

eine gleiche Beſcheinigung von einem katholiſchen Geiſtlichen der im

8S 1 unter 1a bezeichneten Orte ( Braunſchweig , Wolfenbüttel , Helm —

ſtedt ) oder von einem anderen , im hieſigen Lande zu kirchlichen Amts⸗

handlungen berechtig
Die Beſcheinigung iſt weder in dem einen , noch in dem anderen Falle

4katholiſchen Geiſtlichen beigebracht haben .

zu verſagen .

Was ſonſt zum Übertritt erforderlich iſt , wird durch die in den

Rel igionsgemeinſch )haften geltenden Or dnunger beſtimmt .

2 katholiſche Geiſtliche , welcher einen zum Konfeſſionswechſel

ntſchloſſenen rezipiert oder zu den im 8S 13 Abſ . 2
10raligtone handlungen zuläßt , ohne die bezeichnete Beſcheinigung oder

Unſere Höchſte Dispenſation von deren Beibringung erhalten zu

haben , verfällt , gleich dem evangeliſchen im umgekehrten Falle , einer

Geldbuße von 20 Talern . “

erwähnten

Hier hat ſich folgender Rechtsfall ereignet : Dechant Dr . Grube

in Braunſchweig hatte am 28 . und 29 . April 1900 einen Konvertiten

zur Beichte und Kommunion zugelaſſen , ehe die durch Schreiben vom

25 . April bei dem evangeliſchen Pfarramt erbetene Beſcheinigung über

die angezeigte Austrittserklärung vorlag . Dieſe Beſcheinigung lief erſt

am 2. Mai ein , nachdem inzwiſchen ein Kollaborator im Auftrag des

evangeliſchen Pfarrers dem Konvertenden Vorhalt gemacht hatte . Auf

Anzeige des evangeliſchen Konſiſtoriums wurde gegen Dr . Grube ein

Strafverfahren eingeleitet , welches zur Erlaſſung eines auf 60 Mark

Strafe lautenden Strafbefehls und zur Verurteilung in der ſchöffen —

gerichtlichen Inſtanz führte . Durch Urteil des Landgerichts Braun —

ſchweig vom 19 . Dezember 1900 erfolgte jedoch die Freiſprechung

Angeklagten , weil feſtgeſtellt wurde , daß der Konvertit preußiſcher

Staatsangehöriger , und daher nicht Mitglied der braunſchweigiſchen

Landeskirche war , und das Landgericht im Gegenſatz zum Schöffen —
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gericht annahm , daß der § 14 des Geſetzes auf einen ſolchen Konver —

ſionsfall nicht zu beziehen ſei .

Anhalt - Bernburg beſtimmt in ſeinem Geſetze vom 13 . 2. 1851 :

„§S 20. Perſonen che iner beſtehenden

Religions igen , ſich
aber einer oder eine

ſolche vie vor alscher Beziehung
Angehörige derjenigen Religionspartei angeſehen , zu der ſie bis dahin

haben . “

In Reuß ä. L. iſt perſönliches Erſcheinen vor dem ſeitherigen
Pfarrer vorgeſchrieben ; in Lippe eine mündliche Erklärung vor

„ſeinem Parochus in Gegenwart zweier Kirchenälteſten . “

32 1 2Die Beſtimmungen des Toleranzantrages .

Der urſprüngliche Antrag lautete :

„ Der Austritt aus einer Religionsgemeinſchaft mit bürgerlicher
Wirkung erfolgt durch ausdrückliche Erklärung des Austretenden

gegenüber der Religionsgemeinſchaft .
icht des Wohnorts gegenüber ab —

zugeben ; von dieſem iſt ſie der zuſtändigen Behörde der Religions
gemeinſchaft mitzuteilen . Die Erklärung kann ſchriftlich in öffentlich

beglaubigter Form abgegeben werden .

Über den Empfang der Erklärung iſt eine Beſcheinigung zu erteilen . “

Die Erklärung iſt dem Amtsg

Der Zweck dieſer Beſtimmung iſt eine möglichſt gleichmäßige
und einfache Form für die Austrittserklärung zu finden , welche die

bürgerlichen Wirkungen des Austritts begründet . Die beſtehenden

Bedenkfriſten ſollen beſeitigt werden . Wenn man auch von kirchlicher

Seite vielleicht eine ſolche Friſt wünſchen kann , praktiſch tritt oft nur

der Erfolg ein , daß einer recht erbittert wird , auch iſt es nicht Auf —

gabe des Staates , ſolche Beſtimmungen für die Wirkungen des Aus —

trittes zu treffen . „ Die Religionsfreiheit erfordert auch , daß , wenn

jemand nach ſeiner Überzeugung aus einer Religionsgemeinſchaft aus —

treten will , er nicht weiter Abgaben und Gebühren für die verlaſſene

Religionsgemeinſchaft zahlen muß , und das und nichts anderes ſoll

in den hier vorgeſchlagenen Beſtimmungen erreicht werden . “

( Abg . Gröber in der 182 . Sitz . v. 5. 5. 1902 S . 5327 . )
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In der erſten Kommiſſionsberatung wurden Bedenken erhoben ,

was unter dem Ausdruck „ bürgerlicher Wirkung “ zu verſtehen ſei .

Hierbei kommt in Betracht zunächſt die vermögensrechtliche Seite , aber

auch alle anderen Angelegenheiten , in welchen für den Staat die Zu —

gehörigkeit zu einem Glaubensbekenntniſſe in Frage kommen kann ,

z. B. die Vormundſchaft , die Verpflichtung zu Kirchenumlagen , der

Zwang zur Teilnahme am Religionsunterricht ꝛc. Der Ausdruck findet

ſich ſchon im preußiſchen Geſetze von 1873 .

Bei der Beratung im Plenum am 5. Mai 1902 äußerten die

Abgeordneten von Staudy und Graf von Bernstorff Bedenken gegen

die Zuſtändigkeit des Reiches , worauf der Abg . Gröber betonte , daß

es ſich ja hier nicht um die religiöſe Seite , ſondern nur um die

bürgerliche Seite des Austritts handle . ( S. 5326 . )

Die Kommiſſion hat dem Artikel noch folgenden Zuſatz gegeben :

„ Das Verfahren iſt koſten - und ſtempelfrei . “ Derſelbe fand im Plenum

und bei der zweiten Kommiſſionsberatung des Toleranzantrages An —

nahme . Zur Begründung wurde einmal auf die Verſchiedenheiten der

Gebühren hingewieſen : in Preußen früher 50 Pfg . , ſeit Geſetz vom

6. 9. 1899 aber 3 Mark , in Schwarzburg - Sondershauſen aber durch

Geſetz vom 24 . 12 . 1899 10 —100 Mark . Ferner wurde betont ,

daß man dem Austritt von Leuten , die mit ihrer Kirche gebrochen

haben , nicht durch Gebühren verhindern dürfe , was der Freiheit der

Religionsübung nicht entſpreche .
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Rechtliche Uirkung des Hustritts aus einer Religions -
gemeinſchaft . ( § 7 des Toleranzantrages . )

§ 43 . Landesgeſetzliche Beſtimmungen .

Die Landesgeſetzgebung weiſt auf dieſem Gebiete im Gegenſatz

zu den bisher berührten eine ziemliche Übereinſtimmung auf . Die

grundlegenden Artikel des preußiſchen Geſetzes vom 14 . Mai 1873 über

den Austritt aus der Kirche ſind in faſt allen Geſetzgebungen ange —

nommen reſp . übernommen ; dieſe aber lauten :

„§S 3. Die Austrittserklärung bewirkt , daß der Ausgetretene zu

Leiſtungen , welche auf der perſönlichen Kirchen - oder Kirchengemeinde —

Angehörigkeit beruhen , nicht mehr verpflichtet iſt .

Dieſe Wirkung tritt mit dem Schluſſe des auf die Austrittserklärung

folgenden Kalenderjahres ein . Zu den Koſten eines außerordentlichen

Baues , deſſen Notwendigkeit vor Ablauf des Kalenderjahres , in

welchem der Austritt aus der Kirche erklärt wird , feſtgeſtellt iſt , hat
der Austretende bis zum Ablauf des zweiten auf die Austritts —

erklärung folgenden Kalenderjahres ebenſo beizutragen , als wenn er

ſeinen Austritt aus der Kirche nicht erklärt hätte .

Leiſtungen , welche nicht auf der perſönlichen Kirchen - oder Kirchen —

gemeinde - Angehörigkeit beruhen , insbeſondere Leiſtungen , welche ent —

weder kraft beſonderen Rechtstitels auf beſtimmten Grundſtücken

haften , oder von allen Grundſtücken des Bezirks , oder doch von allen

Grundſtücken in einer gewiſſen Klaſſe in dem Bezirke ohne Unterſchied
des Beſitzers zu entrichten ſind , werden durch die Austrittserklärung

nicht berührt . “
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Namentlich findet man die fortdauernde Beitragspflicht für

„außerordentliche Bauweſen “ in verſchiedenen anderen Geſetzen z. B.

in Württemberg , Sachſen - Weimar ; die Verpflichtung zur Erfüllung

dringlicher Laſten iſt faſt durchweg in der einzelſtaatlichen Geſetzgebung

feſtgelegt .

§ 44 . Die Beſtimmung des Toleranzantrages .

er urſprüngliche Entwurf lautete :

er Aus
D

aß der Ausgetretene
igkeit zur Religions

klärung bewirkt ,

nicht 1 en Zugehörigkei

1 ö tungen , welche

uf 7 n

allen Grundſtücken des Bezir oder von a

gewiſſen Klaf u

richten 0 ung nie hrt . “

Wie man ſieht , ſtimn n C

2 Punkten :ganz überein mit Aust

1. es wird keine Friſt geſetzt für den Eintritt der Rech

die in manchen Landesgeſetzen bis zum nächſten oder n

Etat ſi 10 4

Kne zu ſtu tt

0 zauter 384.4

Für i n ü˖ 5i

Zugeh
ht il

behar t 6

Bei le ick 2 g

eit ür N

die A 1 ſi

er nicht i f ung zu

Leiſtungen
und it

zu einer Religi igkeit

ſo f gen 1 Es

vom Standpunkte der Religionsgemeinſchaft h von ſeiten

des Staat on ein 2 ner Steuer erheben
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e Kirchengemeinſchaft ſchafft ſich damit nur ein großes Odium . Der
— wird ſich in der Regel einer anderen religiöſen Gemein —

ſchaft anſchließen und es wäre unbillig , ihm doppelte Leiſtungen auf —

zubürden . Wenn man beim Ausſcheiden eines Mitgliedes noch Beiträge
verlangen könnte , könnte man zur Konſequenz kommen , daß in einem

Erbfall auch die Erben noch für einige Zeit Leiſtungen zu machen

haben , oder daß einer beim Wegzug aus einer Gemeinde noch Umlagen
tragen müßte . Die Geſetzgebung iſt in anderen Staaten verſchieden .

Nach den Geſ 06von Ba Koburg - Gotha hört eine

Beitragsleiſtung ſofort mit dem Austritt auf , während die anderen

Staaten ſich angeſchloſſen haben . Schon bei der

Beratung des Geſetzes haben ſich gegen dieſe Beſtimmung
aus den Reihen des Zentrums ſehr erhebliche Bedenken geltend gemacht .

Abg . Dr . Brüel (3t . ) hat erklärt , ihm ſeien nie Fälle vorgekommen , daßL
Leute wegen be Wl 28757 Bauten aus der Kirche ausgetreten
ſeien . Abg . Ma Zt . ) hat den daß jemand ,

der nach erfolgtem Beſchluß über einen Kirchenbar ritt, nun doch

mit fü

und nicht der einzelne . Wer au r Korporation austrete , habe mit

derſelben nichts zu tun . Man wolle hier in die veralteten Grundſätze

zurückfallen , wonach die politiſche Gemeinde die Bedürfniſſe der herr —
ſchenden Kirche trun . In neuerer Zeit ſei das Prinzip konſtatiert :

Nur Angehörige der Gemeinde zahlen für die Bedürfniſſe derſelbet

Es ſei Unrecht , einen , der aus Gewiſſensbedenken ausgeſchieden ſei

mit Verpflichtungen ſeiner Religi sgeſellſchaft zu belaſten .1
Wenn eine Gemeinde ſich aus einer Korporation zwei

i
Auseinanderſetzung geboten ,

Stark belaſtete Städte würdenwenn ein

gern bereit ſein, reiche Ausziehende nachträglich heranzuziehen ; ſie dürfen
ne3 . ) In der gleichen Weiſe hat

erklärt , man müſſe präſumieren , daß

austrete und deshalb dürfe man

zeit aufladen und ihnen

gebotenen übertritt nicht
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erſchweren . Die vorgeſchlagenen kleinen Friſten nützten zu nichts ; wer

überhaupt aus Geldrückſichten austrete , ahne einen Bau lange vorher
und könne auch lange vorher austreten . Die Heranziehung eines

Ausgetretenen zu den Koſten eines Kirchenbaues laufe auf eine Geld —

ſtrafe für den Austritt hinaus . Auch von freiſinniger Seite äußerte

man Bedenken gegen dieſen Zuſatz .

Ein Abänderungsantrag , dieſe preußiſche Beſtimmung in den

Toleranzantrag aufzunehmen , wurde abgelehnt , ebenſo der ſozialdemo⸗

kratiſche Antrag , welcher dem Steuerpflichtigen auch das Recht geben

wollte , „ in den durch ihre Steuerbeiträge errichteten Friedhöfen und

Kirchen ihre religiöſen , ethiſchen Gebräuche ausüben zu können “ . Ein⸗

mal ſteht dieſer Antrag mit der Abſicht des Toleranzantrages , die

beſtehenden Verpflichtungen zu beſeitigen , im Widerſpruch , da er Rechte

ſchaffen will ; ſodann würde er ſehr ſchlimme Konſequenzen haben;

z. B. könnten die Katholiken im Berliner Dom Meſſe leſen laſſen ,

da dieſer auch durch Staatsbeiträge , unter welchen ſich auch Gelder

von katholiſchen Steuerzahlern befinden , erſtellt wurde ; auch die Juden

hätten ein Recht , denſelben zu benutzen .

Einige Bedenken bereitet das Fortbeſtehen der ding lichen Laſten .

Nach dem Geſetze vom 14 . 7. 1863 ſind z. B. in Holſtein Angehörige

der katholiſchen Kirche befreit von perſönlichen Beiträgen zur Landes⸗

kirche , aber nicht von Laſten , welche auf dem Grundbeſitz haften . Die

Auslegung iſt ſtrittig , und die Anwendung hängt ab vom Steuer⸗

regulativ der einzelnen Gemeinden . In der Gemeinde Ottenſen z. B.

beſtimmt das Steuerregulativ vom 1. April 1896 in § 2: „Die

Kirchenſteuer wird zur Hälfte nach Maßgabe der in der Kirchengemeinde

Ottenſen aufzubringenden Staatseinkommenſteuer und zur Hälfte nach

Maßgabe der Staatsgrund - und Gebäudeſteuer verteilt . “ § 3 ſagt :

„ Zur Zahlung der Kirchenſteuer iſt jedes Mitglied der Kirchengemeinde

verpflichtet . Zu den Beiträgen , welche nach der Grund - und Gebäude⸗

ſteuer verteilt werden , ſind auch die Liegenſchaften juriſtiſcher Perſonen ,

ſofern deren Steuerpflicht hiſtoriſch begründet iſt , ſowie auch grund⸗

und gebäudeſteuerpflichtige Grundſtücke derjenigen Beſitzer heranzuziehen ,

welche der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchengemeinde nicht angehören . “
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Selbſtverſtändlich müßt

werden , wenn der To

olche Steuerverordnungen einfach geändert

eranzantrag Geſetz wird . Allerdings wird man

hier zu einem vollkommen befriedigenden Ergebnis nicht ſo leicht

kommen .

An manchen Orten beſteht die alte Beſtimmung : „ Jeder Rauch

hat zu ſteuern zugunſten der Kirche “ . Dieſe Rechte ſind eingeführt
Z0Se

ſich in einer ſolchen Gegend anſiedelt , ſo geſchieht ihm Unrecht , wenn

er zur Leiſtung für die evangeliſche * herangezogen wird . Auch

hier muß eben mit der Zeit eine Anderung der Steuerform eintreten .

In der Provinz Poſen hat die Frage eine ganz beſondere Bedeutung ,

weil hier im Laufe der Jahre Abgaben an den König auf die katho —

liſche Kirche übergegangen ſind .

Der Artikel 7 fand ſchließlich in folgender Faſſung Annahme :

„ Die Abgabe der Austrittserklärung bewirkt , daß der Ausgetretene

zu Leiſtungen , welche auf der Zugehörigkeit zur Religionsgemeinſchaft

beruhen , nicht mehr verpflichtet wird .

Leiſtungen , welche bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes kraft be

ſonderen Rechtstitels entweder auf beſtimmten Grundſtücken haften

oder von allen Grundſtücken des Bezirks oder doch von allen Grund —

ſtücken einer
gewiſſen

Klaſſe in dem Bezirk ohne Unterſchied des

Beſitzers zu entrichten ſind , werden durch die Austrittserklärung nicht

berührt . “

einer Zeit, wo alle einer Kirche

8
Wenn nun ein Sapi

Im Plenum des Reichstages hat über dieſe Frage keine Dis —

kuſſion ſich entſponnen .

Erzberger , Toleranz . 15
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Freiheit von Leiſtunt an eine andere Religionsgemeinſchaft .
§ 8 des Toler anzantrages . )

8 5 2— oSgeſe iche Vorſch
8 ( 5. Landesgeſetzliche Vi c

*Neben dem preußiſchen allgemeinen Landrecht beſtim namentlich

das bayeriſche Geſetz vom

Artikel V. Kein Staatsl

rchen und
edigung der

zartei , zuBedürfniſſe von

welcher er nicht gehört , mitte nicht ein
5 s beſteht . “

3 1886 welches

% Mittoldie Mittel

ein beſonderes ?gemeinſchaftlichere
32tz vom 8. MEtz 8Nicht ſo aber das ſächſiſe cär

nzuſchaffen ,und Schulgemeinden verpfli

rfordern und hierfür bei MangelKirchen und Schulen

die Aufbringung durch Anlagen vorſchreibt .

Über dieſe ſagt Artikel 3 des genannten Geſetze

ſind alle Mitglieder der Kirchen⸗ und„ Zu dergleie

Schulgemei
liche

weſentlich in

nicht

aufhalt der einer anderen

Konfeſſion inſoweit etz eine Be

Dieſe Geſetzesbeſtimmung gab dem katholiſchen Bürgerverein in

Dresden Veranlaſſung , im November 1901 an die
ſächſiſche

Stände⸗
i

erſten Be

Zatholiſchen
) en und Schulen . “

verſammlung eine zu

ſchwerdepunkt nannten : „

Grundbeſitzes für die evangeliſchen Kir

Es wurde hierin ausgeführt , daß dieſe Heranziehung den Katholiken
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die Möglichkeit entziehe , nun ihrerſeits dem katholiſe en Grundbeſitz

ir katholiſche Kirck

che

chen und Schulen zu beſteuern . Der katholiſchenf

Kirche gingen auf dieſe Weiſe jährlich zirka 30,000 M. verloren .

Ferner wünſchten dieſe Petenten die Beſeitigung folgender Punkte :

4 1. Die Einziehung der bei Beſitzwechſeln üblichen , auch von katho⸗—

liſchen Käufern zu zahlenden Abgaben zu den evangeliſch⸗lutheriſchen

Kirchen⸗ 1 Schulkaſſen , und

die in erordnung vom 7. Mai 1887 zuläſſige

Heranziehung juriſtiſcher Perſonen zu Kirch - und Schulſteuern

vom Einkommen aus dem Gewerbebetriebe nur für evangeliſch —

lutheriſche Zwecke .

Die Beſchwerde - und Petitior

ſchloß am 5. März 1902 , dieſe Petition „ auf ſich beruhen zu

laſſen “ und die 4. Deputation der erſten Kammer faßte am 26 . Mai 1902

Deputation der zweiten Kammer

aber b

denſelben Beſchluß . 30 . Mai 1902 fürBiſchof Wuſche

eine höhere igung dieſer doch „ für

einzig ꝛr er von ihrem Grund —

iſchen Gemeinden und evan⸗nur ſur die Veodl

lutheriſche Beſitzer en evangeliſch⸗lutheriſcher

Gemeinden ihre Anlagen be usminiſter von 5105
verteidigte eigens dieſe mit den Worten :

ſich handelt , iſtneine

N
iſ

91
01

Gri r en , das

er h⸗lutheriſchen Mehr

den bei uns inSachſen eine viel größere iſt die der

atholiſchen . “liſch⸗l

Er teilte noch ferner mit , daß das evangeliſch - lutheriſche

Landeskonſiſtorium ſich einer Abänderung geſetzlichen Be⸗

ſtimm

Beſchluſſe ihrer Kon

widerſetzt habe Die erſte Kammer imte auch dem
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Im November 1903 wiederholte der Dresdener katholiſche Bürger
verein ſeine Eingabe um Anderung dieſes Geſetzes ; er wies —
darauf hin , daß bei der Beratung der Interpellation über den T. A. die

Abg . Leupold und Vogel betont hätten , daß ſich Sachſen von keinem andern

Staate an Toleranz gegen die Katholiken übertreffen laſſe . Die Eingabe

ſtützte ſich auch auf folgende Erklärung der Regieruug in der Kommiſſion :

„ Die Staatsregierung erkennt an , daß die geſetzlichen timmungen
über die Aufbringung der örtlichen Laſten für die Kirchen und Schulen

gegenüber den verä 1 Zeitverhältniſſen als allſeitig befriedigend
in verſchiedener nicht werden können, ſowie daß

in dieſer Hinſicht in den Petitionen manches Beachtliche geltend ge
macht worden iſt .

Die 4. Deputation der erſten Kammer beſchloß jedoch am 8. März

1904 aufs neue , die Petition „ auf ſich beruhen zu laſſen “ . Biſchof

Wuſchansky betonte am 8. April 1904 eigens im Plenum der Kammer :

„ Wir müſſen nur bedenken , daß , wie ich bereits früher ſagte , durch
die Freizügigkeit doch ſo und ſo viele

werden müſſen und daß nun ſo große
Gemeinden entſtanden ſind , und dieſe

Schu haben neu gegründet
Al den für die katholiſchen

ArWner0 dauern für die Ge

meinden ohne irgendwelche Beihilfe fort . Auch die katholiſchen Be —

hörden , aber ſpeziell der apoſtoliſche Vikar , haben große Sorgen mit

der Ordnung der religiöſen Verhältniſſe in den verſchiedenen Ge

meinden , die ſich infolge des Zuzuges der vielen Arbeiter ſo raſch

vermehren ; denn wir haben katholiſche e die bis 8000 Seelen

zählen , und haben dort keine Kirche . Wir haben mehrere Gemeinden ,
die etwa 1500 —2000 Seelen haben , die haben weder einen Seelſorger ,
noch eine Schule , noch eine Kirche . Wie ſollen dieſe Leute ihren

religiöſen Pflichten nachkommen , wie ſollen ſie geſchützt werden vor

der Verführung der Umſturzparteien , wie ſollen ihre Kinder religiös —
ſittlich erzogen werden , damit ſie gut bleiben ? Wir können unmög —
lich mit den geringen Mitteln , die wir beſitzen , den Gemeinden helfen .
Nur mit großen Opfern und erſt nach Jahren werden wir imſtande

ſein , das kirchliche Leben dort zu ordnen . Mittlerweile entſtehen
wieder andere Gemeinden mit denſelben Bedürfniſſen , und ſo nehmen
die Sorgen nicht ab .

Kultusminiſter von Seydewitz verharrte auf ſeinen ablehnenden
Standpunkt ; der Beſchluß der Kommiſſion wurde gegen die Stimme

des Biſchofs Wuſchansky angenommen . So übt Sachſen die Toleranz in
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der Praxis ; auch hier zeigt es ſich , daß die Landesgeſetzgebung ſolche

intolerante Geſetze einfach nicht beſeitigen will .

Sachſen - Altenburg aber hat in ſeinem Geſetze vom 21 . April

1837 über die Aufbringt ing kirchlicher Anlagen die Beſtimmung :

Nichtproteſtanten .

n der ſie nicht

zrund und Bode

der Ausmärker und

in einer be

wohnen , die Beſitzer der auf Ritter Gr en nden

Häuſer und ſolche Grundbeſitzer , die einem andern Glaubens

bekenntnis bekennen , ſind beitragspflichtig nur in dem Flurbezirk ,

wo ſie Grundſtücke beſitzen ( Verordnung wom 18. November 1825 ) . “

Auch in anderen Staaten beſtehen — ähnliche Vorſchriften

z. B. ſind in Braunſchweig die Katholiken , Reformierten und Juden

in den Landgemeinden für ihren Grundbeſitz an die Landeskirchen

beitragspflichtig ; in den Städten jedoch nicht ) ; bekannt iſt der „ Berliner

Kirchenſtreit “ . Die evangeliſchen Kirchengemeinden Berlins erhoben

auf Grund der „ neuerdings wieder ausgegrabenen “ Konſiſtorialordnung

vom Jahre 1573 Anſprüche gegen die Stadt Berlin auf Unterhaltung

erlin beſtritt die behaupteteind Neugründung von Kirchen . e

welcher durch das Urteil des
Kuchenbanla ſt . Der le

ts ſeine endgültige Entſcheidung gefunden hat , wurde von

den Berliner Kirchengemeinden St . Markus und St . Simeon geführt .

In erſter Inſtanz wurden die beiden ſpäter verbundenen Prozeſſe durch

Erkenntniſſe des Landgerichts Berlin vom 17 . April und 9. November

1897 zugunſten der Stadt Berlin entſchieden . Auch das Urteil des

Kammergerichts vom 13. März 1903 gelangte zur Verneinung der

enbaulaſt . Das Erkenntnis des Reichs —in Anſpruch genommenen Kir

gerichts vom 22 . Februar 1904 beſtätigte das Urteil des Kammergerichts

und wies die Klagen der Kirchengemeinden ab .

§ 46. Die Beſtimmungen des Toleranzantrages .

Die urſprüngliche Faſſung , wie ſie in der erſten Kommiſſion vor —

geſchlagen wurde , lautete :

„ Niemand iſt verpflichtet , zur Befriedigung der Bedürfniſſe von

Kirchen und Schulen einer Religionsgemeinſchaft , zu welcher er nicht

gehört , mittels Umlagen beizutragen , wenn nicht ein gemeinſchaftlicher

Genuß oder ein beſonderes Rechtsverhältnis beſteht . “
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Zur Begründung führten die Zentrumsabgeordneten an , daß der

Artikel 7 nur den Fall des Austrittes aus einer Gemeinſchaft die

Abgabepflicht regle , aber nicht jenen Fall , wo Perſonen zu Umlagen

herangezogen werden , welche niemals der betreffenden Kirchengemeinſchaft

angehört haben , wie dies in einer Reihe von Staaten der Fall ſei .

Die Faſſung dieſes Antrages ſei dem bayeriſchen Geſetze entnommen .

Im Antrag ſei vorgeſehen eine Ausnahme „ für gemeinſchaftlichen Genuß “

es ſei ſelbſtverſtändlich , daß für Unterhaltung einer Simultankirche

auch beide Kirchengemeinden beitrag Mit der Bezeichnung beſonderer

Rechtsverhältniſſe ſei namentlich das Patronatsrecht gemeint . Der Patron

ſei verpflichtet zu Leiſtungen , welche auf ſeinem Grund und Boden

ruhen , gleichviel , welcher Konfeſſion er angehöre .

Von mehreren Seiten wurde angeregt , die Worte „ von Kirchen

und Schulen “ zu ſtreichen . Die Antragſteller erklärten ſich damit

einverſtanden und zogen dieſe Worte zurück , da allerdings eine allzu

enge Auslegung zu befürchten wäre , welche Ausgaben für Pfarrgebäude ,

Meßnerwohnung und dergleichen ausſchließen würde .

Bei der Abſtimmung wurde der Antrag mit allen gegen zwei

Stimmen angenommen .

In der zweiten Leſung der Kommiſſion erhielt der Artikel dann

folgenden Wortlaut :

„ Niemand kann zu Leiſtungen an

welcher er nicht gehört , herangezogenn

ſchaftlicher Genuß oder ein beſonderes

mReligionsgemeinſchaft , zuL 6
den , wenn nicht ein gemein⸗

techtsverhältnis beſteht . “

Im Plenum wurde hierzu nicht das Wort ergriffen ; auch bei

T. - A.der zweiten Beratung des T.-A. fand dieſer Artikel in der Kommiſſion8 0

ohne Diskuſſion Annahme .

Nunmehr ſind wir am Ende des urſprünglichen erſten Teils , der

die individuelle Freiheit der Religionsübung behandelt . Der zweite
Teil iſt im Plenum noch nie artikelweiſe beraten worden , wohl aber

in der Toleranzkommiſſion des Jahres 1905 .

Afl .
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Die Freiheit der Religionsgemeinſchaften .
( § 9 des Toleranzantrages . )

§ 47. Landesgeſetzliche Vorſchriften .

Wir betrachten es nicht als unſere Aufgabe , hier eine vollſtändige
und erſchöpfende Darſtellung der landesgeſetzlichen Beſtimmungen zu

geben über die Freiheit der Religionsgemeinſchaften ; einerſeits iſt eine

ſolche in den größeren Lehrbüchern des Kirchenrechts zu finden , anderer⸗

ſeits auch in der Gröberſchen Materialienſammlung ( Seſſ . 1900/03

Nr . 372 ) . Unſere Aufgabe ſoll vielmehr nur eine negative ſein , und

ſich in erſter Linie auf die Darſtellung jener landesgeſetzlichen Be⸗

ſtimmungen beſchränken , welche in offenkundiger Weiſe der Freiheit der

Religionsgemeinſchaften widerſprechen . Selbſtverſtändlich haben hierbei

die Beſtimmungen über die nur geduldeten Religionsgemeinſchaften
den größten Raum zu beanſpruchen . So geſtattet das preußiſche Land —

recht dieſen nur die „freie Ansübung ihres Privatgottesdienſtes “ . Die

Korporationsrechte können dieſe nur durch ein beſonderes Geſetz er —

langen . Eine beſondere Fürſorge hat jedoch Preußen den Altkatholiken

zugewendet ( Geſetz vom 4. 7. 1875 ) ; während ſonſt Leute , die aus

der Kirche ausſcheiden , auch keinen Anſpruch auf das kirchliche Ver —

mögen mehr beſitzen , iſt hierin den Altkatholiken , wenn ſie ſich in

„erheblicher Amah befinden , das Mitbenutzungsrecht der katholiſchen

Kirche und des Friedhofes eingeräumt . Die bayeriſche Verfaſſungs —

urkunde garantiert — „geiſtlichen Gewalt in ihrem eigentlichen Wir —

kungskreis volle Freiheit mit Ausnahme des Placetes “ . Für die prote —
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ſtantiſche Kirche wurde ein Oberkonſiſtorium geſchaffen , das dem Staats —

miniſterium des Innern unterſtellt iſt . ( Edikt vom 26 . 5. 1818 . )
Dieſes Oberkonſiſtorium iſt auf die „ Gegenſtände der inneren Kirche

angelegenheiten , auf die Ausübung des mit der Staatsgewalt verbun —

denen Epiſkopates und die Leitung der inneren Kirchenangelegenheiten

beſchränkt . “ Den Privatkirchengeſellſchaften ſtehen folgende Rechte zu :

a) die Regelung der kirchlichen deee an ſich ,

b) die Vornahme von Taufen , Trauungen und Beerdigungen be —

züglich ihrer durch den aufgenommenen Geiſtlichen

oder Prediger

c) die Erteilung des Religionsunterrichtes durch denſelben an die

zur Gemeinde gehörigen ſchulpflichtigen Kinder .

( Miniſterialerlaß vom 14 . 9. 1849 . )

Nach der Verfaſſungsbeilage dürfen ſie ſich aber der Glocken

nicht bedienen . e ſächſiſche Verfaſſungsurkunde ſpricht dem König

ganz allgemein * Staatsgewalt über die Kirchen “ zu, die durch

das Kultusminiſterium ausgeübt wird . Sein Vereins - und Verſamm —

lungsrecht ( Geſetz v. 22 . 11 . 1850 ) gibt den Verſammlungen „ zur

regelmäßigen kirchlichen Erbauung nach der Verfaſſung der einzelnen

Konfeſſionen “ nicht die Freiheit , welche alle übrigen Verſammlungen

genießen . Für die Diſſidenten iſt zur Ausübung der religiöſen Hand —

lung eine beſondere Genehmigung des Kultusminiſteriums erforderlich ,

auf Grund dieſer Beſtimmung wird ein ſehr heftiger Kampf gegen

dieſelbe geführt , deſſen Einzelheiten in mehreren Fällen das Komiſche

ſtreifen . Nur ein paar Vorkommniſſe .

Am 3. März 1892 wurde dem Baptiſtenprediger Fiehler aus

Niederplanitz ein Strafbefehl von der Amtshauptmannſchaft Schwarzen —

berg zugeſtellt , in welchem ihm wegen groben Unfugs eine Geldſtrafe

von 20 Mark angeſetzt wurde , weil derſelbe bei dem Leichenbegängnis
einer Baptiſtin in Soſa auf öffentlicher Straße „ zum Argernis der

Anhänger der Landeskirche “ die Ausführung von Geſängen geleitet

habe , obgleich nach §S 14 des Regulativs für kirchliche Handlungen bei

Überführung der Leichen von Diſſidenten nach dem Gottesacker die
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Ausführung von Geſängen unzuläſſig ſei . Das Sen Eiben⸗

ſtadt erkannte auf Freiſprechung mangelnden Beweiſes halber .

Am 26 . März 1897 erging vom Annaberg ein Straf —

befehl gegen den Poſ Karl Louis Horn in Cunersdorf ,

in welchem eine Geldſtrafe von 33 Mark gegen denſelben angeſetzt

wurde , weil derſelbe in 88 Fällen ohne Anzeige Verſammlungen zur

eſprechung religiöſer Angelegenheiten zuſammenberufen habe . Dieſe

Strafe wurde bezahlt .

Nicht ohne eine heitere Seite iſt ein Vorgang , über welchen die

Zeitſchrift „ Ebenezer “ ( Hamburg 1890 , S. 80 ) berichtet . Danach wurde8

vor einigen Jahren in Oederan ein lutheriſcher Kaufmann aus Chemnitz ,J

welcher ſich nach einem Teiche erkundigte , um in demſelben ein Bad

nehmen zu können , von einem Gendarmen feſtgenommen wegen des

Verdachts , er ſei ein Baptiſt und wolle in dem Teiche eine Taufe vor —

0nehmen . Er wurde auf das Rathaus vor den Amtmann geführt , einer

Durchſuchung unterworfen und trotz ſeiner Verſicherung , daß der Ver —

dacht grundlos ſei , in Haft genommen , bis auf ein Telegramm ſein

Rechtsanwalt aus Chemnitz erſchien und ihn befreite . „ Jedoch die

Koſten des Verfahrens mußte der Kaufmann noch vor ſeiner Entlaſſung

bezahlen . “

Das badiſche Altkatholikengeſetz ( 15 . 6. 1874 ) beſtimmt eigens :

„ Alle bezüglich der römiſch - katholiſchen Kirche des Landes erlaſſenen

aatsgeſetze finden auch Anwendung auf denjenigen Teil der

atholiken , welcher den vatikaniſchen Konſtitutionen vom 18. Juli 1870 ,

insbeſondere den Lehrſätzen von der „höchſten ordentlichen und un —

nittelbaren Jurisdiktion und von dem unfehlbaren Lehramte “ des

römiſchen Papſtes die Anerkennung verweigert .

Dieſelben ( die ſogenannten Altkatholiken ) erleiden keinen Verluſt ,

der ihnen als Katholiken zuſtehenden Rechte ; insbeſondere bleibt den

Benefiziaten , Präbendaren und den übrigen Inhabern kirchlicher

Amter , ohne Rückſicht auf die Nichtanerkennung dieſer Lehrſätze , der

Genuß ihrer Pfründen und Einkünfte geſichert . “

S

KeN

Den Katholiken ſelbſt wurde das „ Recht “ zugeſtanden , innerhalb

des Kirchſpiels „ eigene kirchliche Gemeinden “ zu bilden , aber nur nach

vorheriger Genehmigung durch die Regierung . Sachſen - Weimar
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1
geſteht zwar ( Geſetz vom 17 . 10. 1823 ) den Katholiken das „freie

ungehinderte Bekenntnis ihres Glaubens und die freie öffentliche Ausübung

ihres Kultus “ zu , beſtimmt aber u. a. daß der Dechant bei ſeinen

jährlichen Viſitationsberichten an die Immediatkommiſſion auch folgende

Fragen zu beantworten hat :

8. Wie das Vernehmen zwiſchen den Pfarrern , Kirchendienern und

Parochianen ?

9. Wie die Amtsführung und das Betragen der Geiſtlichen das

Jahr hindurch ſich bewähret ?

10 . Was ſich überhaupt über den ſittlich - religiöſen Zuſtand der

Pfarrgemeinden ſagen laſſe ?

Die Immediatkommiſſion hat das Recht , eines ihrer weltlichen

Mitglieder dieſer Viſitation beizugeben . „ Sollte der Biſchof oder

deſſen Weihbiſchof in eigener Perſon die katholiſchen Kirchen und

Pfarreien des Großherzogtums viſitieren wollen , ſo iſt dem Landes —

herrn zuvörderſt eine Anzeige hiervon zu machen . Es wird dann

beſtimmt werden , ob auch dieſer Viſitation ein weltlicher Rat bei —

zuordnen ſei . “ ( § 33 . )

Die braunſchweigiſche Landſchaftsordnung anerkennt zwar die

Freiheit der Religionsübung für die Katholiken , aber u. a. ſchrieb bis

zur erſten Beratung des Toleranzantrags das Staatsminiſterium den

katholiſchen Geiſtlichen die Bibelterte vor , welche ſie an Buß - und

Bettagen ihren Predigten zugrunde zu legen hatten . Sachſen - Mei —

ningen hat in ſeiner Verfaſſung vom 23 . 8. 1829 die Beſtimmung :
k irche und ſie

ht unzureichend

„ § 29. Die evangeliſche Kirche iſt die Lande

wird , wenn ihre Dotationen in irgend einer Hinſie

ſind , aus den Landeseinkünften unterhalten . Doch genießen
auch alle anderen Kirchen den Schutz des Staats und volle Gewiſſens

freiheit , inſofern ſie ſich den Geſetzen und Ordnungen des Staats

gemäß bezeigen . Keine vorgebliche Religionsmeinung kann von den

Verbindlichkeiten gegen den Staat entbinden . “

Ahnlich Sachſen - Altenburg :

„§S 128. Die evangeliſch - proteſtantiſche Kirche iſt die Kirche des

Landes .

§ 130. An der Spitze der Landeskirche ſteht der evangeliſch - pro —
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teſtantiſche Regent , welch Staats

Recht der Oberaufſi zum Schutze

hat . 8 Rege nis ändern , ſo werden

die Kirchenhoheitsrechte eine untiſchen Miniſteriun

welches aus mehr Gliedern beſteht , übertragen . “

Ferner verbietet es das „ Auftreten herumreiſender Geiſtlichen

und die Prozeſſion im Freien . Sachſen - Koburg ſpricht die oberſte

Kirchengewalt 45
r die Katholiken dem Landesherrn zu , und ſchließt

7 2auch von Einfluß auf die römiſch⸗katholiſchenjede„ leden
11 5 108
Untertanen im hieſigen Lande aus . “ ( Geſetz vom 3. 5. 1852 . )

5. 11 0Ja es beſtimmt 0„ Es dürfen daher weder päpſtliche Dekrete ,

Bullen , Breven , Reſkripte , Mandate oder andere Expeditionen des päpſt

lichen Stuhles , eines Biſchofs , Pfarrers oder einer anderen Perſon ,
8wie ſie genannt werden mögen , wenn dieſelben auch nur einzelne

Privatperſonen betreffen , noch Dekrete fremder Synoden und allgemeine

Konzilienſchlüſſe ohne ausdrückliche Erlaubnis des Landesherrn ange

nommen , bekannt gemacht , gedruckt oder in Wirkſamkeit geſetzt werden ,
4und ebenſowenig darf bei den öffentlichen Unterrichtsſtunden und Pre

digten etwas , das die Haltung des Gottesdienſtes nicht unmittelbar

ohne vorgängige Genehmigung des Herzoglichen Konſiſtoriums

bekannt gemacht werden . Übrigens darf auch kein auswärtiger

Nuntius , Legat , Vikar , apoſtoliſcher Kommiſſär oder ſonſt eine aus —

wärtige geiſtliche Behörde einigen Einfluß auf die katholiſchen Unter —

tanen des Landes ausüben , und dieſe
. dürfen ohne vorhergegangene

ausdrückliche Genehmigung des Landesher in eine Zuſammenkunft ,

Synode oder andere Bereinigung in kirch licher eme ſich nicht einlaſſen “ .

Sachſen - Gotha aber ſchlägt den Rekord mit folgenden Be —

ſtimmungen vom 23 . Auguſt 1811 :

„ § 9. Es darf daher in allen dergleichen die äußere Verfaſſung der

Kirchengemeinde angehenden Gegenſtänden ſchlechterdings keine Bulle ,

Reſkript , Dekret , Mandat , Proviſion , Signatur , noch irgend eine

andere Ausfertigung des römiſchen Hofes , des Biſchofs , des Pfarrers

oder einer anderen Perſon , wenn auch ſolche nur einzelne Privat —

perſonen betreffen ſollten , angenommen , bekannt gemacht , gedri

oder in Wirkung geſetzt werden , ohne daß der Landesherr ſolche ein

geſehen und autoriſiert habe
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§ 10. Ebenſowenig können Dekrete fremder Synoden und ſelbſt

allgemeiner Konzilien im Lande publiziert werden , bevor die vom
Lande herrn hierzu verordnete Behörde ihre Ubstemittnmneng mit

der Verfaſſung des Staates und

gleichen , ob dabei die öffentliche Ruhe in irge

fährdet ſein möchte , unterſucht und der Landesl

Bekanntmachung autoriſiert hat .

mit ſeinen ſonſtigen Geſetzen , in

N d einer Rückſicht ge—
r die zu erlaſſende

§ 12. Auch kann niemand , er nenne ſich Nuntius , Legat , Vikar ,
apoſtoliſcher Kommiſſarius oder wie er immer wolle , ohne eine gleiche
Autoriſation von ſeiten des Landesherrn , irgend eine A 8Heehensrt des An
' der einen wirkenden Einfluß auf die Untertanen des Staats ausüben .

mallgemeine Zuſammenkunft oder Konzilium ,
ke keine Vereinigung mehrerer in - oder aus
ländiſcher Kirchen darf ohne ausdrückliche vorhergegangene

6Genehmigung des Landesherrn gehalten werden .

Daneben hat noch eine Staatsbehörde zu wachen , daß bei den

„kirchlichen Verhandlungen “ das Gewiſſen der Katholiken „nicht bloß

aus Willkür beunruhigt oder ſonſt etwas vorgenommen werde , was ein

öffentliches Argernis geben könnte . “ Alle Wünſche des Biſchofes von

Paderborn um Beſe

kirchlichen Angelegenheiten angreifen , hatten keinen

ung der Beſtimmungen , die in die inneren

Die evangeliſch - lutheriſche Kirche iſt als Landeskirche auchbezeichnet
in den Verfaſſungen von Schwarzburg - Sondershauſen ältere und

jüngere Linie . Die freie Stadt Lübeck ſchreibt dem katholiſchen Geiſt —

lichen vor , was er an „kirchlichen Feſten , Buß - und Bettagen , allgemeinen

Fürbitten und Kirchenkollekten “ vorzunehmen hat . „ Wie der Geiſtliche

von den Gebräuchen ſeiner Kirche nichts zur öffentlichen Schau bringen ,
alſo auch keinerlei Prozeſſionen , Aufzüge halten darf , ſo ſind ihm ins —

beſondere alle eingreifenden Schritte und Maßregeln zum Zwecke der

Vermehrung ſeiner Glaubensgenoſſen , z. B. durch geſtellte Bedingungen
bei gemiſchten Ehen gänzlich unterſagt . Vielmehr wird derſelbe in

richtiger Würdigung ſeiner ganzen hieſigen Stellung nach allen Kräften
ſich beſtreben , die unter den verſchiedenen Glaubensverwandten beſtehende

Eintracht und Duldung zu erhalten und zu befördern und ſich aller

Handlungen zu enthalten , welche zu einer Störung derſelben Ver —

anlaſſung geben könnten . “ ( Regulativ v. 14 . 7. 1841 )
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Für Elſaß - Lothringen beſtehen noch die franzöſiſchen organiſchen

Artikel vom 8. 4. 1802 , darunter auch folgende :
llle Geiſtlichen haben in der landes„Artikel 43. üblichen geiſtlichen

Tracht ( habill la Franç zu erſcheinen

Die Biſck irfen dieſem Koſtüm tenkreuz und violett

farbene rpfe beifügen .

Artikel 47. Den Spitzen der Zivil - und Militärbehörden ſind ,

ſofern ſie katholiſch ſind , in den Kathedralen und Pfarrkirchen Ehren

plätze einz uUrar

Dieſe knappe Auswahl ſoll ein Bild jener Beſtimmungen geben ,

die in den Einzelſtaaten heute noch zu recht beſtehen , obwohl dieſelben

in der Verfaſſung und in Verträgen , z. B. Rheinbundsakte und deutſche

Bundesakte , die Freiheit der Religionsübung zugeſtanden haben ; um

aber kein Mißverſtändnis aufkommen zu laſſen , ſei nochmals hervor —

gehoben , daß die Darſtellung nicht den Zweck hat , ein erſchöpfendes

Bild zu geben und insbeſondere iſt der etwaige Rückſchluß nicht zu —

treffend , als beſtehe in jenen Staaten , die wir nicht nannten , die

Freiheit der Religionsgemeinſchaften in wünſchenswertem Maße . Zur

Ergänzung dieſes Bildes gehören namentlich auch die landesgeſetzlichen

Vorſchriften in den noch folgenden Kapiteln , z. B. Religionshandlungen ,

Orden , Miſſionen uſw .

§ 48. Landesgeſetzliche Vorſchriften für jüdiſche Kultus —

gemeinden .

Wir haben in dem vorhergehenden Abſchnitt abſichtlich unterlaſſen ,

auf die Beſtimmungen der jüdiſchen Kultusgemeinden überzugreifen ,

weil wir zuerſt diejenigen über die chriſtlichen darlegen wollten . Wenn

man ein Geſamturteil über die ſtaatlichen Vorſchriften gegenüber den

israelitiſchen Kultusgemeinden ausſprechen will , ſo darf man ſagen , daß

auf dieſem Gebiete — wenn wir von den ſtaatlichen Beſtimmungen
über das Ordensweſen abgeſehen — das Staatskirchentum ſeine

wunderlichſten Blüten getrieben hat . Die meiſten deutſchen Bundes —

ſtaaten haben ſich in die Rolle des Ober - Rabbiners derart eingelebt ,

daß ſie ſelbſt Vorſchriften über die innere Geſtaltung des israelitiſchen

Gottesdienſtes geben , die noch weit über die Einmiſchung hinausragen ,
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welche ſich die Katholiken gefallen laſſen müſſen . In den Reihen der

orthodoxen Juden beſteht deshalb auch eine ſehr tiefe Mißſtimmung

gegen dieſes Staatskirchenregiment , eine Mißſtimmung , die in der

OSffentlichkeit deshalb nicht ſo ſehr beachtet wird , weil die ſogenannte

„ jüdiſche Preſſe “ ſich um dieſe Fragen nicht k imert , die orthodoxe

Judenpreſſe aber ſehr wenig beachtet wird . Aus dem bunten Strauß

der Vorſchriften ſeien nur wenige hier wiedergegeben .

Obwohl das preußiſche Landrecht beſtimmt , daß einer geduldeten

Kirchengeſellſchaft die Ausübung der ihren Religionsgrundſätzen ge —
h

geſtattet iſt und trotz der in Artikel 12mäßen Gebräuche ausdrückl

der preußiſchen Verfaſſungsurkunde vom 31 . Januar 1850 gewähr —

leiſteten Freiheit der Religionsübung iſt unterm 11 . Januar 19019 *

ein Urteil des preußiſchen Oberverwaltungsgerichts ergangen , welches

in ſeinen Gründen die Gemeinden für berechtigt erklärt , in den von

ihnen angelegten öffentlichen Schlachthäuſern ſchlechthin

zu verbieten , obwohl die Juden nach jüdiſch - traditioneller Anſchauung

dieſe Schlachtmethode als auf einem bibliſchen Gebot , ſomit auf einer

religionsgeſetzlichen Vorſchrift des Judentums beruhend anſehen . Die

Erteilung des jüdiſchen Religionsunterrichts in deutſcher Sprache ſchreibt
1 fvor : eine kurhe eVerordnung vom 30 . 12. 1823 , das hohenzo llerſche

Geſetz vom 9. 8. 1837 , das holſteiniſche Geſetz vom 14 . 7. 1863 .

Die Genehmigung zur Anſtellung jüdiſcher Religionslehrer wird

che Edikt vom 13 . 1. 1809 ent

hält Beſtimmungen über den Inhalt des jüdiſchen Religionsunterrichts .

ganz allgemein gefordert ; das

Die Haus⸗ und Privatandachten ſind teilweiſe ganz unterſagt , teilweiſe

iſt genau beſtimmt , inwieweit ſolche ſtattfinden dürfen . Für die An —

legung neuer Synagogen wird landesherrliche Genehmigung gefordert .

Das hohenzollerſche Geſetz vom 9. 8. 1837 ſchreibt weiter vor :

§S 40. Neben dem bisherigen Gottesdienſte hat der Rabbiner , oder

dieſer in der Gemeinde nicht anweſend iſt , nach deſſen Anleitung

der Vorſänger , an jedem Sabath einen Vortrag über die Vorſchriften

der Religion und der Sittenlehre zur Erbauung der Erwachſenen ,

und eine katechetiſche Erklärung jener ? j ) riften zum Unterricht der

israelitiſchen Jugend , beides in deutſcher Sprache und in öffentlicher

Synagoge zu halten .
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An beiderlei Vorträgen haben auch die ( verheirateten ſowohl , als

ehmen .unverheirateten ) Frauensperſonen teilzun
An jedem Sabathe , und überhaupt bei jedem feierlichen

' ttesdienſt , iſt auch die Fürbitte für den Landesfürſten
prache vorzunehmen .ie, gleichfalls in deutſcher

D Regierung jene
in beſo

Ebenſo haben auf jedesmalige Anor

außerordentlichen Gebete ſtattzufinden , w ideren Fällen

verlangt werden . “

Am weiteſten dürfte aber ſicher die hannoverſche Synagogen —

ordnung vom 31 . 12 . 1860 gehen , ein ſtaatliches Geſetz , das zuerſt

genau beſtimmt , an welchen Tagen überhaupt Gottesdienſt gehalten

werden darf , die Aufſicht über den Gottesdienſt ordnet , die äußere

Ordnunt desſelben beſtimmt (3. B. , daß jeder in möglichſt angemeſſener

und würdiger Kleidung zu erſcheinen hat ) . Für die Vorbeter wird

beſtimmt :

0„ § 30. Der Vorbeter hat den Gottesdienſt mit Anſtand und ?

zu leiten und alles Störende zu ver

Vortrag der Gebete iſt weder zu übereilen noch unverhältnis

mäßig zu dehnen .

Geſang iſtrofaner und

em Geſange ſind blichen einfachen San

Sehr eingehend ſind die Beſtimmungen über das Vorleſen der

Thora , über das Recht der Thorapflichtigen wird genau beſtimmt ,

Sachſen - Weimar beſtimmt :

8 6. Der jidäſche Gocttes ſt da n

ſcher Sprache gehalten und der Unterrich j

ſoll nur in dieſer ert erden . Es ſin

anderen igions⸗ , Geſe und Schulbüche

ſolche , he bei einem der Oberkonſiſtorien (§S 2) gepr

ſind und von ſolchen die Billigung erhalten haben . “

Juden⸗Ordnung v. 20. 6. 1823 .

Auch ſeine jüdiſche Gottesdienſtordnung vom 7. Mai 1833

hannoverſchen nicht viel nach (3. B. darf der Bräutigam

nicht mit einer höheren Stimme als die andern aufgerufen werden ) .

„ Das Begleiten der nach einer Niederkunft zum erſten Male wieder
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die Synagoge beſuchenden Frauen , ſowie der neuverehelichten Frauen

ſoll fortan höchſtens nur für zwei Verwandte geſtattet ſein . “

Wer dieſe knappe Darſtellung überblickt , wird unſer Urteil zu

Eingang des Kapitels nicht für zu hart halten .

§ 49. Anerkannte Religionsgemeinſchaften .

Der erſte und zweite Toleranzantrag des Zentrums enthielten nun

zur Beſeitigung ſolcher und anderer Ungeheuerlichkeiten folgende Vorſchläge :

„ Religionsgemeinſchaften , welche in einem der Bundesſtaaten vom

Staate anerkannt ſind ( anerkannten Religionsgemeinſchaften ) , ſteht

innerha Reichsgebiets die freie und öffentliche Ausübung

ihres

ſind insbeſondere befugt , überall im Deutſchen Reich

ohne ſtaatliche oder kommunale Genehmigung Gottesdienſte ab

zuhalten , Kirchengebäude mit Türmen zu erbauen und auf denſelben

Glocken anzubringen .

Ihre Religionsdiener dürfen die Religionshandlungen bei allen

Mitgliedern der Religionsgemeinſchaft ausüben

Hiergegen richteten ſich innerhalb und außerl halb des Reichstages

die ſchärfſten Angriffe ; dieſelben bewegten ſich in zweifacher Richtung .

Zunächſt wurde ganz allgemein geſagt : Mit dieſer Beſtimmung ſetzt

ſich das Zentrum in den größten Widerſpruch mit dem § 1 des

Toleranzantrages ; dieſer fordere allgemeine Religionsfreiheit für jeden

Reichsangehörigen , der Artikel 5 ( jetzt 9) aber gebe dieſe nur

den „ anerkannten Religionsgemeinſchaften “ , er wolle alſo ein Privileg

für dieſe ſchaffen . Ja man ging ſo weit , daß man 1 Zentrum

Heuchelei vorwarf und ſagte , hier ſtecke der eigentliche Kern des Ent —

wurfes ; um die individuelle Religionsfreiheit ſei es dem Zentrum gar

nicht zu tun , es benutze nur dieſen als Vorſpann , um volle Freiheit

für die katholiſche Kirche zu erhalten .

Der zweite Vorwurf ging dahin , daß der Entwurf an keiner

Stelle beſtimme , was denn „ anerkannte Religionsgeſellſchaften “ ſeien ,

er ſei ſehr leichtſinnig redigiert . Der Chorführer dieſer Gegner iſt

unzweifelhaft Profeſſor Dr . Kahl , denn deſſen Gedanken finden wir

in den Ausführungen der konſervativen , nationalliberalen , freiſinnigen

und ſozialdemokratiſchen Redner im Parlamente wieder .
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Nun geben wir zu , daß es ein harter Stoß für den geſamten

Toleranzantrag ſein würde , wenn dieſe Einwände nicht widerlegt werden

könnten , wenn auch nur ein Schein derſelben beſtehen bleiben würde .

Die Zentrumsabgeordneten haben aber ſchon im Plenum gegenüber den —

ſelben wiederholt betont , daß 1. der Entwurf in dieſem Punkte für

das Zentrum nicht unabänderlich ſei ; es ſei eben nur ein Entwurf ;

jeder beſſere Vorſchlag werde gern angenommen , auch werde ſich das

Zentrum ſelbſt bemühen , eine Formel zu finden , die hieb - und ſtichfef

ſei ; 2. es müſſe aber alle Erörterungen hierüber in die Kommiſſion

verweiſen , denn dieſe Fragen ſeien ſo ſchwierig und diffizil , daß ſie

im Plenum nicht verhandelt werden könnten .

Nur gegenüber den Haupteinwänden über die Frage der Er —

langung der Rechtsfähigkeit der Religionsgeſellſchaften hat ſich der

Abg . Gröber bereits am 8. Febr . 1905 in folgender Weiſe geäußert :

„ Dieſe Frage ſcheidet für unſeren Antrag vollſtändig aus . han

delt ſich bei unſerem Antrag gar nicht darum , den einze Reli

gionsgemeinſchaften Korporationsrechte , die Rechtsfähigkeit zu

ir haben nicht nötig . Indirekt kann ſchonſchaffen .

onsgemeinſchaft , wenn ſie will , auf einem Umwegeheut 1odheute je

wenigſtens die Rechtsfähigkeit erlangen ;
r von den Vereinigunihre Mitglieder oder ein Teil ihrer Mitglie

iſſig ſind , Gebrauch zu machen . Meine

Sie werden jetzt lachen über das , was ich ſagen werde ,
formen , die reichsrechtlich

den meiſten von Ihnen neu ſein wird : eine Religions

zemeinſchaft braucht , um Geldmittel für ihre Zwecke zu gewinne

bloß eine Aktiengeſellſchaft zu grü

Sehr gut ! in der Mitte . Heiterkeit . )

chtlich gar nicht zu beanſtanden , wenn eine Aktien

den .

Es iſt reichs

geſellſchaft zur Aufbringung der Geldmittel für eine Religionsgemein

ſchaft gegründet wird . Das kann durch keine Behörde verhindert

werden , dazu braucht man auch keine Genehmigung irgend einer

Behörde . Alſo dieſes Recht hat jede Religionsgemeinſchaft ſchon

heute . Die Frage iſt auch bereits in der Fachliteratur behandelt

Wenn Ihnen die Aktiengeſellſchaft nicht paſſend zu ſein ſcheint

können Sie , um die für die Religionsgemeinſchaft erforderlichen

Geldmittel zu ſammeln , auch eine Geſellſchaft mit unbeſchränkter

oder mit beſchränkter Haftung gründen !

( Heiterkeit . Zurufe links .
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— Meine Herren , ich kann doch nur ausſprechen , was unſere Ab⸗

ſicht bei dieſem Antrag iſt ! Sollten Sie der Meinung ſein , daß

es irgendwie an der Formulierung der dargelegten Rechtsgedanken

fehle , ſo erkläre ich Ihnen namens meiner politiſchen Freunde : die

Formulierung geben wir Ihnen ohne weiteres preis ! Wir wollen

eine ſolche Formulierung machen , daß Sie , wenn Sie mit den

erörterten Rechtsgedanken einverſtanden ſind , auch mit der Formu —

lierung einverſtanden ſein können .

( Sehr gut ! in der Mitte . )

Das ſind Faſſungsfragen , und weil es ſich allerdings um ſehr

ſchwierige Faſſungsfragen handelt , deshalb wünſchen wir , daß eine

Kommiſſionsberatung erfolge . “

( 136 . Sitz . v. 8. 2. 1905 , S. 4376 . )

In Deutſchland gibt es bezüglich der Erlangung der Rechtsfähigkeit

der Religionsgeſellſchaften zwei Syſteme ; Profeſſor Dr . Kahl ſagt hierüber

in ſeiner Broſchüre ( S. 38 u. 39 ) :

„ Einen gemeingültigen Begriff der „ anerkannten “ Religionsgemein

ſchaft gibt es nicht im deutſchen Staatskirchenrecht . Es kreuzen

ſich zwei Syſteme . Nach dem einen beſteht die volle Freiheit der

Vereinigung zu Religionsgeſellſchaften . Dieſe Freiheit bildet einen

Beſtandteil der geſetzlich gewährleiſteten Vereinsfreiheit . Der Rechts —

beſtand einer Religionsgemeinſchaft iſt daher von einer ſtaatlichen

Anerkennung unabhängig ; jede Religionsgemeinſchaft , welche den

beſtehenden Geſetzen gemäß ſich frei gebildet hat , iſt eo ipso eine

„ anerkannte “ . Ob ſie Korporationsrechte beſitze oder nicht , iſt für

dieſe Eigenſchaft gleichgültig . “

Dieſes freiere Syſtem beſteht in Preußen , Württemberg , Baden ,

Heſſen , Oldenburg , Sachſen⸗Koburg - Gotha und Waldeck . Profeſſor

Dr . Kahl ſagt über das zweite Syſtem :

„ Nach dem anderen Syſtem iſt die Bildung einer Religionsgemein —

ſchaft an das Erfordernis ausdrücklicher ſtaatlicher Genehmigung

geknüpft : ſo in Bayern , Sachſen , Braunſchweig , Bremen und ander —

wärts . Nur die , ſei es durch Verwaltungsakt , ſei es durch Geſetz

ausdrücklich genehmigten Religionsgemeinſchaften ſind „ anerkannt “ . “

Der Abg . Gröber führte nun bezüglich der Anſchauung des Zen⸗

trums aus : „ Wir ſind bei unſerem Antrag davon ausgegangen , daß

für die Anerkennung einer Religionsgemeinſchaft die freieſten Voraus —

ſetzungen zuzulaſſen ſind , und wir haben deshalb unſerem Antrag
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diejenige Auffaſſung über den Begriff der „ anerkannten Religions —

gemeinſchaft “ zugrunde gelegt , welcher in dem freier geſinnten Teil der

deutſchen Staaten beſteht . Wir wollen gerade nicht , daß der Staat

in den religiöſen Fragen überhaupt eine Unterſuchung anſtellt , weil

wir der Überzeugung ſind , der Staat iſt nicht dazu berufen , unſere

Bureaukratie hat nicht die Fähigkeit dazu .

( Sehr richtig ! in der Mitte und links . )

Was wir feſthalten , iſt : der Staat hat nur darüber zu wachen , daß

die Religionsgemeinſchaften nicht Abbruch tun den bürgerlichen und

ſtaatsbürgerlichen Pflichten — wie es in § 1 unſeres Antrages nach

dem bekannten Vorgange im preußiſchen Geſetz heißt . Das muß ge —

prüft werden können , und das zu prüfen iſt Recht und Pflicht des

Staates . Führt dieſe Prüfung dazu , daß eine Religionsgemeinſchaft

aus dieſen Gründen nicht beanſtandet werden kann , dann ergibt ſich

als logiſche Folgerung , daß ſie anerkannt iſt . “

( 136 . Sitz . v. 8. 2. 1905 , S. 4327 . )

Allerdings ſind in den geſetzgeberiſchen Kreiſen des deutſchen

Reiches wiederholte Verſuche gemacht worden , nur eine reichsgeſetz —

liche Regelung dieſer geſamten Frage vorzunehmen . Bereits dem

Norddeutſchen Reichstage iſt eine Petition vom Baptiſtenprediger

Lehmann zugegangen mit der Bitte : „ Noch in der jetzigen Petition

ein für alle Bundesſtaaten maßgebendes Geſetz zu beſchließen , nach

welchem Korporationsrechte ſo allgemein verliehen werden , daß auch

die Baptiſten⸗Gemeinden daran Anteil nehmen können . “

( Seſſion 1868 Nr . 89. )

Die Petitionskommiſſion hat ſich zu dem Wunſche auf Erleichterung

der Erlangung der Korporationsrechte ſelbſt ſehr freundlich geſtellt ,

aber beſchloſſen :

„ in der Erwägung , daß die Geſetzgebung über die Erteilung von

Korporationsrechten an religiöſe Geſellſchaften nicht Aufgabe der

Bundesgeſetzgebung iſt , vielmehr in den Bereich der Landesgeſetz

—

gebung fällt, “

zur Tagesordnung überzugehen .
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Dieſer Antrag iſt auch in der 20 . Sitzung vom 10 . Juni 1868

des Norddeutſchen Reichstages angenommen worden . Sofort nach

Gründung des deutſchen Reiches ſind dem Reichstage wiederum ſolche

Petitionen zugegangen . ( 1. Seſſ . 1871 Nr . 64 . ) Die Petitionskommiſſion

war nun der Anſicht , daß der Reichstag jetzt nach Artikel 4 Ziffer 16

der Reichsverfaſſung kompetent ſei , die Erlangung ſolcher korporativen

Rechte in bezug auf ihr Vereinseigentum , wie ſie z. B. Muſeen ,

Schützengeſellſchaften und Sängergeſellſchaften zu erhalten pflegen , vom

Standpunkte der Vereinsgeſetzgebung aus in ſein Gebiet zu ziehen und

zu befürworten . In dieſem Sinne ſind die damals geſtellten Geſuche

als zur Berückſichtigung geeignet erachtet worden . Der Reichstag

iſt in der Sitzung vom 2. Mai 1871 ( Sten . Ber . S. 540 —543 )
dieſen Anträgen dahin beigetreten :

„die gedachten Petionen dem Herrn Reichskanzler zur Berückſich —

tigung zu überweiſen . “

Der Abg . Reichensperger betonte in dieſen Verhandlungen eigens :

„ Ich bin geneigt , über das Bedenken der Kompetenz , obgleich es gewiß

zweifelhafte Seiten darbietet , hinwegzugehen ; auch glaube ich dem

Kommiſſionsantrage inſoweit zuſtimmen zu können , als derſelbe ſich auf

die Baptiſtenprediger oder auf die Baptiſtengemeinden bezieht “ . Am

31 . Mai 1871 hat der Reichstag eine ähnlich lautende Petition

(I . Seſſ . 1871 Nr . 113 III ) auf Antrag des Berichterſtatter

Abg . Probſt ( Zt . ) ebenfalls zur Berückſichtigung überwieſen . Der

Bundesrat gab den Beſchlüſſen keine Folge .

Zum dritten Male befaßte ſich der Reichstag mit dieſer Frage in —

folge der Petition J . Kretſchmer , Louis Raue und Genoſſen , als „ Vor —

ſtand und Alteſten Kollegium der freireligibſen Gemeinde z zu Frankfurta
Die Petenten ſtellten den Antrag , „ in der Überzeugung , daß ein all⸗

gemeines Humanitätsgefühl endlich durch die Landesgeſetzgebung Ausdruck

finden werde “ , „ den freireligiöſen reſp . Diſſidenten - Gemeinden Korpo —

rationsrechte zu gewährleiſten “ . In den Motiven wurde ausgeführt , daß

Vereinen dieſer Art noch immer die Korporationsrechte verſagt , und daß

ſie dadurch außerſtande geſetzt werden , Eigentum zu erwerben . Die

Petition war aber ganz allgemein gefaßt ; ſie verlangte nur „ ein Geſetz “,
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durch welches ihre Korperationsrechte entſtehen ſollen , während doch

nuch ein ſolches Geſetz nicht ohne Erfüllung gewiſſer geſetzlicher Normativ

zatrechtliche Ordnung

ihrer Verhältniſſe und die Erfüllung der von ihnen übernommenen

beſtimmungen zu denken iſt , durch welche die pri

eshalb kam auch die PetitionskommiſſionN 6Verpflichtungen geſichert wird .

zu dem Antrage : Übergang zur Tagesordnung ( IV . Seſſ . 1872 Nr . 40) .

In der 18 . Sitzung am 8. Mai 1872 verhandelte der Plenum hier —

bg. Dr . Erhardüber , nachdem bereits Mai der freiſinnige 2

mit Unterſtützung ſeiner Parteifreunde den Antrag geſtellt hatte :

„Die Petition des J. ſchmer , Louis Raue und Genoſſen zu

der privatrechtlichen

Diſſidenten

zur Berückſichtigung

Frankfurt a. O. , ſoweit dieſelbe Einrä

Befugniſſe juriſtiſcher Perſonen an die

gemeinden betrifft , dem Herrn Reichs

Eut⸗ III. S 372, Nr . 60.

Dazu trat noch der Antrag des Abg .

4 nchte Petition an rberatung

Stellung von

Verhandlungen wurde eigens betont , daß es auf den In⸗

halt der Lehre der Bittſteller nicht ankomme . Der Zentrumsabgeordnete

von Los betonte , daß der Reichstag ſich nicht auf den engen Stand —

punkt des Zivilrichters hier zu ſtellen habe und unterſuchen müſſe , ob

die Klage genügend ſubſtantiviert ſei , er habe vielmehr zu ſagen , ob

ein Mißſtand vorhanden ſei . Dieſer Mißſtand iſt aus dieſer Petition

und aus den Vorträgen , die dahin gehen , daß eben die Diſſidenten —

vereine durch den Mangel an Korporationsrechten außerſtande geſetzt
8werden , Eigentum zu erwerben , und daß ſie infolge dieſes Mangels

an Korporationsrechten durch den Verrat ihres Predigers , ihres Eigen —

tums beraubt worden ſind , um ſo leichter erkennbar , als er ein durch —

aus notoriſcher iſt , er iſt in Hunderten von Petitionen an das Ab —

geordnetenhaus , in Hunderten von Schriften feſtgeſtellt worden . ( S. 295 . )

Er trat denn für den Antrag Bernards ein , dem aber der Abg . Schulze

widerſprach . Der Zentrums - Abg . Dr . Windthorſt hingegen betonte :

„ Dem Antrage des Abgeordneten Dr. Ewald gegenüber möchte ich

bemerken , daß ich bei Behandlung der vorliegenden Frage auf den



246 Achtes Buch .

religiöſen Standpunkt , den die betreffenden Petenten einnehmen ,

mich abſolut nicht einlaſſſee . Das iſt ihre Angelegenheit , und ich

habe von dem Standpunkte , welchen ich hier einnehme , über ihre

religiöſen Anſichten als ſolche nicht zu urteilen . Von dem Stand

punkte des Staates kommt es darauf an , daß man dieſen Leuten

wie allen anderen , Gelegenheit laſſen muß , nach ihren Glaubens

ſätzen zu leben , ſo ſehr man auch dieſe Glaubensſätze bedauern mag .

Ich habe allerdings den Wunſch , daß das Geſetz Schulze in einer

Weiſe zuſtande kommen könnte , daß die Diſſidenten hier bei uns

nicht um die privatrechtlichen Korporationsrechte zu petitionieren

haben , weil es bei der Entwickelung der Verhältniſſe auf dem

religiöſen Gebiete ſehr mißlich iſt , daß man ſich in Verſammlungen

wie dieſe mit der Frage beſchäftigen muß , ob es ratſam ſei , einem

religiöſen Vereine dieſe oder jene Art Korporationsrechte zu erteilen . “

( 18. Sitz . v. 8. 5. 1872 , S . 297 . )

Alſo ſchon 1872 ſtellte ſich das Zentrum auf den freieren Stand —

punkt bezüglich der Erlangung der Korporationsrechte . Der Kom —

miſſionsantrag fand jedoch ſchließlich Annahme .

Sofort bei Beginn der Kommiſſionsverhandlungen über

den Toleranzantrag im April 1905 ſtellten ſich die Zentrumsabgeord —

neten auf denſelben Standpunkt wie Windthorſt 1872 und der Abg .

Gröber bereits im Plenum ; ſie betonten : Die Antragſteller ſeien

davon ausgegangen , daß die Frage der Bildung von Religions —

gemeinſchaften und des Verhaltens des Staates zu denſelben möglichſt

auf dem Standpunkte der Freiheit geregelt werden ſolle . Die Staats —

behörde ſolle nicht zu einer Prüfung und Entſcheidung über religiöſe

Fragen berufen ſein , ſoweit nicht allgemeine ſittliche Verpflichtungen

eine ſolche Entſcheidung forderten . In § 1 ſei die Freiheit der Reli —

gionsübung für die einzelnen feſtgelegt , ſoweit nicht bürgerliche Ver —

pflichtungen in Betracht kämen ; derſelbe Grundſatz ſolle durch §S 9 für

die Gemeinſchaften eingeführt werden . Um aber allen Einwendungen

gegen den Antrag die Spitze abzubrechen , ſtellten die Abg. Gröber und

Dr . Pichler am 4. April 1905 in der Kommiſſion den Antrag :

„ Religionsgemeinſchaften , deren Lehren und Satzungen den Reichs —

ſtrafgeſetzen nicht zuwiderlaufen , iſt die freie und öffentliche Aus

übung der Religion geſtattet . “
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Hier nun war es , wo von konſervativer und nationalliberaler

Seite der Einwand erhoben wurde , daß dieſer Artikel die Aufſicht

des Staates über die Kirchen beſeitige ; demgegenüber ſtellten die

Zentrumsabgeordneten feſt : Die Privilegierung einzelner Kirchen und

die Feſtlegung der Rechte und Pflichten des Staates gegen dieſe privi —

legierten Kirchen liege auf dem Gebiete des Landesrechts und werde

) dieſe Beſtimmungen nicht berührt . In Preußen würde alſo die

Privilegierung der beiden Landeskirchen bleiben und ebenſo die Rechte

wie auch die finanziellen Verpflichtungen des Staates gegenüber der

evangeliſchen und katholiſchen Kirche . Hier ſolle nur das Minimum

deſſen feſtgeſetzt werden , was an Freiheit der Religionsübung allen

—privilegierten wie nicht privilegierten — Kirchen zu gewähren ſei .

Der Antrag wolle die in verſchiedenen Staaten diesbezüglich beſtehen —

den kleinlichen Beſtimmungen beſeitigen , z. B. daß in Mecklenburg für

jede Meſſe Genehmigung eingeholt werden müſſe . Wenn man die

Vereinigung zu Religionsgemeinſchaften geſtatte (§S 1) , ſo müſſe man

ihnen auch einen Rechtsboden geben ; deshalb ſei §S 9 nur die abſolut

notwendige Konſequenz aus §S 1. 8 9 beſtimme nur die Freiheit der

Ausübung des Kultus ; das ſei ein Grundrecht , welches man jeder

Religionsgemeinſchaft gewähren müſſe . Man müſſe denſelben gewähren ,

Gottesdienſt zu halten , Gebäude dafür zu errichten , auch außerhalb

dieſer Gebäude die religiöſen Heilmittel zu ſpenden ; es ſei gar nicht

einzuſehen , wie dadurch die privilegierten Kirchen in ihren Rechten

beeinträchtigt werden könnten .

Zur Unterſtützung dieſer Anſicht können wir auf die bereits

( S. 99 und 100 ) mitgeteilte Auslaſſung des Biſchofs Frhn . v. Ketteler

hinweiſen . Der natlib . Abg . Dr . Hieber hat am 18 . Febr . 1905

ſich ähnlich folgendermaßen geäußert :
„ Wenn § 1 beſagt : jedem Reichsangehörigen ſteht Religionsübung

uſw . frei , ſo iſt jede Religionsgemeinſchaft geſetzlich anerkannt , und

es ſteht dem Staate gar nicht mehr frei , Religionsgemeinſchaften

anzuerkennen oder ihnen die Anerkennung zu verweigern . “
( 142 . Sitz. v. 18. 2. 1905

Der Antrag Gröber - Dr . Pichler fand mit großer Mehrheit An —

nahme ; er beſeitigt alle jene Schwierigkeiten , die man gegen den Antrag
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überhaupt erhoben hat und er ſchließt von der Freiheit der Religions —

übung keine Religionsgeſellſchaft aus . Gleichzeitigſicherterauch das Zentrum

gegen den bereits erhobenen Vorwurf , daß es ſelbſt die Mormonnen

im Reiche zulaſſen wolle , da bekanntlich Vielweiberei im Strafgeſetz —
buch als Bigamie verboten iſt . Das „ Lexikon von Oder und Frage —

zeichen “, das Profeſſor Kahl in dem Antrage findet , iſt nun ganz ver —

ſchwunden und da er auf dieſe juriſtiſche Seite ſo viel Wert legt ,

wird er nun auch ſeinen D egen einſtecken müſſen !

§ 50 . Freiheit der Religionshandlungen
* Werkes iſt Aef hin⸗

gewieſen worden , daß in einer Reihe von Einzelſtaaten die

Religionshandlungen ſelbſt anerkannter Religionsgemeinſchaften nicht

ig

Schon an mehreren Stellen die

frei zugelaſſen ſind ; es ſeien hier nur genannt die Verbote des Leſens

von hl . Meſſen in Mecklenburg , aller kirchlichen Amtshandlungen
durch nicht zugelaſſene Geiſtliche in Braunſchweig , ganz abgeſehen von

den Verboten über die Prozeſſionen uſw . Wenn wir uns nur ein

wenig über dieſen Punkt in den Landesgeſetzen umſehen , finden wir

eine Anzahl ſehr einſchneidender Beſtimmungen. Während das preußiſche

und bayeriſche Vereinsgeſetz Prozeſſionen und Wallfahrten ohne weiteres

zulaſſen , fordert das holſteiniſche Geſetz vom 7. Juli 1863 und das

heſſiſche Geſetz vom 23 . Febr . 1850 die vorherige Genehmigung der

Umzüge ; Sachſen - Koburg verbietet direkt „öffentliche Umzüge “ ( Regu⸗
lativ v. 24 . 6. 1813 ) , ebenſo Sachſen - Gotha ( 23. 8. 1811 ) , ebenſo

Elſaß - Lothringen für Städte , in welchen ſich Kirchen verſchiedener

Konfeſſion befinden (8. 4. 1802 ) .

Das preußiſche Landrecht behält dem Staate die Anordnung

„öffentlicher Bet - , Dank - und anderer außerordentlicher Feſttage “ vor ;

ebenſo die baheriſche Verfaſſungsurkunde ( § 55 der zweiten Beilage )

und Sachſen - Weimar . Sachſen hat in ſeinem Geſetze vom 23 . 8. 1876

die Beſtimmung :
„ § 6. Dem Könige ſteht zu, in den katholiſchen Kirchen des König

reichs Feierlichkeiten und Gebete zu verlangen und , vorbehältlich der

beſonderen Einrichtungen des katholiſchen Gottesdienſtes , über die

Art ſolcher Feierlichkeiten zu beſtimmen . “
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Sachſen⸗Weimar , Baden und Mecklenburg - Schwerin ſchreiben die

Bittgebete und Fürbitten vor . Ebenſo werden der katholiſchen Geiſt

lichkeit in Mecklenburg - Schwerin die vom evangeliſch - lutheriſchen Ober —

kirchenrat aufgeſtellten Predigttekte für die Buß⸗ und Bettage vom

Miniſterium alljährlich zugeſtellt .

Sachſen - Koburg beſtimmt in ſeinem Regulativ vom 24 . Juli 1813

„ § 6. Was den äußeren Kultus der römiſch - katholiſchen Kirchen

gemeinde betrifft , ſo ſteht dem Pfarrer derſelben zwar zu, dieſen

äußeren Kultus anzuordnen , und die deshalb nötigen Einrichtungen

zu treffen , es iſt derſelbe jedoch verpflichtet , dieſe Einrichtungen

nicht nur ſo zu machen , daß ſolche mit den beſtehenden Geſetzen

und Anordnungen des Staats nicht in kommen , ſondern

es hat derſelbe auch alles , was er hierunter vorzunehmen gedenkt ,

zuvörderſt dem Herzoglichen Konſiſtorium zur Penste und Ein

holung der landesherrlichen Entſchließung berichtlich vorzulegen .

§ 11. Alle Feſte und die allgemeinen Buß - und Bettage werden

in der katholiſchen Kirche wie in der proteſtantiſchen , inſofern ſie

der letzteren nicht eigentümlich ſind , nach den beſtehenden Vor

ſchriften des Landes gefeiert . Sollte die katholiſche Gemeinde außer

dieſen für ſich beſonders ein elmäßig zu feiern wünſchen ,

ſo hat ſie bei dem Herzoglichen Konſiſtorium als der be

ſtellten Behi anzuzeigen und deshalbige Genehmigung zu er

warten .

§. 12. Die Liturgie und der Katechismus , welche in der

katholiſchen Kirche gebraucht werden ſollen , iſſen zuvörderſt dem

Landesherrn zur Beurteilung , ob ſolche mit den be

des Staates ſich nicht im Widerſpruch be

Henehmigung vorgelegt werden . In dem gewöhn
lichen Kirch iſt , wie in den proteſtantiſchen Kirchen , für den

Landesherrn und deſſen fürſtliche Familie zu beten , und die außer

ordentlichen im Lande * Gebete ſind in der katho

liſchen Kirche wie in der proteſtantiſchen zu verleſen , weshalb der

katholiſche Pfarrer die Anordnungen des Herzoglichen Konſiſtoriums

ſtehende

finden , und zi

zu erwarten und zu befolgen hat . “

In Sachſen - Gotha beſtehen ganz ähnliche Beſtimmungen mit dem

zuſatz für katholiſche Prieſter :

„ § 26. Die geiſtlichen Perſonen haben ſich bei übung der gottes

dienſtlichen Handlungen der herkömmlichen Kleidung zu bedienen ;

außer ihren Amtsvorrichtungen hingegen haben ſie ſonſtige an
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ſtändige und ihren Verhältniſſen angemeſſene

Kleidung von dunkler Farbe zu tragen , und dürfen die Pfarrer

Usbeſondere ſich hierbei keiner Auszeichnung , die nur den Biſchöfen

zukommt , anmaßen . “

Regulativ v. 23. 8. 1811 . )

Elſaß⸗Lothringen hat aus den einheimiſchen Artikeln noch folgende

Vorſchriften :
„ Artikel 39 . Für ſämtliche katholiſche Kirchen Frankreichs ſoll nur

eine Liturgie und ein Katechismus beſtehen .

Artikel 41 . Ohne Erlaubnis der Regierung darf außer dem Sonn

tag kein Feiertag eingeführt werden .

Artikel 42. Die Geiſtlichen bedienen ſich bei den religiöſen Feier

lichkeiten des ihrem Amte entſprechenden Gewandes und Schmuckes ;

unter keiner Vorausſetzung dürfen ſie die den Biſchöfen vorbehalte —

nen Farben und Rangzeichen anlegen .

Artikel 49. Wenn die Regierung öffentliche Fürbitten anordnet ,

ſo hat ſich der Biſchof mit dem Präfekten und dem Platzkomman

danten wegen Tag , Stunde und Art der Ausführung ins Benehmen

zu ſetzen .
Artikel 51 . Die Pfarrer ſollen in den Unterweiſungen , welche

ſie bei den feierlichen Pfarrmeſſen erteilen ( prone ) , für die Wohl —

fahrt der franzöſiſchen Republik und für die Konſuln beten und

beten laſſen . “
Wenn wir nun noch auf einzelne Religionshandlungen näher

eingehen , ſo iſt bezüglich der Spendung der hl . Taufe beſtimmt : In

Sachſen finden ſie in Miſchehen durch den Geiſtlichen der Konfeſſion

des Vaters ſtatt , falls nicht eine Vereinbarung der Eltern das Kind

der Konfeſſion der Mutter zuweiſt ( Geſetz vom 1. 11 . 1836 ) . Un -

eheliche Kinder ſind daſelbſt ſtets von dem Geiſtlichen der Konfeſſion

der Mutter zu taufen , ſelbſt wenn dieſe Kinder von dem einer anderen

Konfeſſion angehörigen unehelichen Vater in deſſen Konfeſſion erzogen

werden ſollen und alle geſetzlichen Vorausſetzungen zur Erziehung in

dieſer anderen Konfeſſion vorhanden ſind .

Für Braunſchweig beſtimmt das Geſetz vom 18 . Mai . 1864 :

„ § 5. Von allen durch katholiſche Geiſtliche zu vollziehenden

Taufen . . . haben die Beteiligten dem inländiſchen evangeliſch

lutheriſchen Pfarrer , deſſen Parochie ſie örtlich angehören , zur

Kenntnisnahme Meldung zu machen . Es wird von demſelben über
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die Meldung ſchriftliche Beſcheinigung erteilt , und dürfen die er —

wähnten kirchlichen Handlungen vor Beibringung der letzteren nicht

vorgenommen werden , widrigenfalls ſowohl der katholiſche Geiſtliche ,

als die Beteiligten , und zwar bei Taufen die Eltern reſp . Vor

münder . . . der Beſtrafung nach Maßgabe von 8 67 des Polizei —

ſtrafgeſetzbuches verfallen . “

Artikel 7 des bekannten inzwiſchen geänderten Katholikengeſetzes

vom 10 . Mai 1867 beſtimmte :

„ § 7. Kinder , welche an anderen als den im §S 1 unter La be

ſtimmten Orten in einer Miſchehe geboren und nach den Beſtim

mungen des §S5 katholiſch zu erziehen ſind , hat gleich den in

der Ehe katholiſcher Eltern oder von unehelichen katholi

ſchen Müttern an ſolchen Orten geborenen Kindern der evange

liſchee Pfarrer zu taufen , ſelbſtverſtändlich ohne Konſequenz für

ihre religiöſe Erziehung .

Die Beſtrafung katholiſcher Geiſtlicher wegen Vornahme von

Taufen ohne vorgängige Anmeldung bei dem zuſtändigen evangeliſchen

Pfarrer wird ohne Rückſicht auf Notfälle mit aller Strenge durch —

geführt . Dem katholiſchen Paſtor S . in Helmſtedt wurde im März

1890 angezeigt , daß am folgenden Sonntag ein Kind aus gemiſchter

Ehe Vater katholiſch — von Königslutter , welcher Ort 15 Kilo

meter von Helmſtedt entfernt iſt , zur Taufe gebracht werden ſolle .

Paſtor S. ſchrieb ſofort an den Vater des Kindes , daß derſelbe den

Anmeldeſchein ſeitens des Superintendenten zu Königslutter mitzubringen

habe , widrigenfalls er die Taufe nach braunſchweigiſchem Geſetz nicht

vollziehen dürfe . Der Vater des Kindes , welcher dazwiſchen erkrankt

war , beſorgte den Schein nicht . Gleichwohl wurde das Kind zur

Taufe gebracht , und da der Pate des Kindes viele Meilen Wegs

gekommen war , auch das Wetter an dieſem Tage das denkbar ſchlechteſte

war , hielt es Paſtor S . für ſeine Gewiſſenspflicht , die Taufe vor —

zunehmen . Für dieſe Verfehlung hatte er nach einem Urteil des

Schöffengerichts eine Geldſtrafe von 40 M. und die Koſten des Ver —

fahrens im Betrage von 21 M. zu bezahlen .

Der katholiſche Geiſtliche K. in Harzburg wurde im Jahre 1885

wegen drei Fälle der Vornahme einer Taufe ohne ſchriftliche Be —
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ſcheinigung der geſchehenen Anmeldung bei dem evangeliſchen Pfarrer

vom Schöffengericht zur Bezahlung von 84 M. 20 * Strafe und

Koſten verurteilt . In zweien dieſer Fälle handelte es ſich um die

Nottaufe von Kindern aus rein katholiſchen Ehen ; eine Anmeldung

bei dem evangeliſchen Pfarrer war wegen Gefahr im Verzuge nicht

möglich . Als der Angeklagte dies zu ſeiner Verteidigung vor dem

Schöffengericht geltend machte , erklärte der Richter , die Not könne hier nicht

in Betracht kommen , da ja der zuſtändige evangeliſche Geiſtliche ebenſo

raſch hätte gerufen werden können , wie der katholiſche .

In Sachſen - Koburg beſtimmt das Regulativ vom 24 . Juni 1813

für die kirchliche Verfaſſung der katholiſchen Glaubensgenoſſen im

Herzogtum Koburg:

„ § 30. Die außerhalb der hieſigen Stadt im Lande wohnenden

katholiſchen Glaubensgenoſſen verbleiben derjenigen Parochie , in

welcher ſie ihren Wohnſitz haben , auch fernerhin angehörig und

haben daher auch die eigentlichen Parochialhandlungen „5 als Taufe ,

Trauung , Begräbnis lediglich in der Parochie ihres Wohnortes

und von dem Pfarrer desſelben verrichten zu laſſen . Dahingegen

bleibt ihnen unbenommen , nicht nur den Gottesdienſt der in der

hieſigen Stadt wohnenden Katholiken zu beſuchen und das Abend —

mahl daſelbſt zu genießen , ſondern es wird ihnen auch nachgelaſſen ,

ſich in ihrem Wohnorte ſelbſt bei Krankheits - oder anderen als den

oben erwähnten Parochialfällen des Beiſtands des hieſigen katho

liſchen Geiſtlichen zu bedienen . “

Ahnlich lautet es in Sachſen - Gotha ; erſt im Jahre 1868 iſt

dieſe Vorſchrift dahin abgeändert worden , daß

1. die katholiſchen Glaubensgenoſſen , welche außerhalb der Stadt

Gotha im hieſigen Herzogtum wohnen , befugt ſein ſollen , nach

ihrer freien Wahl auch die eigentlichen Parochialhandlungen :

Taufe , Trauung , Begräbnis , entweder von dem proteſtantiſchen

Pfarrer ihres Wohnortes oder — gleich den in der Stadt

wohnenden Katholiken — von dem Geiſtlichen der katholiſchen

Gemeinde in der Stadt Gotha , ſofern derſelbe ſich hierzu bereit

findet , verrichten zu laſſen , und daß
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2. dann , wenn nach der eben getroffenen Beſtimmung die Parochial

88

handlung von dem katholiſchen Geiſtlichen verrichtet wird , der

proteſtantiſche Weiſtlichedes Wohnortes und beziehentlich der

daſige Schullehrer auf Stolgebühren keinen Anſpruch haben ſoll .

Für die Aufgebote und Trauungen iſt in Mecklenburg

Schwerin beſtimmt , daß

„J. Die Proklamation katholiſcher Brautleute , ſobald beide

oder einer von ihnen ſich zur Zeit ſolcher Proklamationen außer
halb Unſerer Stadt Schwerin weſentlich aufhalten , nach

vor in einer lutheriſchen Kirche geſchehen ſoll , ſo lange
in Unſeren Landen , außerhalb gedachter Unſerer Stadt Schwerin ,
keine katholiſche Kirche gibt . Hingegen wenn beide Brautleute

katholiſch ſind ,
ſich in der adt Schwerin weſentlich auf

halten , die Proklam nicht in der lutheriſchen , ſondern

bloß in der katholi beſche 0
dem e Prediger ſodann unter allen Umſtär

ſchließlich überlaſſen

die Kopulat

en aus

den ſoll . Daß ferner

II. wenn nur einer der Brautleute katholiſch - und der andere luthe
riſcher Religion iſt , es

ſoll , ſich von dem einen oder der anderen 9

kopulieren zuenl

IV. den katholiſchen vohnern Unſerer Lande die öffentliche Be

erdigung ihrer Glaubensgenoſſen , nach den Gebräuchen ihrer

Kirche , auf dem Kirchhofe einer jeden Stadt - und Landgemeinde
oder auch die Anlegung eines beſonderen Kirchhofs auf .
eigenen Koſten , verſtattet ſein ſoll ; nur daß ſie dabei allen in
Unſeren Landen beſtehenden poliz
werfen müſſen ;

1 Anordnungen ſich unter

Verordnung v. 25. 1. 1811

Was endlich die Beerdigungen betrifft , ſo hat das braun

ſchweigiſche Katholikengeſetz von 1867 in ſeinem Artikel 17 beſtimmt :

„§S 17. Wenn unter dienſtlicher Mitwirkung eines katholiſchen Geiſt
lichen ein Begräbnis an anderen , als den im §S 1 unter La bezeich
neten Orten Braunſchweig , Wolfenbüttel , Helmſtedt ſtattfinden ſoll
ſo muß von einem ſolchen Begräbniſſe dem evangeliſchen
Pfarrer zuvor Meldung gemacht , und von demſelben über

dieſe ſowohl , als auch darüber ſchriftliche erteilt ſein



254 Achtes Buch .

daß der Beerdigung rückſichtlich der im § 138 des Po lizeiſtrafgeſetz —⸗

buchs enthaltenen Beſtimmungen Bedenken nicht entgegenſtehen , reſp .

zu einer ſtillen Beerdigung ( § 18) die Erlaubnis beigebracht ſei ,

widrigenfalls von dem bei dem Begräbnis fungierenden katholiſchen

Geiſtlichen eine Geldbuße von zehn Talern verwirkt ſein ſoll . “

Dem katholiſchen Geiſtlichen zu Holzminden wurde von dem

evangeliſchen Superintendenten verboten , ein Kind zu beerdigen , welches

von einem katholiſchen Geiſtlichen getauft war , aber , weil der Vater

des Kindes evangeliſch war und die im § 5 des Geſetzes vom

10 . Mai 1867 vorgeſchriebene Erklärung über die katholiſche Konfeſſion

ſeines Kindes nicht abgegeben hatte , nach der Behauptung des Super —

intendenten der evangeliſchen Konfeſſion angehörte . Das Kind wurde

dann ohne jegliche Mitwirkung eines Geiſtlichen beerdigt .

Der Entwurf des Toleranzantrages enthielt urſprünglich

olgenden Artikel 12 ( reſp . 8) :

„ Die Abhaltung von Miſſionen der anerkannten Religionsgemein

laſſung zu deren Religionshandlungen , ſowie die Vornahme einer

Taufe , einer 55 Trauung oder eines kirchlichen Begräbniſſes

iſt von einer Mitwirkung der Behörden des Staats oder einer

anderen 35 oder von einer Anzeige bei ſolchen

Behörden unabhängig . “

Bei der Beratung in der Kommiſſion wurde jedoch dieſer Artikel

zurückgezogen und dafür beantragt , als Abſ . 2 zu Artikel 9 ( reſp . 5)

zu ſetzen : „ Die Aufnahme in eine ſolche Religionsgemeinſchaft , die

Vornahme von Religionshandlungen und die Abhaltung von religiöſen

Verſammlungen , ſowie die Zulaſſung zu dieſen Handlungen und Ver —

ſammlungen iſt von einer Mitwirkung der Behörden des Staates , der

politiſchen Gemeinde oder einer anderen Religionsgemeinſchaft oder

von einer Anzeige bei denſelben unabhängig . “ ( Komm. Druckſache

Nr . 9, XIV . Komm . 1903/05 . ) Durch dieſen Antrag ſind alle Be —

ſtimmungen zuſammengefaßt , welche ſich unmittelbar auf die Ausübung

der Religion beziehen . Die Beſtimmungen , welche ſich mittelbar auf

die Religionsübung beziehen , bleiben in Artikel 11 . Dieſer Antrag

fand eine ſehr erhebliche Mehrheit .
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§ 51 . Abhaltung von Miſſionen .

Der erſte und zweite T. - A. enthielten folgenden Artikel 13

( reſp . 9) :

„ Die Aufnahme in eine anerkannte Religionsgemeinſchaft , die Zu
ſchaften unterliegt keinerlei geſetzlicher Beſchränkung noch Hinderung . “

Nach Annahme des vorher erwähnten Antrages war dieſe Be —

ſtimmung überflüſſig geworden , da dieſer Antrag bereits die Freiheit

der Miſſionen garantiert .

Uns ſelbſt aber ſeien hier noch einige Ausführungen geſtattet .

Im Proteſtantismus hat man über die Miſſionen ganz entſetzliche Vor —

ſtellungen , beſonders gar , wenn ſie von Jeſuiten ( wie vor 1872 ) ab⸗

gehalten wurden . So ſchreibt Profeſſor Mirbt in ſeiner Broſchüre

gegen den T. ⸗A. :

„ Die Volksmiſſionen haben ſich durch die ſehr häufig mit ihnen

verbundene rückſichtsloſe konfeſſionelle Polemik als eine ſolche Gefähr —

dung des öffentlichen Friedens erwieſen , daß ſie ſelbſt in dem katho —

liſchen Bayern ſich nicht ſchrankenlos entfalten dürfen . “ ( S. 18. )

Es würde Profeſſor Mörbt ſehr ſchwer fallen , auch nur die Spur

eines Beweiſes für ſeine Behauptung zu erbringen ; jedenfalls wird in

ſämtlichen Miſſionspredigten eines ganzen Jahres in ganz Deuſchland

nicht 10 % an konfeſſioneller Polemik geleiſtet werden gegenüber dem ,

was ſich allein in einem mittleren Bundesſtaat am — Reformations⸗

feſt abſpielt ! Für letzteres können wir den Beweis antreten .

Aber noch toller iſt Profeſſor Dr . Kahl mit folgender Be —

hauptung : „ § 9 fordert die abſolute Freiheit der Miſſion in katho —

liſchem Sinn . Solche werden vielfach von Ordensgeiſtlichen , von

Jeſuiten , Redemptoriſten , Kapuziner u. a. abgehalten . Zur Steigerung

ihrer Wirkſamkeit werden ſie häufig in die breite Sffentlichkeit unter

freien Himmel verlegt . D

genehmigung und Staatsaufſicht geſtellt . Die geforderte Beſeitigung

jeder geſetzlichen Beſchränkung oder Hinderung würde den konfeſſionellen

Frieden auf das äußerſte gefährden . “ ( S. 37 . ) Mit dieſen leeren

Behauptungen hat ſich Profeſſor Kahl elegant in die Neſſeln ge —

ſetzt und jedenfalls klar bewieſen , daß er von dem Weſen der

aher ſind ſie bisher überall unter Staats⸗



256 Achtes Buch .

Miſſionen gar keine Vorſtellung hat . „ Zur Steigerung ihrer Wirk —

ſamkeit “ würden ſie in die „breite Offentlichkeit “ verlegt ! ! Darüber

lacht jedes katholiſche Schulkind ; nein , die Predigten finden nur dann

in der Gffentlichkeit ſtatt , wenn der Zuſtrom der Gläubigen ein der —

artiger iſt , daß das Gotteshaus überfüllt wird , daß ſelbſt die Polizei

ſich genötigt ſieht , einzuſchreiten . Aber Beichte und Sakramentsempfang

—und dieſe gehören auch zu der Miſſion , ſind ſie doch der Höhepunkt

und das Endziel derſelben — wurden noch immer innerhalb der Kirche

abgehalten !
Wenn nun derartig Unberufene ſich trotz ihrer Unkenntnis auf das

hohe Roß ſetzen , um über unſere Miſſionen zu urteilen , ſo darf es auch

dem Schreiber dieſer Zeilen geſtattet ſein , ſein Urteil abzugeben , das

wenigſtens auf Sachkenntnis beruht . Dreimal hatte ich in meinem

Leben das Glück , eine hl . Miſſion ganz mitzumachen ; dabei jedesmal

unter geänderten Umſtänden ; die erſte Miſſion fand in einer ganz

katholiſchen Gegend ſtatt , die zweite in der Hauptſtadt des „ gut pro —

teſtantiſchen “ Württemberg und die dritte in der — Reichshauptſtadt !

Die Miſſion wurde gehalten das erſte und zweite Mal von Kapuzinern ,

das dritte Mal von Redemptoriſten ! Auch darf ich noch anfügen , daß

auf meine Veranlaſſung hin ein — Jeſuitenpater 8 Tage apologetiſche

Vorträge in der Hauptſtadt des Schwabenlandes gehalten hat . Jeden⸗

falls wird man alſo mir nicht Sachkenntnis auf dieſem Gebiete ab —

ſtreiten können und nun muß ich jeden , der da ſagt , daß bei dieſen

Miſſionen auch nur ein Ton in konfeſſioneller Polemik gefallen ſei , als

einen ganz erbärmlichen Lügner bezeichnen ! Man ſage nicht :

das iſt ein Urteil eines einzelnen ! Frage ich meine Frau , meine

Verwandten und Bekannten , ſo höre ich überall dasſelbe Urteil ! Wo ich

hinkomme , ſprechen die Leute ganz ebenſo , aber es ſind nicht Profeſſoren ,

die in ihrer Schreibſtube dieſe Zerrbilder ausmalen , ſondern es ſind

Katholiken , die ſelbſt Miſſionen mitgemacht haben ! Wie lange noch

müſſen wir deutſchen Katholiken uns dieſe Verzerrung unſerer hl .

Einrichtungen gefallen laſſen ? Wenn man aber den Katholiken , die

man als Partei anſehen kann , aber doch hören muß , nicht unbedingt

Glauben ſchenken will , ſo glaube man doch den vielen unparteiiſchen
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Zeugniſſen aus liberalen Munde , die P. Duhr in ſeine „Aktenſtücke

zur Geſchichte der Jeſuiten - Miſſion in
ſ

( 1903 Herder⸗F
Preibenge

geſammelt hat ! Hier ſprechen liberale Blätter wie

„ Bad . Land heszeitung “ , „ Münch . All llg . Zeitung “ u. 0

ſelbſt Fürſt Bismarck ſich zugunſten der Miſſion aus und beto

daß nirgends eine Störung des konfeſſionellen Friedens eingetreten iſt .
So ſieht es in der Wirklichkeit aus ; die Hirngeſpinſte anderer ſind

eine Beleidigung für die deutſchen Katholiken !

riften der Staaten hierüber ? Dieſe ändern ar

unſerm Urteile gar nichts ? Es gab und gibt in Deutſchland auch

Staaten , die das Meſſeleſen verbieten , Prozeſſionen unterſagen uſw . ;
8wir haben es hier nur mit einem weiteren häßlichen Auswuchs des

Aber die Vorſe

Staatskirchentums zu tun ! Freilich werden in Preußen „ die Predigter
und das Verhalten der Miſſionare “ überwacht ( Erlaß v. 22 . 5. 1852

Der im preußiſchen Abgeordnetenhaus von den Abgeordneten v. Wald —

bott , Reichenſperger und Genoſſen Antrag , eine Adreſſe

Kan den Königzu richten , in welcher derſelbe gebeten werde , zu be⸗

5Miniſterialerlaß aufgehoben werde , iſt infehlen , daß der angeführte

Abgeordnetenhaus am 12. Februar 1853 mit 175 gegen 123 Stimmer

abgelehnt worden . In Bayern iſt bei Zuziehung ausländiſcher

Miſſionare eine ſtaatliche Genehmigung erforderlich (8. April 1852

in Württemberg eine vorherige Anzeige ( 24. 6. 1853 ) . Das war aber

der „ Dank “ jener Staaten an die Miſſionare , nachdem ſie in und nack

den Revolutionsjahren von 1848 das Volk zum Gehorſam zurückgeführ
hatten ! Die Weltgeſchichte iſt ja an ſolchen Beiſpielen nicht arm !

Artikel 9 hat demgemäß in der zweiten Toleranzkommiſſion fol

gende Faſſung erhalten :

§. 9.

O„ Religionsgemeinſchaften , deren Lehren und Satzungen den Reichs

ſtrafgeſetzen nicht zuwiderlaufen , iſt die freie und öffentliche Ausübung

der Religion geſtattet
Die Aufnahme in eine ſolche Religionsgemeinſchaft , die Vornahm

von Religionshandlungen und die Abhaltung von religiöſen Verſamm
Erzberger , Toleranz 17
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lungen , ſowie die Zulaſſung zu dieſen Handlungen und Verſammlungen

iſt von einer Mitwirkung der Behörden des Staates , der politiſchen

Gemeinden oder einer anderen Religionsgemeinſchaft oder von einer

Anzeige bei denſelben unabhängig .

Ihre Religionsdiener dürfen die Religionshandlungen bei allen

Mitgliedern der Religionsgemeinſchaft ausüben . “



— — —

Neuntes Buch .

Freiheit der Oberen der Religionsgemeinſchaften in Ceitung
der Religionsübung . ( § 10 des Toleranzantrags . )

§ 52 . Landesgeſetzliche Vorſchriften .

Die frühere preußiſche Verfaſſungsurkunde , die erſt im wilden

Kulturkampfe in dieſem Teil vernichtet wurde , hat ſicherlich in ihrem

Artikel 16 die volle Konſequenz der Freiheit der Religionsübung ge —

zogen ; dieſer beſtimmte nämlich :

Artikel 16. Der Verkehr der Religionsgeſellſchaften mit ihren

ie Bekanntmachung kirchlicher AnordKOberen iſt ungehindert . D

nungen iſt nur denjenigen Beſchränkungen unterworfen , welchen alle

übrigen Veröffentlichungen unterliegen .

Das Geſetz vom 18 . Juni 1875 hob dieſen Artikel auf . Wenn

auch das bayeriſche Konkordat vom 5. Juni bzw . 24 . Oktober 1817

die Erzbiſchöfe und Biſchöfe in der Leitung der Dibzeſen befugt , alles

dasjenige auszuüben , was ihnen vermöge ihres Hirtenamtes Kraft der

Erklärung oder Anordnung der kanoniſchen Satzungen nach der gegen —

värtigen und vom heiligen Stuhle beſtätigten Kirchendisziplin zuſteht ,
ſo hat die zweite Verfaſſungsbeilage doch einen Artikel , 76 und 77

und 78 , welcher feſtſetzt :

§ 76. Unter Gegenſtänden gemiſchter Natur werden diejenigen

verſtanden , welche zwar geiſtlich ſind , aber die Religion nicht weſent

lich betreffen und zugleich irgend eine Beziehung auf den Staat

und das weltliche Wohl der Einwohner desſelben haben .

Dahin gehören :
17*⸗
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a) alle Anordnungen über den äußeren Gottesdienſt , deſſen O

zeit , Zahl uſw . ;

bung der nicht zu R weſentliche
s gehörigen Feierlichkeiten , Prozeſſionen , Neben

N R2 S * Fi *b) Beſchränkung oder Aufhe

andachten , Zeremonien , und Bruderſchaften ;

C) Errichtung *3 und ſonſtiger Inſtitute und
4

Beſtimn
d) organi Beſ immungen über geiſtliche Bildungs - , Verpflegs

und Strafanſtalten ;

ing der Diözeſen , Dekanats - und Pfarrſprengel ;2) 1

f) alle Gegenſtände der Geſundheitspolizei , in ſoweit dieſe kirch

liche uſtalten mit berühren .

77. Bei dieſen Gegenſtänden dürfen von der Kirchengewalt ohne

Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit keine einſeitigen Anordnungen

zeſchehen .

§S 78. Der Staatsgewalt ſteht die Befugnis nicht nur von

allen Anordnungen über dieſe Gegenſtände Einſicht zu nehmen ,

ſondern auch durch eigene Verordnungen dabei alles dasjenige zu

hindern , was dem öffentlichen Wohle nachteilig ſein könnte .

Unter dieſen ſogenannten „ gemiſchten Gegenſtänden “ befinden ſich

eine Anzahl , die rein kirchlicher Art ſind ; wir haben gar nicht nötig ,

dieſes noch beſonders zu benennen . Das ſächſiſche Geſetz von der

ſtaatlichen Oberaufſicht über die katholiſche Kirche ( 23 . 8. 1876 ) be —

ſtimmt u. a. , daß „kirchliche Streitigkeiten in allen äußeren Angelegen —

heiten der katholiſchen Kirche von den deshalb im Lande beſtehenden

darauf AnwendungBehörden und nach den Landesgeſetzen , ſoweit dieſe

leiden , zur Erledigung zu bringtlt ſind und daß ſie unter keinerlei

Vorwande , auch nicht im Inſtanzenzuge , außerhalb des Landes und

vor auswärtigen Richtern verhandelt werden dürfen “

Die innerkirchlichen Angelegenheiten bleiben in Württemberg

der „verfaſſungsmäßigen Autonomie einer jeden Kirche überlaſſen “

Als eine bezeichnende Ruine des Staatskirchentums ſteht in manchen

Verfaſſungen und Einzelgeſetzen noch das ſogenannte Placet , nach

welchem zuvor eine landesherrliche Genehmigung einzuholen iſt , ehe

kirchliche Erlaſſe den Gläubigen verkündet werden dürfen . Preußen

und Oldenburg haben kein Placet , letzteres hat es ſogar ausdrücklich

aufgehoben ; dagegen beſteht das Placet noch in Bayern , Württemberg
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Sachſen , Baden , Heſſen , Sachſen - Weimar , Braunſchweig , Sachſen —

N
hringen ! Ja

einige dieſer Staaten begnügen ſich nicht einmal mit der Vorſchrift ,

Meiningen , Sachſen - Koburg - Gotha , Lübeck und Elſaß - Lot

daß vor der Verkündigung die ſtaatliche Genehmigung einzuholen iſt ,

ſondern ſie bezeichnen noch eigens das bereits erteilte Placet als „ wider —

ruflich “ , ſo Sachſen , Sachſen

Vorſchrift ( Geſetz vom 7. 10 . 1823 ) . „ Auch für alle früheren päpſt —

Leimar . Letzteres enthält gar noch die

lichen Anordnungen iſt die Genehmigung von ſeiten des Staates not —

wendig , ſobald von ſolchen aufs neue Gebrauch gemacht werden ſoll . “

Und 1 dieſe Genehmigung iſt als widerruflich bezeichnet .
73ſo iſt dieſes indeden Umfang des Placetes betrifft ,Was

Bayern für ſämtliche Geſetze , Verordnungen und Anwendungen der

Kirchengewalt erforderlich ; ebenſo in Sachſen , für Württemberg für

die „ von dem Erzbiſchof , dem Biſchof und den übrigen kirchlichen Be —

hörden ausgehenden allgemeinen Anordnungen und Kreisſchreiben an

die Geiſtlichkeit und Diözeſanen , wodurch dieſelben zu Etwas verbunden

werden ſollen , was nicht ganz in dem eigentümlichen Wirkungskreiſe
＋ ＋üder Kirche liegt , ſowie auch ſonſtige Erlaſſe , welche in ſtaatliche oder

bürgerliche Verhältniſſe eingreifen “ . Verordnungen über „ rein geiſt

liche Gegenſtände ſind hier gleichzeitig mit der Verkündigung der

Regierung zur Einſicht vorzulegen “ . Denſelben Beſtimmungen unter —

gefaßten Be —liegen „die auf Diözeſan - und

chlüſſe ; ebenſo die päpſtlichen Bullen , Breven und ſonſtigen Erlaſſe ,

welche immer nur von dem Biſchof verkündet und angewendet werden

dürfen “

Baden und Heſſen fordern das Placet nur für „ Verordnungen

der Kirchen , welche in bürgerliche oder ſtaatsbürgerliche Verhältniſſe

Vorſchrift eineingreifen “ . Letzteres hat auf die Verletzung dieſer

Geldſtrafe bis zu 600 Mark und im Wiederholungsfalle bis zu

1500 Mark oder Gefängnis bis zu 2 Jahren feſtgeſetzt . Sachſen —

Weimar dehnt wohl das Placet am weiteſten aus : „ Alle neuen biſchöf —

lichen Verordnungen , ſowie alle erzbiſchöflichen Verordnungen und Ver —

fügungen , desgleichen alle Beſchlüſſe von Synoden und Kirchenverſamm —

lungen , endlich alle Bullen und Breven oder ſonſtige Erlaſſe des
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römiſchen Stuhles an die katholiſche Kirche , das Großherzogtum mit —

angehend , oder an eine kirchliche Stiftung , eine Gemeinde , oder einzelne

Einwohner des Großherzogtums , weſſen Inhalts ſie auch ſein mögen ,

und ſonſt ohne Unterſchied , ſind vor ihrer Bekanntmachung oder In —

ſinuation der Staatsbehörde zur Einſicht vorzulegen . Auch dürfen

dieſelben inſofern , als ſie nicht bloß geiſtliche Vorſchriften enthalten

und nicht bloß moraliſchen oder dogmatiſchen Inhaltes ſind , ohne das

von dem Landesherrn ausdrücklich erteilte Placet nicht publiziert , nicht

inſinuiert , nicht zur Anwendung gebracht werden . “

Braunſchweig hat ganz dieſelbe Beſtimmung nur in kürzerem

Wortlaute , ebenſo Meiningen , Koburg - Gotha und Lübeck . In Elſaß —

Lothringen hat noch folgende Beſtimmung der organiſchen Artikel Ge —

ſetzeskraft :

„Artikel 1. Keine Bulle , kein Breve , Reſkript , Dekret , Mandat ,

keine Stellverleihungsurkunde oder eine dieſelbe erſetzende Signatur

noch andere Ausfertigungen der römiſchen Kurie , ſelbſt wenn ſie

ſich nur auf Privatperſonen beziehen , können ohne Ermächtigung

der Regierung angenommen , veröffentlicht , gedruckt oder in anderer

Weiſe in Vollzug geſetzt werden . “

Über die Bedeutung und Tragweite des Placet hat der

bayeriſche Kultusminiſter Dr . Freiherr v. Lutz am 6. November 1889

in der bayeriſchen Abgeordnetenkammer folgendes erklärt :

Ich halte feſt , „ daß das Plazet nach der bayeriſchen Verfaſſung

ſich auch auf Glaubensſachen beziehe . . . Das Ziel des

Plazet . . . iſt nur , der Staatsregierung die Freiheit zu gewähren ,

daß ſie prüft in welchen Fällen und wofür ſie der Kirche den welt

lichen Arm zur Verfügung ſtellen ſoll , und ob ſie das in einem

konkreten Falle tun kann , ohne das Staatsintereſſe zu ſchädigen . “

( Stenogr . Ber . Bd . 4 S. 155 und 157 .

Ahnlich Staatsminiſter Freiherr v. Crailsheim in der Sitzung

der Reichsratskammer vom 10 . Februar 1890 :

„ Das Plazet hat lediglich die Bedeutung : Will eine kirchliche

Behörde ſich für einen ihrer Erlaſſe die Hilfe des weltlichen Armes

ſichern , ſo hat ſie um das Plazet einzukommen . Unterläßt ſie dieſes

oder wird das Plazet verweigert , ſo iſt die Staatsgewalt berechtigt ,
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den weltlichen dem betreffenden kirchlichenArm vorzuenthalten

Crlaſſe eine auf ſtaatlichem Gebiete zu verſagen . . . Die

Staatsregierung Recht , zu ent

iſtande gekommen

glauben ver

und ausſchließlich

ſcheiden , ob e

ſei , ob die Angehod

bunden ſeien ; hi

Sache der Kirche ſich nur die Er

wägung vor , ob es ich ſei , zur Durch

führung eir

Stenogr . Ber

In der württembergiſchen Abgeordnetenkammer wurde am 13 . Mai

1896 ein Antrag des Zentrums auf Aufhebung der Beſtimmungen

über das landesherrliche Placet ( Verfaſſungsurkunde §S 72 und Geſetz

vom 30 . Januar 1862 , § 1) abgelehnt , dagegen ein Antrag an —

genommen , wonach die Regierung erſucht wurde , „ in Bälde den Ent

wurf eines Verfaſſungsgeſetzes , betreffend die Neuregelung des König

lichen Placet (8§ Satz 2 der Verfaſſungsurkunde ) , in entſprechender

Anwendung der Beſtimmungen des Artikel 1 des Geſetzes vom

0. Januar 1862 , auch zugunſten der evangeliſchen Kirche vorzulegen . “

Man muß ſich eigentlich erſtaunt an den Kopf greifen , wie im

Zeitalter der Preßfreiheit eine Inſtitution wie das Placet , das aus

dem vormärzlichen Regiment ſtammt , noch aufrecht erhalten bleibt

Damit verſpottet das Staatskirchentum nur ſich ſelbſt ! Jedes päpſt

liche Rundſchreiben wird ſofort nach ſeiner Bekanntmachung durch den

Telegraph in alle Welt getragen , die Zeitungen publizieren es ſofort ;

jeder biſchöfliche Erlaß iſt auf dieſelbe Weiſe bekannt zu machen und

trotzdem bleibt das Placet noch beſtehen . Profeſſor Kahl ſpricht denn

auch von demſelben als einem „ veralteten Präventivmittel der Staats

aufſicht “ und geſteht ein : „ Einen nennenswerten Nutzen hat es freilich

niemals gebracht “ ( Toleranzantrag S . 36 ) . Ganz anders aber ſtellt

ſich der Marburger Profeſſor Mirbt , der den Bonifatius⸗Feſtlichkeiten

im Dome zu Fulda beiwohnte ( 5. Juni 1905 ) , die Wirkung desſelben

dar ; er ſchreibt : „ Immerhin kann es ( das Placet ) als Präventiv

maßregel pädagogiſch wirken und die Tatſache , daß verſchiedene Er

fahrungen über ſeine praktiſche Brauchbarkeit gemacht worden ſind
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genügt in dieſem Falle für ſich allein ſchon , um vor einer Umgeſtaltung
der beſtehenden Rechtsverhältniſſe zu warnen “ ( Mirbt : Toleranzantrag
8 138 213) . Wir können nur lebhaft bedauern , daß Mirbt nicht dieſe

„ verſchiedenen Erfahrungen “ näher ſchildert und uns auch ſagt , auf

wen denn dieſe Präventivmaßregel „ pädagogiſch “ einwirken ſoll !
Unſere Oberhirten haben eine ſolche Einwirkung nicht nötig ; ob aber

in anderen Kreiſen dieſelbe nicht angezeigt erſcheinen kann , iſt ja eine

Frage für ſich !

§ 53 . Die Beſtimmung des Toleranzantrages .
Noo2 er Entwurf des Toleranzantrages lautete in ſeinem Artikel 11 :

Der Verkehr der anerkannten eligionsgemeinſchaften mit ihren
eren iſt ungehindert

Vorſchriften und Anordnungen einer anerkannten Religionsgemein

isübung beziehen , bedürfen zuwelche ſich auf die Religior
ihrer Gültigkeit weder einer Mitteilung an die Staatsbehörde , noch
einer Genehmigung von ſeiten der Staatsbehörde .

In der Kommiſſion war die Beratung hierüber nur eine ſehr

kurze ; es wurde beantragt , in Abſatz 1 vor dem Worte „ Oberen “ bei

zuſetzen „ Leitern oder “ . Ferner wurde bemerkt , es ſei eine ſelbſt —

verſtändliche Konſequenz aus der veränderten Faſſung des § 9, daß
in dieſem und den folgenden Paragraphen das Wort „ anerkannt “ ge —

7

ſtrichen werde . Die Kommiſſion ſtimmte auch dem zu.
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Errichtung von Religionsgemeinden und Religionsämtern .
§ 11 des Toleranzantrags . )

§ 54 . Landesgeſetzliche Vorſchriften .

Bei der Schilderung dieſer Verhältniſſe wollen wir ganz davon

Abſtand nehmen , auf die ſpezielle Regelung für die jüdiſchen Kultus —

gemeinden hinzuweiſen ; hier iſt faſt durchweg für jede Neubildung eine

Genehmigung des Staats erforderlich . Aber auch bezüglich der chriſt —

lichen Religionsgemeinſchaften ſteht es nicht viel beſſer . So beſtimmt0

das preußiſche Landrecht , daß „ neue Parochien nur vom Staate unter

Zuziehung der geiſtlichen Oberen errichtet und die Grenzen derſelben

beſtimmt werden können . “ Bei Veränderungen oder Aufhebung in

ſchon errichteten Parochien muß der Staat alle diejenigen , welche ein

Intereſſe dabei haben , rechtlich hören , und die ihnen etwa zukommenden

Entſchädigungen feſtſetzen . “

Das Kulturkampfsgeſetz vom 11 . 5. 1873 fixiert :

§ 19. Abſ . 1. Die Errichtung von Seelſorgeämtern , deren In
haber unbedingt abberufen werden dürfen , iſt nur mit Genehmigung
des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten zuläſſi

§ 22. Abſ . ? Dieſelbe Strafe [ Geldſtrafe von 200 bis 1000

nlern ] trifft de njenigen , welcher der Vorſchrift des §S 19 Abſ . 1 zu

widerhandelt .

Das bayeriſche Konkordat ſtellt die Errichtung , Leitung und Ver —

einigung von Pfarreien dem Oberhirten der Dibözeſe anheim , jedoch

im „ Einverſtändnis mit Seiner Kgl . Majeſtät “ . Die zweite Verfaſſungs —
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beilage geſtattet den Mitgliedern der anerkannten Religionsgemein —

ſchaften die Bildung einer eigenen Gemeinde , „ wenn ſie das erforder —

liche Vermögen zum Unterhalt der Kirchendiener , zu den Ausgaben

für den Gottesdienſt , dann zur Errichtung und Erhaltung der nötigen

Gebäude beſitzen , oder wenn ſie die Mittel hierzu auf geſetzlich ge —

ſtattetem Wege aufzubringen vermögen . “

Wie Sachſen , ſo ſchreibt auch Württemberg diesbezüglich in ſeinem

Geſetz v. 30 . 1. 1862 vor :

Artikel 17. Die Bildung neuer kirchlicher Gemeinden und die

Abänderung beſtehender kirchlicher Gemeinde - und Bezirkseinteilungen

kann von dem Biſchof nur im Einverſtändniſſe mit der Staatsregie

rung verfügt werden .

Dasſelbe gilt von der Errichtung , Teilung und Vereinigung von

Pfründen , auch wenn eine neue kirchliche Gemeindeeinteilung nicht

damit verbunden iſt .

Ahnliche Vorſchriften finden ſich in Heſſen , Sachſen - Weimar ,

Oldenburg , Waldeck und Elſaß - Lothringen . Nur Lippe geht in ſeinem

Edikt vom 9. 3. 1854 etwas freier — abgeſehen vom Schlußſatz —
vor durch folgende Beſtimmungen :

Artikel 2. Insbeſondere verſtatten Wir dem Biſchof zu Paderborn

die Errichtung katholiſcher Pfarreien und deren Beſetzung mit einem

kanoniſchen Tiſchtitel beſitzenden Prieſter mit dem Vorbehalte , hierbet

personam minus gratam abzulehnen .

Artikel 6. Dem Biſchof von Paderborn wird die Be

igung gegeben , nach Gutbefinden die im Lande vereinzelt

0wohne

Parochie zuzuweiſen . Im Falle jedoch dieſe eine ausländiſche ſein

ſollte , iſt die Eintragung in die Kirchenbücher dem proteſtantiſchen

Geiſtlichen des Wohnortes der betreffenden Perſonen mit der Ver

en katholiſchen Glaubensgenoſſen einer beliebigen katholiſchen

pflichtung zuzuweiſen , die dafür zu entrichtenden Gebühren an dieſen

abzutragen , und wenn die Amtshandlung von dem proteſtantiſchen

Geiſtlichen nicht ſelbſt verrichtet worden iſt , ſich mit den Atteſten des

katholiſchen Geiſtlichen über die ſpeziellen Fälle auszuweiſen .

◻ 55 . Zulaſſung auswärtiger Religionsdiener zur

Seelſorge .

Der urſprüngliche Toleranzantrag enthält in §S 11 Abſ . 2 des

Toleranzantrags die Beſtimmung , daß „Landesrechtliche Verbote oder
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Beſchränkungen der Verwendung auswärtiger Religionsdiener zu einer

ſeelſorgerlichen Tätigkeit keine Anwendung finden auf die Religions —

diener anerkannter Religionsgemeinſchaften “ . Dieſer Abſatz , der ſpäter

in der Kommiſſion zurückgezogen wurde , da er ſich infolge der übrigen

Beſtimmungen ( insbeſondere des § 9 Abſ . 2) als überflüſſig erwies ,

hat namentlich unter den Gegnern des Antrags große Beunruhigung

hervorgerufen . Profeſſor Mirbt bereits ſah in den Reichslanden

nur noch „ Vollblutfranzoſen “ als Seelſorger tätig und im Oſten nur

noch „ Polen “ ( Toleranzantrag S . 16 ) und Profeſſor Dr . Kahl

äußerte ſeine liebende Fürſorge für die Katholiken Deutſchlands in

dem Schreckensruf : „ Unſere deutſchen Katholiken ſollen durch roma —

niſche Prieſter und Mönche paſtoriert werden ! “ ( Toleranzantrag

S . 37 . ) Selbſt der ſonſt klare Abg . Stöcker ſah ſchon die

Scharen fremdländiſcher Geiſtlicher über unſere Grenzen ziehen ! In

der Tat , der Wauwau war groß ! Indes hatte man den Antrag nicht

einmal richtig geleſen ! Er ſprach mit keinem Wort von „ aus

ländiſchen “ Prieſtern , ſondern nur von „ auswärtigen “ ; letzterer

Ausdruck aber iſt in der geſamten deutſchen Geſetzſprache bisher ſo

aufgefaßt worden , daß man darunter die Angehörigen eines andern

deutſchen Bundesſtaats verſteht . Die Bloßſtellung durch den Abg .

Gröber im Reichstage ob dieſer Befürchtung war daher eine wohl —

verdiente . Daß aber eine gewiſſe „Freizügigkeit “ innerhalb des Reiches

höchſt notwendig iſt , ſoll nur ein Blick auf die Geſetzgebung der Einzel —

ſtaaten lehren .

Am tiefſten griff hier die preußiſche Kulturkampfsgeſetzgebung ein ;

das Geſetz vom 11 . 5. 1873 über die Vorbildung und Anſtellung

der Geiſtlichen beſtimmt , daß ein geiſtliches Amt nur einem Deutſchen

übertragen werden darf , der „ ſeine wiſſenſchaftliche Vorbildung dar

getan hat und gegen deſſen Anſtellung kein Einſpruch von der Staats —

gewalt erhoben worden iſt . “ Dieſe Beſtimmung gilt auch für nur

vorübergehende Aushilfe in der Seelſorge . Durch die Geſetze vom

21 . 5. 1886 und 29 . 4. 1887 iſt dann beſtimmt worden , daß das

Leſen der hl . Meſſe und die Spendung der Sakramente nicht hierunter

fallen . Hinſchius definiert die heutige Rechtslage dahin : „ Es ſteht
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nunmehr jedem katholiſchen Prieſter frei , gleichviel , ob er In —

länder oder Ausländer iſt , ob er die vorgeſchriebene Bildung beſitzt

oder nicht , ob die Anzeigepflicht erfüllt iſt oder nicht , ob er infolge

eines ſtra fgerichtlichen Urteils zur ferneren Ausübung ſeines Amtes

unfähig geworden iſt oder nicht , jede Art von Meſſen zu leſen und

ſämtliche Sakramente zu ſpenden . Allerdings begreift dieſe Freiheit

nicht die Ausübung des Predigtamtes , die Spendung der Sakramentalien

( der Weihungen und Segnungen ) und die Verwaltung ſonſtiger kirch —

licher Amtshandlungen , z. B. die Führung von Kirchenbüchern , die

Teilnahme am Kirchenvorſtand , und die Vornahme ſolcher Amts —

handlungen ohne Beobachtung der 88 1 bis 3des Geſetzes vom 11 . Mai

1873 (in ihrer jetzigen Geſtalt ) iſt nach §S 23 desſelben ſtrafbar ge —

blieben . “

Eine bayeriſche Miniſterialentſchließung vom 20 . 6. 1851 beſagt :
Ziff . 4. Wenn die kirchliche Oberbehörde zur außer

ordentlicher kirchlicher Feierlichkeiten Geiſtliche herbeirufen und er

mächtigen will , welche einem im Lande nicht rezipierten an

gehören oder das bayeriſche Indigenat nicht beſitzen , ſo hat ſie hier —

von bei der kgl. Regierung Anzeige zu machen , und behalten ſich
Seine Majeſtät der König die Entſcheidung bevor .

Dieſe Verordnung findet noch heute Anwendung und zwar für

katholiſche Biſchöfe ebenſo wie für lutheriſche Prediger ; dem Hofprediger
der Kaiſerin hat man allerdings vor einigen Jahren keine Schwierig —

keiten gemacht , er konnte ruhig in Bayern ſeine Predigten halten , obwohl

er das „bayeriſche Indigenat “ nicht beſaß ; etwas anders verhielt ſich die

Regierung , als ein Biſchof aus Preußen auf dem Wolfsgangs - Jubiläum

Regensburg predigen wollte . Auch bei den Jubiläumsfeiern , welche

im Jahre 1875 zu Oggersheim in der Pfalz und im Jahre 1881

zu Eichſtätt ſtattfanden , iſt „ die Verweigerung der Allerhöchſten Ge —

nehmigung für den Fall der Übernahme einer Predigt von ſeiten
ſolcher Kirchenfürſten oder ausgezeichneter Würdenträger , welche das

bayeriſche Indigenat nicht beſaßen , teils ausgeſprochen , teils in ſichere

Ausſicht geſtellt worden “ . Die Vorſtellungen , welche die bayeriſchen

Erzbiſchöfe und Biſchöfe an den Prinzregenten am 14 . Juni 1888

richteten , hob auch dieſe „läſtige Beſchränkung des kirchlichen Lebens “
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als Beſchwerdepunkt hervor , hatte aber in dieſem Punkte ebenſowenig

einen Erfolg , wie die entſprechenden Vorſtellungen vom 15 . Mai 1853

und 23 . Juli 1868 .
Ddie katho —Das ſächſiſche Geſetz vom 23 . 8. 1876 ſchreibt für

liſchen Geiſtlichen deutſche Staatsangehörigkeit , Ablegung der Ent —

laſſungsprüfung auf einem deutſchen Gymnaſium und 5jähriges theo

logiſches Studium auf einer deutſchen Univerſität vor . „ In keinem

Falle darf zu einem geiſtlichen Amte berufen werden , wer in einen

unter Leitung des Jeſuitenordens oder einer dieſem Orden verwandten

religiöſen Genoſſenſchaft ſtehenden Seminare ſeine Vorbildung erlangt

hat . “ Dieſe Beſtimmungen gelten auch für Stellenvertretung und

Hilfsleiſtung , ſelbſt für „ einzelne geiſtliche Amtshandlungen “ (§S 26 ) .

Es kann ſomit die Frage aufgeworfen werden , ob Prälat Dr . Schäd —

ler , der bei den Jeſuiten ſtudierte , als nunmehriger zweiter Vor —

ſitzender der Zentrumsfraktion , in Leipzig zelebrieren darf , wenn er

den dritten Vorſitzenden der Fraktion , Reichsgerichtsrat Dr .

beſucht ! Dieſe Auffaſſung iſt namentlich begründet durch die

zu dieſem Geſetze , in dem es heißt :

immungen des Paragraphen folgt unter andere

desdaß auch Hausgeiſtliche innerhalb

werden können , wenn den ſtaatlichen

prechen , und daß dies der Fall , von der Staats

geſtellt worden iſt . Nur dasAbſ . 3 ausdrücklich feſt

ifung nach § 25 fällt bei ihnender beſonderen wiſſenſchaftlichen P

weg, da ſie keine Amtsprüfung zu beſtehen haben . “

Bei der Deputations - Beratung in der zweiten Kammer erläuterte

die Regierung dieſe Beſtimmung dahin :

„ Daß Abſ . 2 des §S 26 ſich auf ſolche Privatgeiſtliche beziehe , welche

zugleich den Charakter von Pfarrgehilfen haben oder tatſächlich be

anſpruchen , daß dagegen eigentliche Hausgeiſtliche d. h. ſole Geiſt

liche , welche ein Familienhaupt bloß zur Seelſorge für ſich und die

mit ihm ein und dieſelbe Haushaltung bildenden Perſonen , einſchließ

lich ſeiner mit ihm in demſelben Haus wohnhaften Dienerſchaft ,

erliegeangenommen hat , den Vorſchriften der §8 19 bis 25 nicht un

Der Deputationsbericht fügt der Mitteilung dieſer Erläuterung

bei ( Landtagsakten 1875/76 , Berichte der II . Kammer , Bd . IV , S. 20 ) :
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„ Die Deputation hat anzuerkennen , daß bei Hausgeiſtlichen der

zuletzt gedachten Art von einem eigentlichen geiſtlichen Amte keine

Rede ſein könne , und daß dieſe Hausgeiſtlichen , wenn und ſolange
ſie ſich auf die bezeichnete Privattätigkeit innerhalb einer und der

ſelben einzelnen Familie beſchränken , zu dieſer Tätigkeit ſtaatlicher

Genehmigung nicht bedürfen . Der Deputation erſcheint dies eine un

beſtreitbare Konſequenz der in der Verfaſſungsurkunde gewährleiſteten

Gewiſſensfreiheit zu ſein . “

Bei der Beratung des §S 26 in der erſten Kammer am 29 . Juni

1876 ſagte Biſchof Bernert ( Mitteilungen über die Verhandlungen
Bd . J, S . 1047 ) :

„ Für die Vornahme einzelner geiſtlicher Amtshandlungen möchten

doch nicht dieſelben Bedingungen ſtatuiert werden , wie für ſolche

Geiſtliche , die bleibend in Sachſen angeſtellt werden ſollen . Es

kommen ſo viele fremde Geiſtliche auf der Reiſe nach Sachſen ,
die auch hier die heilige Meſſe leſen wollen . Es wäre doch eine

Härte , da es nicht zu geſtatten , hier Meſſe zu leſen , da ſolches allent

halben Geiſtlichen , die ſich gehörig ausweiſen , geſtattet wird . Des

gleichen iſt es ein Bedürfnis , für die Seelſorge fremder Arbeiter

mit unter Sorge zu tragen und es iſt mir bekannt , daß proteſtantiſche
Geiſtliche aus Böhmen auch nach Sachſen kommen , um einen Gottes

dienſt für die Arbeiter zu halten . Durch dieſen Paragraphen jedoch
wird ganz ausgeſchloſſen ſein , einen fremden z. B. den der tſchechiſchen

Sprache mächtigen Geiſtlichen für dergleichen Amtshandlungen herbei

zurufen . Ich würde alſo da bitten , daß das irgendwie berückſichtigt
werden möchte . “

Der Staatsminiſter Dr . v. Gerber entgegnete , die Beſtimmung

ſei notwendig , um eine wirkliche Ordnung aufrecht zu erhalten . Härten
können durch Nachlaß von Ausnahmen , der ja einigermaßen in dem

zitierten Paragraphen geſtattet ſei , vermieden werden . Darauf fand

der Artikel unveränderte Annahme .

Das badiſche Geſetz vom 9. 10 . 1860 beſtimmt , daß „die Zu —

laſſung zu einem Kirchenamt oder zur öffentlichen Ausübung kirchlicher

Funktionen durch den Nachweis einer allgemeinen wiſſenſchaftlichen

Vorbildung bedingt iſt “. Dann werden die einzelnen Anforderungen
an den Geiſtlichen aufgezählt . Heſſen hat dieſelbe Beſtimmung , nur

unterwirft es „ vorübergehende Ausübung einzelner kirchlicher Hand —
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lungen nicht den Strafbeſtimmungen “ ſeines Geſetzes . In Braun —

ſchweig unterſagte ſowohl das alte Katholikengeſetz (&S 24

Jahre 1867 wie das neue (§S 16 ) vom Jahre 1902 ganz allgemein

den Vollzug „kirchlicher Amtshandlungen “ allen Geiſtlichen , die nicht

im Lande angeſtellt ſind und ſich vor dem Amtsunterricht auf das

Katholikengeſetz verpflichten . D

vom

emgemäß wurde auch im Jahre 1890

der katholiſche Pfarrer B. in Lamſpringe zu einer ſchwerkranken ,

hochbetagten katholiſchen Frau nach dem benachbarten braunſchweigiſchen

Dorfe Helmſcherode gerufen , damit er derſelben die Sterbeſakramente

ſpende . Die in S 23 des Geſetzes vom 10 . Mai 1867 verlangte

miniſterielle Vollmacht einzuholen , war , da Gefahr im Verzuge war ,

dem Geiſtlichen nicht möglich . Der Geiſtliche machte ſich ſofort auf

den Weg und verſah die Frau . Auf Anzeige des evangeliſchen Kon —

ſiſtoriums wurde Pfarrer B. wegen ſeiner Verfehlung gegen das Ge —

ſetz mit 40 Mk . Geldſtrafe beſtraft . Ein Geſuch , die Strafe im

Gnadenwege zu erlaſſen , wurde abſchlägig beſchieden . In Sachſen⸗

Koburg - Gotha darf niemand „geiſtliche Verrichtungen vornehmen ,

wenn er nicht in irgend einer inländiſchen Diözeſe zu ſolchen wirklich

angeſtellt iſt oder dazu mit Genehmigung des Landesherrn die be⸗

ſondere Erlaubnis erhalten hat “ . Ganz ähnlich beſtimmen die Geſetze

von Anhalt , der freien Stadt Lübeck und von Elſaß - Lothringen .

Angeſichts dieſer Geſetze wird niemand in Abrede ziehen wollen ,

daß die Anregung des Antrages der Zentrumsfraktion überflüſſig ge⸗

weſen ſei . Sie finden nun ihre Erledigung durch die Beſtimmungen

des Artikel 9.

§ 56 . Die Beſtimmung des Toleranzantrages .

Der Entwurf lautete :

„ Anerkannte Religionsgemeinſchaften können innerhalb des Reichs

gebiets Religionsgemeinden oder geiſtliche Amter , ſofern für ſolche

ſtaatliche Mittel nicht in Anſpruch genommen werden , ohne ſtaat

liche Genehmigung errichten oder abändern . “

Dann folgte als Abſatz 2 die ſoeben beſprochene Beſtimmung

über die Verwendung auswärtiger Religionsdiener . Der Antrag fand
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ohne Debatte Annahme , nur wurde ſtatt „ anerkannte “ geſetzt „die

Religionsgemeinſchaften “ . Es iſt aber in der Tat ſehr zu bedauern ,

daß niemand auf die ſehr große Gefahr aufmerkſam gemacht , die

Profeſſor Mirbt in ſe

folgenden Worten ſchilderte : „ „ Was iſt ein geiſtliches Amt ? “

llen,

auch die Funktion eines Nuntius unter dieſem Begriff zu begreifen ,

einer Broſchüre über den Toleranzantrag in8

kurialen Dialektik würde es gewiß nicht ſchwer fa

d. h. es wäre endlich der Weg gefunden , heiße Wünſche in Berlin

u verwirklichen , die dort bisher energiſche Abweiſung ge3

funden haben “ (S. 15) . Woher Profeſſor Mirbt ſeine Kenntni

h at , daß in Rom oder im Zentrum der heiße Wunſch beſteht , in
N0 erlin einen Nuntius zu haben , ſagt er nicht , auch nicht , ob ſchon

Verſuche in dieſer Richtung unternommen worden ſind , obwohl er von

„energiſcher Abweiſung “ ſpricht . Was aber dieſer Artikel mit der

Errichtung einer Berliner Nuntiatur zu tun hat , iſt jedem denkenden

Menſchen ein Rätſel ; wenn der Berliner Hof nicht will — ganz ab —

geſehen davon , ob Rom es wünſcht — dann könnten tauſend katholiſche

Würdenträger mit dem Titel Nuntius in Berlin ſitzen , eine Nuntiatur

würde nicht vorhanden ſein und ein diplomatiſcher Verkehr zwiſchen

Preußen und dem Hl . Stuhl auch nicht ! Es muß wahrlich um die

Poſition der Gegner des T

wenn man mit ſolchen Mätzchen kommt ; da gruſelt es höchſtens neben

dem Marburger Profeſſor noch einem Hinterpommer !

oleranzantrages ſehr ſchlecht beſtellt ſein ,

Errichtung gottesdienſtlicher Gebäude und Gebrauch

der Glocken .

Bereits in dem urſprünglichen Artikel 9 hatte der Entwurf des

Toleranzantrages bezüglich der anerkannten Religionsgemeinſchaften den

Abſatz 2:

DDieſelben ſind insbeſondere befugt , überall im Deutſchen Reich
ohne ſtaatliche oder kommunale Genehmigung Gottesdienſte abzu
halten , Kirchengebäude mit Türmen zu erbauen und auf denſelben
Glocken anzubringen .
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Bei der Umgeſtaltung des Artikels 9 ließ ſich dieſe Beſtimmung
nicht mehr unterbringen ; ſie wurde zurückgezogen und nun zu Artikel 11
der Antrag geſtellt als Abſatz 2 aufzunehmen :

„ Die Religionsgemeinſchaften ſind befugt , überall im Deutſchen
Reiche Kirchengebäude mit Türmen zu erbauen und auf denſelben
Glocken anzubringen . “

Zur Begründung wurde bemerkt , durch Beifügung des Abſatzes 2
ſei nur eine Konſequenz aus Artikel 9 gezogen . Der Antrag fand
auch Annahme . Für ſeine Notwendigkeit ſprachen ſowohl landesgeſetzliche
Vorſchriften wie einzelne beſtimmte Vorkommniſſe . In Preußen iſ
den nicht anerkannten Religionsgemeinſchaften nicht geſtattet , ſich der
Glocken zu bedienen ; ebenſo in Bayern nicht nach folgender Be —
ſtimmung der zweiten Verfaſſungsbeilage : „ § 35 . Den Privatkirchen⸗
geſellſchaften iſt aber nicht geſtattet , ſich der Glocken oder ſonſtiger
Auszeichnungen zu bedienen , welche Geſetze oder Gewohnheit den
öffentlichen Kirchen angeeignet haben . “

Durch Verfügung des ſächſiſchen Kultusminiſteriums vom
16 . Januar 1869 wurde genehmigt , daß der Turm des anglikani⸗

ſchen Kirchengebäudes mit Glocken verſehen und von letzteren „ für
den Gottesdienſt unter der Vorausſetzung Gebrauch gemacht werde ,
daß dieſer Gebrauch auf das Anſchlagen während derjenigen kirchlichen
Ritualhandlungen , bei denen ſolches in der anglikaniſchen Kirche über
haupt üblich iſt , ſowie auf ein einmaliges kurzes Läuten vor den
ſonn⸗ und feſttägigen Gottesdienſten beſchränkt bleibe “ . Durch Miniſte —
rialverfügung vom 20 . Februar 1877 wurde ausgeſprochen , daß das
Miniſterium in Berückſichtigung der Befürwortung ſeitens der Inſpektion
der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirchen der Stadt Dresden von dieſen
Beſchränkungen für den Gebrauch der Glocken „ bis auf Weiteres “
abſehen und ſtatt deſſen die Genehmigung nur von der Bedingung
abhängig machen wolle , daß die Glocken nur zu gottesdienſtlichen und
kirchlichen Zwecken gebraucht werden .

Das bemerkenswerteſte iſt in Mecklenburg - Schwerin geleiſtet
worden . Durch Erlaß des Juſtizminiſteriums , Abteilung für geiſtliche

Erzberger , Loleranz
18
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Angelegenheiten , vom 21 . Auguſt 1883 wurde ein Geſuch des katho —

liſchen Seelſorgers in Roſtock um Erteilung der Erlaubnis zum Bau

einer katholiſchen Kirche abſchlägig beſchieden , „ da die Katholiken

daſelbſt weder das Recht der öffentlichen Religionsübung haben , noch

eine Gemeinde mit juriſtiſcher Perſönlichkeit und dem Rechte zum

Erwerb von Eigentum bilden , der Magiſtrat in Roſtock aber der Er —

weiterung der denſelben bisher zugeſtandenen privaten Religionsübung

durch die Geſtattung der Erbauung einer Kirche unter Berufung auf

die der Stadt im § 57 sub III des Erbvertrages vom 13 . Mai 1788

erteilte Zuſicherung widerſprochen hat . Übrigens ſteht der Herrichtung
oder Erbauung einer beſonderen Räumlichkeit für den katholiſchen

Gottesdienſt daſelbſt ( ohne Turm und ohne Glocken ) und der

Benutzung derſelben für dieſen Zweck kein rechtliches Hindernis ent —

gegen “ . In Wismar wurde durch Reſkript vom 3. November 1871

die Abhaltung katholiſchen Gottesdienſtes erlaubt . Als die Katholiken

Wismars im Jahre 1898 um die Erlaubnis zur Erbauung einer

Kirche einkamen , erhielten ſie durch Erlaß vom 6. Januar 1899 vom

Miniſterium für geiſtliche Angelegenheiten den Beſcheid : „ Geſtattet

wird , anſtelle des bisherigen Gebäudes auf dem neuerworbenen

Grundſtück in der Breitenſtraße zu Wismar ein Gebäude für die

Abhaltung des durch Reſkript vom 3. November 1871 zugelaſſenen

römiſch - katholiſchen Gottesdienſtes aufzuführen und zu benutzen . Da —

gegen wird nicht geſtattet die Errichtung einer römiſch - katholiſchen

Kirche oder Kapelle und die Anlage eines Turmes und Geläutes

auf dem auszuführenden Gebäude . Auch darf dem Gebäude im

Außeren ein kirchenähnliches Ausſehen nicht gegeben werden . “

In Sachſen - Koburg⸗Gotha dürfen die Kirchenglocken nur benutzt

werden „ zum Behuf der Zuſammenberufung zum öffentlichen Gottes⸗

dienſt ; zu anderen Zwecken , als dieſen darf aber die Glocke ohne ganz

ausdrückliche Genehmigung der Polizei des Orts nicht gebraucht werden . “

Somit iſt in dieſem Staate das Ave - Maria⸗ - Läuten verboten !
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Der Artikel 11 lautet in ſeiner nunmehrigen Faſſung :
„ Die Religionsgemeinſchaften können innerhalb des Reichsgebiets

Religionsgemeinden oder geiſtliche Amter , ſofern für ſolche ſtaatliche

Mittel nicht in Anſpruch genommen werden , ohne ſtaatliche Genehmigung
errichten oder abändern .

Die Religionsgemeinſchaften ſind befugt , überall im Deutſchen

Reich Kirchengebäude mit Türmen zu erbauen und auf denſelben Glocken

anzubringen . “

atæ
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Religiöſe Genoſſenſchaften und Vereine .

(§S 14 des Toleranzantrags . )

§ 58 . Landesgeſetzliche Beſtimmungen .

Während das preußiſche Landrecht nur einige Vorſchriften über

Alter der in ein Kloſter eintretenden Perſonen , Erlaubnis des Staats

hierzu , die Gelübdeentſagung ſchon enthielt , beſtimmte das Kulturkampf —

geſetz vom 31 . 5. 1875 rundweg :

„ § 1. Alle Orden und ordensähnlichen Kongregationen der katho —

liſchen Kirche ſind vorbehaltlich der Beſtimmung des §S 2 von dem

Die Errichtung von

Niederlaſſungen derſelben iſt unterſagt . Die zur Zeit beſtehenden

Niederlaſſungen dürfen vom Tage der Urkundung dieſes Geſetzes ab

neue Mitglieder , unbeſchadet der 8 des § 2, nicht aufnehmen

und ſind binnen 6 Monaten aufzulöſen . “

Es durften nur noch ſolche Orden beſtehen , die ſich ausſchließlich

der Krankenpflege widmeten ; aber auch dieſe konnten jederzeit durch

Kgl. Verordnung aufgehoben werden . Doch nur 5 Jahre hielt dieſe

Grauſamkeit und Ungerechtigkeit an ; das Geſetz vom 4. Juli 1880
ermächtigte bereits den Kultusminiſter , „ die Errichtung neuer Nie

laſſungen von Genoſſenſchaften , welche im Gebiete der

Monarchie gegenwärtig beſtehen und ſich ausſchließlich der Kranken —

pflege widmen , zu genehmigen , auch widerruflich zu geſtatten , daß

gegenwärtig beſtehende weibliche Genoſſenſchaften , welche ſich ausſchließlich

Gebiete der preußiſchen Monarchie ausgeſchloſſen .

Er
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der Krankenpflege widmen , die Pflege und Unterweiſung von Kindern ,
ie ſich noch nioch flichtigen Alter befinden , als Nebentätigkeit

Wervehmes
wurde die Pflege und Unterweiſung

und Idioten , ſor von gefallenen

Durch Geſetz vom 21 . Mai 1886

ehnt auf die „ Übernahme der Pflege

Armen⸗ und Pfründnerhäuſern ,

Aſylen und Schutzanſtalten für ſittlich gefährdete

Arbeiterkolonien , Verpflegungsanſtalte Arbeiterherbergen ,

Mägde die Übernahme der W und Unter⸗

weiſune

nicht

itsſchulen für Kinder in

1887 für Abänderung
des g Weiſe

6

Orden und ordensähnlichen Kongregationen der katholiſchen

che ſich

a) de lushil S

ſt kächſtenlie

9 ichtei der 0 eiblichen J n n den

höheren Mädchenſchulen und gleichartigen Erzieh talten

widmen ;

ieder ein beſchauliches Leben führen . “

iheit dieſes Geſetzes wiederum ſehr eingeengt durch

n; wir wollen nur einen Fall herausgreifen .

Söhne , mechaniſche Buntweberei in
erwelche für die von ihnen beſchäfti Arbeiter eine Speiſeanſtalt zur

Verabreichung der Mittagskoſt ein tet hatten , wollten für die Beſor

gung der ſowie für die Verabreichung der Speiſen zwei barm —

herzige Schwerſtern anſtellen .
2

Kultusminiſter erklärte , daß nach

dem Wortlaut des Artikels 13 des Geſetzes vom 21 . Mai 1886 eine

Ordensniederlaſſ ng in Frage gekommen und die Genehmigung deshalb

verſagt worden ſei , weil unter den 400 Arbeitern der jüdiſchen Fabrik

Drittel evangeliſch und ein Drittel katholiſch
fTatſache aber ſei , daß katholiſche Ordensſchweſtern

unternehmer gegen zwei

ſeien .
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nur zur Leitung ſolcher Verpflegungsanſtalten zugelaſſen werden , die

ausſchließlich für Perſonen katholiſcher Konfeſſion beſtimmt ſind , daneben

beſtehen nur noch eine Anzahl von kleinlichen Beſtimmungen über die

Niederlaſſung von Orden überhaupt .

Im preußiſchen Abgeordnetenhaus brachte deshalb die Zentrums —

fraktion am 24 . Februar 1901 zur zweiten Beratung des Etats des

Miniſteriums der geiſtlichen , Unterrichts - und Medizinalangelegenheiten

für das Etatsjahr 1901 folgenden Antrag ein (vgl. Sammlung der

Druckſachen des Preußiſchen Hauſes der Abgeordneten , III . Seſſion

1901 , Band III , S. 1480 , Druckſache Nr . 73 ) :

„ Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen :

die Königliche Staatsregierung aufzufordern , baldigſt einen Geſetz

entwurf vorzulegen , durch welchen die beſonderen AN nkungen
und Erſchwerungen , welchen die Krankenpflege und die ſonſtige

werktätiger Nächſtenliebe ſeitens atholiſcher Or

nterworfen iſt , behufs Gleich

ſtellung derſelben mit den Mitgliedern anderer der Krankenpflege

der

und ordensähnlicher Kongregationen u

gewidmeten Vereinigungen aufgehoben werden . “

Zu dieſem Antrag ſtellten die Abgeordneten Arendt ( Labiau ) und

Genoſſen den Abänderungsantrag , das Wort „ſonſtige “ zu erſetzen durch

„gleichartige “ ( Druckſache Nr . 78 loc . cit . ) . Der Antrag kam in der

38 . Sitzung des Abgeordnetenhauſes am 1. März 1901 zur Beratung

und fand mit dem erwähnten Abänderungsantrag Annahme . ( Vgl .

Stenographiſche Berichte über die Verhandlungen des Preußiſchen Hauſes

der Abgeordneten , III . Seſſion 1901 , Band III , Sp . 2556 bis 2584 . )
In der Überſicht über die Entſchließungen der Regierung auf die Be —

ſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes war in den Jahren 1902 und 1903

eine Mitteilung über die von der Regierung gefaßte Entſchließung

nicht enthalten . Erſt bei Gelegenheit der Beratung des Kultusetats

für das Etatsjahr 1903 am 7. März 1903 gab Kultusminiſter Dr .

Studt die Erklärung ab , „ daß die Königliche Staatsregierung nicht in

der Lage ſei , dieſem Antrag zurzeit weitere Folge zu geben “ .

Der bayeriſchen Kloſterſtürmerei in dem Zeitalter der Säku —

lariſation folgte die Beſtimmung des Konkordat , wonach der König

„ Anbetracht der Vorteile , welche die religiöſen Orden der Kirche
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und dem Staate gebracht haben , und in der Folge auch noch bringen

könnten , und um einen Beweis Allerhöchſt - Ihrer Bereitwilligkeit gegen

den heiligen Stuhl , zu geben , einige Klöſter der geiſtlichen Orden

beyderley Geſchlechts entweder zum Unterrichte der Jugend in der

Religion und den W oder zur Aushilfe in der Seelſorge ,

oder zur Krankenpflege , im Benehmen mit dem heiligen Stuhle mit

angemeſſener Dotation herſtellen laſſen wird “ .

Nach der zweiten Verfaſſungsbeilage §S 76 ( S. 260 ) gehören

die „ Errichtung geiſtlicher Geſellſchaften “ und die „ Beſtimmung ihrer

Gelübde “ zu den Gegenſtänden gemiſchter Natur , bei welchen gemäß

§ 77 die Kirchengewalt ohne Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit keine

einſeitigen Anordnungen treffen kann . Hiernach iſt zur Zulaſſung von

Orden und ſowie zur Errichtung von Klöſtern behörd

liche Genehmigung erforderlich , und ſind ſtaatliche Anordnungen über

Aufnahme von e . und über das Alter für die Ablegung der

Kloſtergelübde erlaſſen .

Die ſächſiſche Verfaſſungsurkunde beſtimmt rundweg :

„ § 56 Abſ . 2. Es dürfen weder neue Klöſter errichtet , noch

Jeſuiten oder irgend ein anderer geiſtlicher Orden jemals im Lande

aufgenommen werden . “ Mitglieder von Orden oder ordensähnlichen

Kongregationen dürfen auch als einzelne ihre Ordenstätigkeit inner —

halb des Königreichs nicht ausüben . Nur reichsangehörige Mitglieder

ſolcher Frauen - Kongregationen , welche innerhalb des Deutſchen Reiches

ihre Niederlaſſung haben und ſich ausſchließlich der Kranken - und

Kinderpflege widmen , dürfen auch ferner als einzelne mit Genehmigung

und unter Aufſicht der Staatsregierung ihre Ordenstätigkeit im Lande

ausüben . Die Genehmigung iſt jederzeit widerruflich .

Württemberg hat ein ſcheinbares Entgegenkommen im Geſetz ,

aber in der Praxis ſtatt des Brotes nur Steine ; ſo beſtimmt ſein

Geſetz vom 30 . 1. 1862 :

Artikel 15. Geiſtliche Orden und Kongregationen können vom

Biſchof nur mit ausdrücklicher Genehmigung der Staatsregierung

eingeführt werden , welche auch erforderlich iſt , ſo oft ein im Lande

ſchon zugelaſſener Orden eine neue Niederlaſſung gründen will .
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Abſ . 2 aufgehoben durch das Reichsgeſetz über die Geſellſchaft
Jeſu . ]

Die Genehmigung iſt jederzeit widerruflich .
Artikel 16. Die Gelübde der Ordensmitglieder werden von der

Staatsgewalt nur als widerrufliche behandelt .

Trotz der Beſtimmung des Art . 15 ſind bisher alle Anträge des

Biſchofs um Zulaſſung von Männerorden von der Staatsregierung
abgelehnt worden , obſchon dieſe Anträge lediglich die Zulaſſung von

Orden , welche in Preußen , Bayern , Elſaß - Lothringen zugelaſſen ſind ,
betrafen und obgleich das Verlangen des Biſchofs dem Wunſche der

katholiſchen Bevölkerung entſprach , welcher in einer Maſſenverſammlung
dem Katholikentage in Ulm am 23 . November 1890 , von etwa

20 000 katholiſchen Männern und hierauf noch in einer Maſſenpetition

an das Staatsminiſterium mit etwa 70 000 Unterſchriften lebhaften
Ausdruck fand .

In der Abgeordnetenkammer des Landtags wurde am 5. April

1898 von 20 Abgeordneten ein Initiativantrag eingebracht , in §S 78

der Verfaſſungsurkunde folgenden Abſatz aufzunehmen :
„ Dem Biſchofe ſteht zu, geiſtliche Orden und Kongregationen im

Lande einzuführen und Niederlaſſungen derſelben zu gründen . Zur
Gründung einer Niederlaſſung bedarf es der ausdrücklichen Ge

nehmigung der Staatsregierung , welche in Gemeinden mit über

wiegend katholiſcher Bevölkerung nur wegen der Wahl eines un

geeigneten Ortes der Niederlaſſung oder wegen der Zahl der bereits

beſtehenden Niederlaſſungen verweigert werden darf . “

Dieſer Antrag wurde jedoch von der Regierung als „ unannehmbar “

bekämpft und von der Mehrheit der Abgeordnetenkammer nicht einmal

einer Kommiſſionsberatung gewürdigt ; am 14 . Mai 1898 wurde der

Antrag auf Verweiſung des Geſetzentwurfes an eine Kommiſſion mit

55 gegen 25 Stimmen und hierauf der Geſetzentwurf ſelbſt mit 58

gegen 22 Stimmen abgelehnt .

Als im Jahre 1853 und 1854 die Barmherzigen Schweſtern
im Lande zugelaſſen wurden , beſtimmte eine miniſterielle Bekannt⸗

machung vom 30 . 3. 1855 die Statuten der Kongregation . Für jede
2

neue Ordens - Niederlaſſung iſt ſtaatliche Genehmigung erforderlich .
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ihnen verwandter Orden verbietet ; Artikel 2 dieſes Geſetzes iſt durch2

Geſetz vom 8. 3. — aufgehoben wor

D§ 59 . Die Beſtimmungen des Toleranzantrags .

Im Entwurf des Toleranzantrags lautete Artikel 14 folgender —

naßen :

„ Religiöſe Genoſſenſchaften , Geſellſchaften und Vereine

we einer anerkannten Religionsgemeinſchaft angehören ,

zu ihrer Gründung und Tätigkeit innerhalb des Reichsgebiets keinerlei

ſtaatlicher oder kommunaler Genehmigu

1Der Antrag wurde damit begründe

die Bildungie A beſonderer religiöſer Genoſſe

gionsgemeinſchaften geſichert werden ſoll .

wird beantragtIn zweiter Lef „ den § 14

anzunehmen :

„Religiöſe Genoſſenſchaften ,

ndung , Nirfen zu ihrer Grü

des Reichsgebiets keinerlei Genehn 8 Staates oder der politi

ſchen Gemeinden . “

Der Antragſteller das Wort „ Niederlaſſung “ ſolle ein —

gefügt werden , um keinen Zweifel darüber zu laſſen , daß nicht nur

Gründung von neuen igiböſen Genoſſenſchaften ſondern auch die

Gründung von neuen Häuſern ( Filialen ) bereits ehender Genoſſen —

ſchaften geſtattet
0

notwendig voraus . — Der Antrag wurde angenommen ; in dieſer

ſoll ; die „ Tätigkeit “ ſetzt die „Niederlaſſung

Faſſung ſteht er auch in den Beſchlüſſen der Kommiſſion .

Profeſſor Mirbt nennt dieſen Artikel die „ Krone des ganzen

Antrags “ ; nein , er iſt die erſte und notwendigſte Konſequenz ſchon des

erſten Artikels , der die individuelle Religionsfreiheit garantiert , dazu

gehört auch , daß ein Katholik in einem Kloſter ſeinem Gotte dienen

darf und kann , ohne daß der Staat ſich weiter darum kümmert .

Die geſamten Darlegungen über den Toleranzantrag aber können

als mit den Worten Kaiſer Wilhelms II .

Anläßlich ſeines Beſuches am 9. Auguſt 1905 in Gneſen erwähnte

wir nicht beſſer ſchließen 7

er folgendes Vorkommnis :
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neinem letzten Beſuch im Vatikan der greiſe Leo XIII .

aßte er mich mit beiden Händen undyn mir Abſchied nahm ,

er mir ſeinen Segen mitzdem ich Proteſtant bin —

Ii verſpreche Euerer Majeſtät

zoliken Untertanen ſind , ſämtlicher

Standes , daß ſie ſtets treue Untertanen des
f

ſei . “ An Ihnen ,

vom Kapitel , wird es ſein , das ho zort des prieſter —

ichen Greiſes zur Wirklichkeit zu machen , auf daß derſelbe nicht der —

einſt noch nach ſeinem Tode wortbri werde dem deutſchen Kaiſer

zjegenüber keiner Mithilfe ſollen Sie ſtets gewärtig bleiben . “

Vor dieſer J aber hat Kaiſer Wilhelm II . folgende feier —

iche Zuſicherung gegeben :

Es hat den Anſchein , als ob manche meiner polniſchen

Untertanen immer noch nicht im klaren darüber 1 ob ſie

nd Recht unter dem Hohenzollernbanner finden ,

leicht angeregte Phantaſie mit der Pflege ge —

Erinnerungen kann manches begeiſterte Gemüt

ſo auch heute ,

katholiſche Pole

ſſe , daß ſeine Religion geehrt wird von mir , und daß er

möchte ich

isübung derſelben in Weiſe geſtört werden

Ehrfurcht und Achtung vor anderen Kon —

ihren hat , ebenſo wie wir vor der ſeinen . “

Weg zur Erreichung dieſes Zieles — und fügen wir gleich

bei: der einzige Weg zur ungeſtörten Ausübung der Religion iſt die

Annahme des Toleranzantrages . Hoffen wir , daß derſelbe gemäß dieſer

kaiſerlichen Zuſage bald ſeinen Platz im „ Reichsanzeiger “ finden möge ,

unterzeichnet : Wilhelm , I. R. !

Sochsche 8
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